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Verfahrensordnung der Fakultät Maschinenbau zur 
Verleihung der Bezeichnungen 
„Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und  
„außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ vom 25. Januar 2016 
 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die Hoch-
schulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 
2014 (GV. NRW S. 547) hat die Technische Universität Dortmund die folgende Ordnung 
erlassen: 
Abschnitt 1: Geltungsbereich 
§ 1 Geltungsbereich 
Diese Ordnung gilt für alle an der Fakultät durchgeführten Verfahren zur Verleihung der 
Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / “Honorarprofessor“ und „außerplanmäßige Pro-
fessorin“/“außerplanmäßiger Professor“. 
Abschnitt 2: Verleihung der Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ 
§ 2 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 
(1) Die Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ kann gemäß § 41 
Abs. 2 HG  von der Fakultät an Personen verliehen werden, die auf einem an der 
Fakultät vertretenen Fachgebiet entsprechend den Anforderungen für hauptbe-
rufliche Professorinnen und Professorenhervorragende Leistungen 
 1. in der beruflichen Praxis bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftli-
cher Erkenntnisse und Methoden oder 
 2. in Forschung, Kunst und Lehre, künstlerischen Entwicklungsvorhaben und 
Kunstausübung  
erbringen. 
(2) Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätig-
keit an einer Hochschule von in der Regel 5 Jahren voraus. Die Lehrtätigkeit i.S.d. 
Satzes 1 muss mindestens 2 Semesterwochenstunden umfassen. Die Frist kann 
bei Vorliegen außergewöhnlicher Leistungen abgekürzt werden. 
(3) Die Bezeichnung soll nur an Personen verliehen werden, die durch ihre Lehrtätig-
keit zur Bereicherung des Lehrprogramms beigetragen und darüber hinaus beson-
deres Engagement, z. B. durch Veröffentlichungen zum vertretenen Lehrgebiet 
oder Mitwirkung an der Forschung, gezeigt haben.  
(4) Die Verleihung der Bezeichnung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den 
Anspruch auf Übertragung eines Amtes. Durch die Verleihung der Bezeichnung 
wird sie / er Mitglied der Universität im Sinne von § 9 Abs. 1 HG, sofern sie / er 
nicht bereits aus einem anderen Rechtsgrund Mitglied der Universität ist. 
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(5) Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwortungs-
voll erfolgen. Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechtergerechte 
Verteilung zu achten. 
§ 3 Verleihungsverfahren 
(1) Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an die Dekanin / den Dekan zu rich-
ten. Antragsberechtigt sind die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer der 
Fakultät. Der Antrag bedarf der Schriftform und ist zu begründen.  
(2) Die Dekanin / der Dekan leitet den Antrag an den Fakultätsrat weiter. Der Fakul-
tätsrat lehnt die Eröffnung des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvorausset-
zungen offensichtlich nicht vorliegen. Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die 
Eröffnung des Verfahrens.  
(3) Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorberei-
tung der Entscheidung  über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommis-
sion. Mit Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer, eine akademische Mitarbeiterin oder ein akademi-
scher Mitarbeiter und eine Studentin oder ein Student an. Die Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hoch-
schule, die übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; min-
destens ein Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät 
sein. Die Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtig-
ten Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer mindestens einen Sitz mehr als die übrigen Mitglieder haben. Der Fa-
kultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht stimmberechtigte Mitglieder der 
Kommission wählen. Unter den stimmberechtigten Mitgliedern der Kommission 
wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine Professorin oder einen Professor 
zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden der Kommission. Im Fall des vorzeitigen 
Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder der Vorsitzenden oder des 
Vorsitzenden wählt der Fakultätsrat unverzüglich eine entsprechende Nachfolge-
rin oder einen entsprechenden Nachfolger. Die Kommission soll geschlechtspari-
tätisch besetzt sein. Die Gleichstellungsbeauftragte der Universität ist wie ein 
Mitglied zu laden und zu informieren. 
(4) Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in dem 
sie die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung aus-
spricht. Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 2 Abs. 2 
und mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzun-
gen i.S.d. § 2 Abs. 1 beizufügen. Die Gutachterinnen/Gutachter müssen auswärtige 
fachkompetente Professorinnen/Professoren sein. 
(5)  Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über  
die Verleihung der Bezeichnung.  
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(6) Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 
die Dekanin / der Dekan das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begrün-
dung der Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvorausset-
zungen und den Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. Der Begrün-
dung beizufügen sind die eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein 
Verzeichnis der Veröffentlichungen der/des Betroffenen. Das Rektorat prüft an-
hand der vorgelegten Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von 
sachfremden Erwägungen durchgeführt wurde.   
(7) Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von der Rektorin / dem Rektor 
und der Dekanin /dem Dekan eigenhändig unterzeichnet. Die Verleihung wird mit 
dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde 
ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Die Verleihung auf einen zurücklie-
genden Zeitpunkt ist unzulässig. 
§ 4 Lehrberechtigung und -verpflichtung 
Durch die Verleihung der Bezeichnung ist die Honorarprofessorin/der Honorarpro-
fessor berechtigt und bis zur Vollendung der Regelaltersgrenze gem. § 31 Abs. 1 S. 
2, Abs. 2 S. 1, 2 LBG NRW, verpflichtet, auf ihrem / seinem Fachgebiet im Umfang 
von zwei Semesterwochenstunden zu lehren. Satz 1 gilt nicht, soweit für die Ho-
norarprofessorin/den Honorarprofessor bereits aus einem anderen rechtlichen 
Grund eine Lehrverpflichtung in mindestens diesem Umfang an der Universität 
besteht. Auf Antrag der Honorarprofessorin/des Honorarprofessors kann die De-
kanin/der Dekan sie/ihn aus wichtigem Grund von der Lehrverpflichtung nach Satz 
1 befreien. Die Befreiung soll auf ein Semester oder ein Studienjahr befristet wer-
den. Eine unbefristete Befreiung ist zu widerrufen, sobald der wichtige Grund ent-
fallen ist. Ein Anspruch auf Ausstattung, Arbeitsplatz oder Vergütung besteht 
nicht. 
§ 5 Rücknahme und Widerruf 
(1) Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte durch ihr bzw. sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre 
bzw. seine Stellung erfordert, verletzt. Das Ansehen oder das Vertrauen kann ins-
besondere dadurch verletzt werden, dass die oder der Berechtigte eine Handlung 
begeht, die bei einer Beamtin oder einem Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur 
Folge hätte, die nur in einem Disziplinarverfahren verhängt werden kann. Die Ver-
leihung der Bezeichnung kann zudem widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte ihrer oder seiner Lehrverpflichtung an der Universität mehr als zwei Jah-
re nicht nachkommt.  
(2) Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 
vorliegt, der bei einer Beamtin / einem Beamten die Rücknahme der Ernennung 
rechtfertigen würde. Eine Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 
werden kann, in denen eine Begünstigte oder ein Begünstigter 
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1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt 
hat, 
2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung un-
richtig oder unvollständig waren oder 
3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit 
nicht kannte. 
 
(3) Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. Der / dem Betroffe-
nen ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Ge-
hör zu geben. Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen. 
Abschnitt 3: Verleihung der Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplan-
mäßiger Professor“ 
§ 6 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 
(1) Die Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 
kann gemäß § 41 Abs. 1 HG an Personen verliehen werden, die die Einstellungsvo-
raussetzungen einer Professorin / eines Professors nach § 36 HG erfüllen und in 
Forschung und Lehre hervorragende Leistungen erbringen. 
 
(2) Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätig-
keit von in der Regel 5 Jahren nach Vorliegen der Einstellungsvoraussetzungen 
gemäß § 36 HG voraus. Die Lehrtätigkeit i.S.d. Satzes 1 muss mindestens 2 Se-
mesterwochenstunden umfassen. Die Frist kann bei Vorliegen außergewöhnlicher 
Leistungen  abgekürzt werden.  
 
(3) Die Bezeichnung soll nur an Personen verliehen werden, die durch ihre Lehrtätig-
keit zur Bereicherung des Lehrprogramms beigetragen und darüber hinaus beson-
deres Engagement, z. B. durch Veröffentlichungen zum vertretenen Lehrgebiet 
oder Mitwirkung an der Forschung, gezeigt haben.  
 
(4) Die Verleihung der Bezeichnung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den 
Anspruch auf Übertragung eines Amtes. Durch die Verleihung der Bezeichnung 
wird sie / er Mitglied der Universität  im Sinne des § 9 Abs. 1 HG, sofern sie / er 
nicht bereits aus einem anderen Rechtsgrund Mitglied der Universität ist. 
 
(5) Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwortungs-
voll erfolgen. Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechtergerechte 
Verteilung zu achten. 
§ 7 Verleihungsverfahren 
(1) Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an die Dekanin / den Dekan zu rich-
ten. Antragsberechtigt sind die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer und in 
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eigener Sache zudem die akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fa-
kultät. Der Antrag bedarf der Schriftform und ist zu begründen. 
 
(2) Die Dekanin / der Dekan leitet den Antrag an den Fakultätsrat weiter. Der Fakul-
tätsrat lehnt die Eröffnung des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraus-
setzungen offensichtlich nicht vorliegen. Ansonsten beschließt der Fakultätsrat 
die Eröffnung des Verfahrens. 
 
(3) Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorberei-
tung der Entscheidung  über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommis-
sion. Mit Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer, eine akademische Mitarbeiterin oder ein akademi-
scher Mitarbeiter und eine Studentin oder ein Student an. Die Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hoch-
schule, die übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; min-
destens ein Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät 
sein. Die Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtig-
ten Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer mindestens einen Sitz mehr als die übrigen Mitglieder haben. Der Fa-
kultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht stimmberechtigte Mitglieder der 
Kommission wählen. Unter den stimmberechtigten Mitgliedern der Kommission 
wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine Professorin oder einen Professor 
zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden der Kommission. Im Fall des vorzeitigen 
Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder der Vorsitzenden oder des 
Vorsitzenden wählt der Fakultätsrat unverzüglich eine entsprechende Nachfolge-
rin oder einen entsprechenden Nachfolger. Die Kommission soll geschlechtspari-
tätisch besetzt sein. Die Gleichstellungsbeauftragte der Universität ist wie ein 
Mitglied zu laden und zu informieren.  
 
(4) Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen  und begründeten  Vorschlag, in 
dem sie die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung 
ausspricht. Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 6 Abs. 
2 und mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvorausset-
zungen i.S.d. § 6 Abs. 1 beizufügen. Die Gutachterinnen/Gutachter müssen aus-
wärtige fachkompetente Professorinnen/Professoren sein.  
 
(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über  
die Verleihung der Bezeichnung.  
 
(6) Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 
die Dekanin/der Dekan das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung 
der Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen 
und den Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. Der Begründung beizu-
fügen sind die eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis 
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der Veröffentlichungen der/des Betroffenen. Das Rektorat prüft anhand der vorge-
legten Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden 
Erwägungen durchgeführt wurde.  
 
(7) Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung  wird von der Rektorin / dem Rektor 
und der Dekanin/dem Dekan eigenhändig unterzeichnet. Die Verleihung wird mit 
dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde 
ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Die Verleihung auf einen zurücklie-
genden Zeitpunkt ist unzulässig. 
§ 8 Lehrberechtigung und -verpflichtung 
Durch die Verleihung der Bezeichnung ist die außerplanmäßige Professorin / der 
außerplanmäßige Professor berechtigt und bis zur Vollendung der Regelalters-
grenze gem. § 31 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 S. 1, 2 LBG NRW, verpflichtet, auf ihrem / sei-
nem Fachgebiet im Umfang von zwei Semesterwochenstunden zu lehren. 
Satz 1 gilt nicht, soweit für die außerplanmäßige Professorin/den außerplanmäßi-
gen Professor bereits aus einem anderen rechtlichen Grund eine Lehrverpflich-
tung in mindestens diesem Umfang an der Universität besteht. Auf Antrag der au-
ßerplanmäßigen Professorin/des außerplanmäßigen Professors kann die Deka-
nin/der Dekan sie/ihn aus wichtigem Grund von der Lehrverpflichtung nach Satz 1 
befreien. Die Befreiung soll auf ein Semester oder ein Studienjahr befristet wer-
den. Eine unbefristete Befreiung ist zu widerrufen, sobald der wichtige Grund ent-
fallen ist. Ein Anspruch auf Ausstattung, Arbeitsplatz oder Vergütung besteht 
nicht. 
§ 9 Rücknahme und Widerruf 
(1) Die Verleihung der Bezeichnung  kann widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte durch ihr bzw. sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre 
bzw. seine Stellung erfordert, verletzt. Das Ansehen oder Vertrauen kann insbe-
sondere dadurch verletzt werden, dass die oder der Berechtigte eine Handlung 
begeht, die bei einer Beamtin oder einem Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur 
Folge hätte, die nur in einem Disziplinarverfahren verhängt werden kann. Die Ver-
leihung der Bezeichnung kann zudem widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte ihrer oder seiner Lehrverpflichtung an der Universität mehr als zwei Jah-
re nicht nachkommt. 
 
(2) Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 
vorliegt, der bei einer Beamtin / einem Beamten die Rücknahme der Ernennung 
rechtfertigen würde. Eine Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 
werden kann, in denen eine Begünstigte oder ein Begünstigter 
1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt 
hat, 
2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung un-
richtig oder unvollständig waren oder 
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3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit 
nicht kannte. 
 
(3) Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. Der / dem Betroffe-
nen ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Ge-
hör zu geben. Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen. 
 
Abschnitt 4: Schlussbestimmungen 
§ 10 Inkrafttreten 
Diese Verfahrensordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 
Dortmund veröffentlicht und tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Maschinenbau 
der Technischen Universität Dortmund vom 02.12.2015. 
 
Dortmund, 25. Januar 2016 
 
Die Rektorin  
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Dr. h.c. Ursula Gather 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
4/2016          Seite 8 
 
Verfahrensordnung der Fakultät Humanwissenschaften und Theologie zur 
Verleihung der Bezeichnungen 
„Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und  
„außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ vom 25. Januar 2016 
 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die Hoch-
schulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 
2014 (GV. NRW S. 547) hat die Technische Universität Dortmund die folgende Ordnung 
erlassen: 
Abschnitt 1: Geltungsbereich 
§ 1 Geltungsbereich 
Diese Ordnung gilt für alle an der Fakultät durchgeführten Verfahren zur Verleihung der 
Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / “Honorarprofessor“ und „außerplanmäßige Pro-
fessorin“/“außerplanmäßiger Professor“. 
Abschnitt 2: Verleihung der Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ 
§ 2 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 
(1) Die Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ kann gemäß § 41 
Abs. 2 HG  von der Fakultät an Personen verliehen werden, die auf einem an der 
Fakultät vertretenen Fachgebiet entsprechend den Anforderungen für hauptbe-
rufliche Professorinnen und Professorenhervorragende Leistungen 
 1. in der beruflichen Praxis bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftli-
cher Erkenntnisse und Methoden oder 
 2. in Forschung, Kunst und Lehre, künstlerischen Entwicklungsvorhaben und 
Kunstausübung  
erbringen. 
(2) Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätig-
keit an einer Hochschule von in der Regel 5 Jahren voraus. Die Lehrtätigkeit i.S.d. 
Satzes 1 muss mindestens 2 Semesterwochenstunden umfassen. Die Frist kann 
bei Vorliegen außergewöhnlicher Leistungen abgekürzt werden. 
(3) Die Bezeichnung soll nur an Personen verliehen werden, die durch ihre Lehrtätig-
keit zur Bereicherung des Lehrprogramms beigetragen und darüber hinaus beson-
deres Engagement, z. B. durch Veröffentlichungen zum vertretenen Lehrgebiet 
oder Mitwirkung an der Forschung, gezeigt haben.  
(4) Die Verleihung der Bezeichnung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den 
Anspruch auf Übertragung eines Amtes. Durch die Verleihung der Bezeichnung 
wird sie / er Mitglied der Universität im Sinne von § 9 Abs. 1 HG, sofern sie / er 
nicht bereits aus einem anderen Rechtsgrund Mitglied der Universität ist. 
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(5) Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwortungs-
voll erfolgen. Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechtergerechte 
Verteilung zu achten. 
§ 3 Verleihungsverfahren 
(1) Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an die Dekanin / den Dekan zu rich-
ten. Antragsberechtigt sind die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer der 
Fakultät. Der Antrag bedarf der Schriftform und ist zu begründen.  
(2) Die Dekanin / der Dekan leitet den Antrag an den Fakultätsrat weiter. Der Fakul-
tätsrat lehnt die Eröffnung des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvorausset-
zungen offensichtlich nicht vorliegen. Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die 
Eröffnung des Verfahrens.  
(3) Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorberei-
tung der Entscheidung  über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommis-
sion. Mit Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer, eine akademische Mitarbeiterin oder ein akademi-
scher Mitarbeiter und eine Studentin oder ein Student an. Die Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hoch-
schule, die übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; min-
destens ein Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät 
sein. Die Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtig-
ten Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer mindestens einen Sitz mehr als die übrigen Mitglieder haben. Der Fa-
kultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht stimmberechtigte Mitglieder der 
Kommission wählen. Unter den stimmberechtigten Mitgliedern der Kommission 
wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine Professorin oder einen Professor 
zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden der Kommission. Im Fall des vorzeitigen 
Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder der Vorsitzenden oder des 
Vorsitzenden wählt der Fakultätsrat unverzüglich eine entsprechende Nachfolge-
rin oder einen entsprechenden Nachfolger. Die Kommission soll geschlechtspari-
tätisch besetzt sein. Die Gleichstellungsbeauftragte der Universität ist wie ein 
Mitglied zu laden und zu informieren. 
(4) Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in dem 
sie die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung aus-
spricht. Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 2 Abs. 2 
und mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzun-
gen i.S.d. § 2 Abs. 1 beizufügen. Die Gutachterinnen/Gutachter müssen auswärtige 
fachkompetente Professorinnen/Professoren sein. 
(5)  Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über  
die Verleihung der Bezeichnung.  
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(6) Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 
die Dekanin / der Dekan das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begrün-
dung der Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvorausset-
zungen und den Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. Der Begrün-
dung beizufügen sind die eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein 
Verzeichnis der Veröffentlichungen der/des Betroffenen. Das Rektorat prüft an-
hand der vorgelegten Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von 
sachfremden Erwägungen durchgeführt wurde.   
(7) Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von der Rektorin / dem Rektor 
und der Dekanin /dem Dekan eigenhändig unterzeichnet. Die Verleihung wird mit 
dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde 
ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Die Verleihung auf einen zurücklie-
genden Zeitpunkt ist unzulässig. 
§ 4 Lehrberechtigung und -verpflichtung 
Durch die Verleihung der Bezeichnung ist die Honorarprofessorin/der Honorarpro-
fessor berechtigt und bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres verpflichtet, auf ih-
rem/seinem Fachgebiet im Umfang von zwei Semesterwochenstunden zu lehren. 
Satz 1 gilt nicht, soweit für die Honorarprofessorin/den Honorarprofessor bereits 
aus einem anderen rechtlichen Grund eine Lehrverpflichtung in mindestens die-
sem Umfang an der Universität besteht. Auf Antrag der Honorarprofessorin/des 
Honorarprofessors kann die Dekanin/der Dekan sie/ihn aus wichtigem Grund von 
der Lehrverpflichtung nach Satz 1 befreien. Die Befreiung soll auf ein Semester 
oder ein Studienjahr befristet werden. Eine unbefristete Befreiung ist zu widerru-
fen, sobald der wichtige Grund entfallen ist. Ein Anspruch auf Ausstattung, Ar-
beitsplatz oder Vergütung besteht nicht. 
§ 5 Rücknahme und Widerruf 
(1) Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte durch ihr bzw. sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre 
bzw. seine Stellung erfordert, verletzt. Das Ansehen oder das Vertrauen kann ins-
besondere dadurch verletzt werden, dass die oder der Berechtigte eine Handlung 
begeht, die bei einer Beamtin oder einem Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur 
Folge hätte, die nur in einem Disziplinarverfahren verhängt werden kann. Die Ver-
leihung der Bezeichnung kann zudem widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte ihrer oder seiner Lehrverpflichtung an der Universität mehr als zwei Jah-
re nicht nachkommt.  
(2) Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 
vorliegt, der bei einer Beamtin / einem Beamten die Rücknahme der Ernennung 
rechtfertigen würde. Eine Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 
werden, in denen eine Begünstigte oder ein Begünstigter 
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1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt 
hat, 
2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung un-
richtig oder unvollständig waren oder 
3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit 
nicht kannte. 
 
(3) Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. Der / dem Betroffe-
nen ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Ge-
hör zu geben. Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen. 
Abschnitt 3: Verleihung der Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplan-
mäßiger Professor“ 
§ 6 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 
(1) Die Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 
kann gemäß § 41 Abs. 1 HG an Personen verliehen werden, die die Einstellungsvo-
raussetzungen einer Professorin / eines Professors nach § 36 HG erfüllen und in 
Forschung und Lehre hervorragende Leistungen erbringen. 
 
(2) Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätig-
keit von in der Regel 5 Jahren nach Vorliegen der Einstellungsvoraussetzungen 
gemäß § 36 HG voraus. Die Lehrtätigkeit i.S.d. Satzes 1 muss mindestens 2 Se-
mesterwochenstunden umfassen. Die Frist kann bei Vorliegen außergewöhnlicher 
Leistungen  abgekürzt werden.  
 
(3) Die Bezeichnung soll nur an Personen verliehen werden, die durch ihre Lehrtätig-
keit zur Bereicherung des Lehrprogramms beigetragen und darüber hinaus beson-
deres Engagement, z. B. durch Veröffentlichungen zum vertretenen Lehrgebiet 
oder Mitwirkung an der Forschung, gezeigt haben.  
 
(4) Die Verleihung der Bezeichnung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den 
Anspruch auf Übertragung eines Amtes. Durch die Verleihung der Bezeichnung 
wird sie / er Mitglied der Universität  im Sinne des § 9 Abs. 1 HG, sofern sie / er 
nicht bereits aus einem anderen Rechtsgrund Mitglied der Universität ist. 
 
(5) Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwortungs-
voll erfolgen. Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechtergerechte 
Verteilung zu achten. 
§ 7 Verleihungsverfahren 
(1) Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an die Dekanin / den Dekan zu rich-
ten. Antragsberechtigt sind die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer und in 
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eigener Sache zudem die akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fa-
kultät. Der Antrag bedarf der Schriftform und ist zu begründen. 
 
(2) Die Dekanin / der Dekan leitet den Antrag an den Fakultätsrat weiter. Der Fakul-
tätsrat lehnt die Eröffnung des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraus-
setzungen offensichtlich nicht vorliegen. Ansonsten beschließt der Fakultätsrat 
die Eröffnung des Verfahrens. 
 
(3) Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorberei-
tung der Entscheidung  über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommis-
sion. Mit Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer, eine akademische Mitarbeiterin oder ein akademi-
scher Mitarbeiter und eine Studentin oder ein Student an. Die Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hoch-
schule, die übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; min-
destens ein Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät 
sein. Die Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtig-
ten Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer mindestens einen Sitz mehr als die übrigen Mitglieder haben. Der Fa-
kultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht stimmberechtigte Mitglieder der 
Kommission wählen. Unter den stimmberechtigten Mitgliedern der Kommission 
wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine Professorin oder einen Professor 
zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden der Kommission. Im Fall des vorzeitigen 
Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder der Vorsitzenden oder des 
Vorsitzenden wählt der Fakultätsrat unverzüglich eine entsprechende Nachfolge-
rin oder einen entsprechenden Nachfolger. Die Kommission soll geschlechtspari-
tätisch besetzt sein. Die Gleichstellungsbeauftragte der Universität ist wie ein 
Mitglied zu laden und zu informieren.  
 
(4) Die Kommission erarbeitet auf der Grundlage eines vom Fakultätsrat beschlosse-
nen Kriterienkataloges einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in dem sie 
die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung aus-
spricht. Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 6 Abs. 2 
und mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzun-
gen i.S.d. § 6 Abs. 1 beizufügen. Die Gutachterinnen/Gutachter müssen auswärti-
ge fachkompetente Professorinnen/Professoren sein.  
 
(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über  
die Verleihung der Bezeichnung.  
 
(6) Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 
die Dekanin/der Dekan das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung 
der Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen 
und den Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. Der Begründung beizu-
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fügen sind die eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis 
der Veröffentlichungen der/des Betroffenen. Das Rektorat prüft anhand der vorge-
legten Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden 
Erwägungen durchgeführt wurde.  
 
(7) Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung  wird von der Rektorin / dem Rektor 
und der Dekanin/dem Dekan eigenhändig unterzeichnet. Die Verleihung wird mit 
dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde 
ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Die Verleihung auf einen zurücklie-
genden Zeitpunkt ist unzulässig. 
§ 8 Lehrberechtigung und -verpflichtung 
Durch die Verleihung der Bezeichnung  ist die außerplanmäßige Professorin/der 
außerplanmäßige Professor berechtigt und bis zur Vollendung des 65. Lebensjah-
res verpflichtet, auf ihrem/seinem Fachgebiet im Umfang von zwei Semesterwo-
chenstunden zu lehren. Satz 1 gilt nicht, soweit für die außerplanmäßige Profes-
sorin/den außerplanmäßigen Professor bereits aus einem anderen rechtlichen 
Grund eine Lehrverpflichtung in mindestens diesem Umfang an der Universität 
besteht. Auf Antrag der außerplanmäßigen Professorin/des außerplanmäßigen 
Professors kann die Dekanin/der Dekan sie/ihn aus wichtigem Grund von der 
Lehrverpflichtung nach Satz 1 befreien. Die Befreiung soll auf ein Semester oder 
ein Studienjahr befristet werden. Eine unbefristete Befreiung ist zu widerrufen, 
sobald der wichtige Grund entfallen ist. Ein Anspruch auf Ausstattung, Arbeits-
platz oder Vergütung besteht nicht. 
§ 9 Rücknahme und Widerruf 
(1) Die Verleihung der Bezeichnung  kann widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte durch ihr bzw. sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre 
bzw. seine Stellung erfordert, verletzt. Das Ansehen oder Vertrauen kann insbe-
sondere dadurch verletzt werden, dass die oder der Berechtigte eine Handlung 
begeht, die bei einer Beamtin oder einem Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur 
Folge hätte, die nur in einem Disziplinarverfahren verhängt werden kann. Die Ver-
leihung der Bezeichnung kann zudem widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte ihrer oder seiner Lehrverpflichtung an der Universität mehr als zwei Jah-
re nicht nachkommt. 
 
(2) Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 
vorliegt, der bei einer Beamtin / einem Beamten die Rücknahme der Ernennung 
rechtfertigen würde. Eine Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 
werden, in denen eine Begünstigte oder ein Begünstigter 
1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt 
hat, 
2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung un-
richtig oder unvollständig waren oder 
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3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit 
nicht kannte. 
 
(3) Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. Der / dem Betroffe-
nen ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Ge-
hör zu geben. Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen. 
 
Abschnitt 4: Schlussbestimmungen 
§ 10 Inkrafttreten 
Diese Verfahrensordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 
Dortmund veröffentlicht und tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Humanwissen-
schaften und Theologie der Technischen Universität Dortmund vom 09.12.2015. 
 
Dortmund, 25. Januar 2016 
 
Die Rektorin  
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Dr. h.c. Ursula Gather 
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Erste Ordnung zur Änderung der Promotionsordnung der Fakultät Maschinenbau der 
Technischen Universität Dortmund vom 25. Januar 2016 
 
Auf Grund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 67 Abs. 3 des Gesetzes über die Hochschu-
len des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 





Die Promotionsordnung der Fakultät Maschinenbau vom 05.06.2012 (Amtliche Mitteilun-
gen Nr. 8/2012, S. 8) wird wie folgt geändert: 
 
1. § 1 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 
„Sie verleiht nach Maßgabe dieser Promotionsordnung  
a)  aufgrund einer Promotion im Fach Maschinenbau oder aufgrund einer überwiegend 
ingenieurwissenschaftlich ausgerichteten Promotion im Fach Logistik den Grad einer 
Doktorin/ eines Doktors der Ingenieurwissenschaften (Dr.-Ing.), 
b) aufgrund einer überwiegend wirtschaftswissenschaftlich ausgerichteten Promotion 
im Fach Logistik den Grad einer Doktorin/ eines Doktors der Wirtschaftswissenschaft 
(Dr. rer. pol.) und 
c)  aufgrund einer Promotion im Fach Didaktik der Technik den Grad einer Dokto-
rin/eines Doktors der Erziehungswissenschaft (Dr. paed.). 
Für die Durchführung des Verfahrens ist die Fakultät Maschinenbau zuständig.“ 
 
b) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst: 
„Die Technische Universität Dortmund kann auf Antrag der Fakultät Maschinenbau den 
Doktorgrad ehrenhalber (Dr.-Ing. h. c. oder Dr. rer. pol. h. c.) vergeben (§ 24).“ 
 
2. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 
„Einschlägig im Sinne des Absatzes 1 für die Zulassung zur Promotion zur Doktorin/zum 
Doktor der Ingenieurwissenschaften oder zur Doktorin/zum Doktor der Erziehungswis-
senschaft ist ein Studium des Maschinenbaus, der Logistik, des Wirtschaftsingenieurwe-
sens oder des Faches Technik in einem Lehramtsstudiengang; als einschlägig angesehen 
wird auch ein Studium, das einen hinreichend hohen Anteil an Inhalten der Ingenieurwis-
senschaften aufweist (dies kann z.B. ein Studium der Elektrotechnik, Luft- und Raum-
fahrtechnik, Informatik, des Bauingenieurwesens, der Mathematik oder Wirtschaftswis-
senschaft sein). Einschlägig im Sinne des Absatzes 1 für die Zulassung zur Promotion zur 
Doktorin/zum Doktor der Wirtschaftswissenschaft ist ein Studium der Logistik, des Wirt-
schaftsingenieurwesens, des Supply Chain Managements oder der Wirtschaftswissen-
schaft; als einschlägig angesehen wird auch ein Studium, das einen hinreichend hohen 
Anteil an Inhalten der Logistik und des Supply Chain Managements aufweist (dies kann z. 
B. ein Studium der Informatik, der Mathematik oder der Physik sein). Über das Vorliegen 
eines hinreichend hohen Anteils im Einzelfall entscheidet der Promotionsausschuss. Der 
Promotionsausschuss kann in begründeten Ausnahmefällen auch andere Bewerberin-
nen/Bewerber zulassen. Die Zulassung nach Satz 4 kann der Promotionsausschuss von 
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einer Absolvierung promotionsvorbereitender Studien im Sinne des Abs. 3 abhängig ma-
chen.“ 
 
b) In Absatz 3 wird in Satz 1 der Klammerzusatz „(und ggf. Abs. 2)“ gestrichen und fol-
gender Satz 2 eingefügt: „Der Umfang von promotionsvorbereitenden Studien nach Abs. 2 
Satz 5 hängt davon ab, welche Kenntnisse von der Bewerberin/dem Bewerber erworben 
werden müssen, um die fehlende Einschlägigkeit des Studiums im Sinne des Abs. 1 aus-
zugleichen.“ Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 und 4. 
 
3. In § 10 werden folgende Sätze 4 bis 8 angefügt: 
 
 „In der Dissertation sind alle Stellen kenntlich zu machen, die anderen Werken dem 
Wortlaut oder Sinn nach entnommen sind. Literatur und Quellenhinweise sind in einem 
ausführlichen Schriftenverzeichnis zusammenzufassen. Teile der Dissertation, die be-
reits Gegenstand einer Abschlussarbeit eines erfolgreich absolvierten staatlichen oder 
akademischen Prüfungsverfahrens waren, sind als solche zu kennzeichnen. Die Disserta-
tion kann auf den Erkenntnissen solcher Teile aufbauen, muss diese Erkenntnisse dann 
aber erheblich vertiefen oder erweitern. Die Veröffentlichung von Teilergebnissen der 
Dissertation vor Einreichung der Arbeit ist erlaubt, wenn die Teilergebnisse zum Zwecke 
der Erstellung der Dissertation erarbeitet wurden und die Doktorandin/der Doktorand 
bereits zum Promotionsverfahren zugelassen ist.“ 
 
4. In § 11 Absatz 2 lit. d) werden hinter dem Wort „Fassung“ die Worte „oder in Teilen“ 
eingefügt. 
 
5. In § 18 Absatz 3 wird lit. a) gestrichen. Die bisherigen lit. b) bis d) werden lit. a) bis c). 
 
6. § 22 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Der Doktorgrad wird aberkannt, wenn sich nachträglich herausstellt, dass er durch Täu-
schung erworben worden ist oder wenn, insbesondere aufgrund einer vorsätzlich oder 
fahrlässig abgegebenen falschen Erklärung der Doktorandin oder des Doktoranden, we-
sentliche Voraussetzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen worden 
sind.“ 
 
7. § 24 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Der Doktorgrad „ehrenhalber“ Dr.-Ing. h. c. darf nur für hervorragende Leistungen auf 
dem Gebiet des Maschinenbaus oder für hervorragende Leistungen auf dem Gebiet der 
Logistik mit ingenieurwissenschaftlichem Schwerpunkt verliehen werden. Der Doktor-
grad „ehrenhalber“ Dr. rer. pol. h. c. darf nur für hervorragende Leistungen auf dem Ge-




1. Diese Ordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen 
der Technischen Universität Dortmund in Kraft. Zugleich wird die Promotionsordnung der 
Fakultät Maschinenbau neu bekannt gemacht. 
 
2. Für Doktorandinnen und Doktoranden, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Änderungsordnung den Antrag auf Zulassung zum Promotionsverfahren gestellt haben, 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
4/2016          Seite 17 
 
 
finden §§ 10 und 18 der Promotionsordnung weiterhin in der vor Inkrafttreten dieser Än-
derungsordnung geltenden Fassung Anwendung; eine Veröffentlichung von Teilergebnis-
sen nach der neuen Fassung des § 10 Satz 8 ist jedoch auch für diese Doktorandinnen 
und Doktoranden erlaubt. 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses Fakultätsrates der Fakultät Maschinenbau der 
Technischen Universität Dortmund vom 02.12.2015.  
 
 
Dortmund, den 25. Januar 2016 
 
Die Rektorin 
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin  
Dr. Dr. h.c. Ursula Gather 
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für die Masterstudiengänge Mathematik und Technomathematik 
an der Technischen Universität Dortmund 
vom 29. Dezember 2015 
(AM Nr. 1 / 2016, S. 36 ff.) 
 
Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz- HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547) 






§ 1 Geltungsbereich der Masterprüfungsordnung 
§ 2 Ziel des Studiums 
§ 3 Zugangsvoraussetzungen 
§ 4 Mastergrad 
§ 5 Leistungspunktesystem 
§ 6 Regelstudienzeit und Studienumfang  
§ 7 Prüfungen und Nachteilsausgleich 
§ 8 Fristen für Prüfungsleistungen, Wiederholung von Prüfungen, Bestehen der Masterprüfung, 
endgültiges Nichtbestehen 
§ 9 Prüfungsausschuss 
§ 10 Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 
§ 11 Anerkennung von Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 




§ 13 Zulassung zur Masterprüfung 
§ 14 Umfang der Masterprüfung 
§ 15 Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen, Erwerb von Leistungspunkten, 
Bildung von Noten 
§ 16 Masterarbeit (Thesis) 
§ 17 Abgabe und Bewertung der Masterarbeit 
§ 18 Zusatzqualifikationen 
§ 19 Zeugnis, Bescheinigungen für einen Hochschulwechsel 




§ 21 Ungültigkeit von Prüfungsleistungen und Aberkennung des Mastergrades 
§ 22 Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
§ 23 Anwendungsbereich, Inkrafttreten und Veröffentlichung 
 
Anhang: I.  Studienverlauf  
     II. Studienstruktur 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 





Geltungsbereich der Masterprüfungsordnung 
(1) Diese Masterprüfungsordnung gilt für die Masterstudiengänge Mathematik und Technoma-
thematik an der Fakultät für Mathematik der Technischen Universität Dortmund. Sie regelt 
gemäß § 64 Absatz 1 Hochschulgesetz NRW (HG) die Strukturen des Masterstudiums. 
(2) In den Modulbeschreibungen sind die einzelnen Studienelemente, die Lehrinhalte und zu 
erwerbenden Kompetenzen dargestellt. Sie sind nicht Bestandteil dieser Prüfungsordnung. 
Sie werden durch die zuständigen Fakultätsräte beschlossen und sind dem Rektorat anzu-
zeigen.  
(3) Das Studium und die Modulprüfungen in den Nebenfächern sind nach den Bestimmungen 
der jeweils gültigen Nebenfachvereinbarung sowie der für das jeweilige Nebenfach maßgeb-
lichen Prüfungsordnung zu absolvieren. 
 
§ 2 
Ziel des Studiums 
Das Masterstudium in Mathematik bzw. Technomathematik soll auf eine Tätigkeit in Wirtschaft 
und Industrie oder im öffentlichen Dienst fachlich vorbereiten. Die Absolventinnen oder Absolven-
ten sollen in der Lage sein, Verfahren zur Lösung praktischer Probleme mit Hilfe mathematischer 
Methoden und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Erfordernisse zu entwickeln und um-
zusetzen. Weiterhin soll das Masterstudium auf die Promotion in Mathematik oder einem Anwen-
dungsfach vorbereiten. 
Durch den erfolgreichen Abschluss des Studiums haben die Absolventinnen oder Absolventen 
bewiesen, dass sie 
 zu eigenverantwortlicher, mathematischer bzw. technomathematischer Tätigkeit in Wirt-
schaft und Industrie fähig sind, 
 in der Lage sind, auch sehr komplexe mathematische Problemstellungen in der Praxis zu 
erkennen und zu analysieren sowie neue wissenschaftliche Lösungsansätze zu generieren 
und umzusetzen, 
 die Fähigkeit besitzen, zur Lösung von Planungs-, Entwicklungs- und Forschungsaufgaben 
in wissenschaftlichen und öffentlichen Institutionen mathematische Methoden sachgerecht 
anzuwenden, 
 als wissenschaftliche Assistentin oder wissenschaftlicher Assistent oder wissenschaftliche 
Mitarbeiterin oder wissenschaftlicher Mitarbeiter an einer Universität oder Forschungsein-
richtung tätig sein können, 
 den Zugang zu einer Promotion in Mathematik bzw. Technomathematik oder einem Anwen-
dungsfach erwerben können. 
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(1) Voraussetzung für den Zugang zum Masterstudiengang Mathematik bzw. Technomathema-
tik ist  
a. ein Bachelorabschluss in den Studiengängen Mathematik bzw. Technomathematik an 
der Technischen Universität Dortmund oder 
b. ein anderer vergleichbarer Abschluss in einem mindestens dreijährigen (sechsse-
mestrigen) vergleichbaren Studiengang an einer staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes oder an einer Hochschule au-
ßerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes, sofern der Prüfungsausschuss 
festgestellt hat, dass keine wesentlichen Unterschiede zu dem in Absatz 1 lit. a ge-
nannten Abschluss und Studiengang vorliegen. 
(2) Die Vergleichbarkeit des Studiengangs nach Absatz 2 b ist in der Regel dann gegeben, wenn 
in dem Studiengang Leistungen aus dem Gebiet Mathematik im Umfang von 100 Leistungs-
punkten und  
im Falle des Masterzugangs zur Mathematik aus einem der Nebenfachgebiete Bau-
mechanik & Statik, Elektro- und Informationstechnik, Technische Mechanik, Chemie, 
Informatik, Physik, Statistik, Wirtschaftswissenschaften mindestens 20 Leistungs-
punkte, 
im Falle des Masterzugangs zur Technomathematik aus einem der Nebenfachgebiete 
Baumechanik & Statik, Elektro- und Informationstechnik, Technische Mechanik min-
destens 24 Leistungspunkte  
erworben wurden. 
(3) Zuständig für die Prüfung der Zugangsvoraussetzungen ist der Prüfungsausschuss. Maß-
stab für die Feststellung, ob wesentliche Unterschiede bestehen oder nicht bestehen, ist 
ein Vergleich von Inhalt, Umfang und Anforderungen des erreichten Abschlusses und des 
Studiengangs mit dem Abschluss und dem Studiengang nach Absatz 1 lit. a. Abhängig von 
dieser Beurteilung kann der Prüfungsausschuss eine Zulassung ohne oder mit Auflagen zur 
erfolgreichen Absolvierung fehlender Prüfungsleistungen aussprechen oder die Zulassung 
ablehnen. Auflagen können mit einem Umfang von höchstens 30 Leistungspunkten verlangt 
werden und müssen spätestens bis zum Beginn der Masterarbeit erfolgreich nachgewiesen 
werden.  
(4) Wurde der akademische Grad im Ausland erworben, so sind zur Prüfung der Wesentlichkeit 
von Unterschieden die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonfe-
renz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen, Absprachen im Rahmen von Hochschulpartner-
schaften sowie die Empfehlungen der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAB) 
zu beachten. 
(5) Zusätzlich zu den genannten Voraussetzungen gemäß Absatz 1 müssen Studienbewerbe-
rinnen oder Studienbewerber folgende Kriterien erfüllen: 
a. Als Gesamtnote wurde im vorausgesetzten Abschluss gemäß Absatz 1 mindestens die 
Note 3,0 („befriedigend“) oder im Falle eines ausländischen Abschlusses eine der No-
te 3,0 („befriedigend“) im jeweils landesüblichen Notensystem mindestens gleichwer-
tige Note erzielt. Wurde diese Gesamtnote nicht erreicht, so kann die besondere Eig-
nung durch den Prüfungsausschuss festgestellt werden, wenn das Gesamtbild der 
Bewerbung in fachlicher Hinsicht die erfolgreiche Bewältigung des Masterstudiums 
erwarten lässt. Hierzu kann der Prüfungsausschuss vor seiner Entscheidung die ent-
sprechenden Bewerberinnen oder Bewerber zu einem Gespräch einladen, um die be-
sondere persönliche Situation zu besprechen.  
b. Die Bewerberin oder der Bewerber muss sehr gute Kenntnisse der deutschen Sprache 
nachweisen, beispielsweise durch 
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 eine Hochschulzugangsberechtigung einer deutschsprachigen Schule oder 
 einen Hochschulabschluss in einem deutschsprachigen Studiengang oder 
 die Deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzugang ausländischer Studien-
bewerber (DSH-2) oder eine äquivalente zertifizierte Ausbildung in der deut-
schen Sprache. 
(6) Ist eine Bewerberin oder ein Bewerber noch nicht im Besitz des Bachelorzeugnisses, so 
kann der Prüfungsausschuss diese Bewerberin oder diesen Bewerber zum gewählten Mas-
terstudiengang zulassen, wenn diese oder dieser den Nachweis erbringt, dass sie oder er al-
le Prüfungen eines Bachelorstudiengangs gemäß Absatz 2 erfolgreich abgelegt hat. Das Ba-
chelorzeugnis ist innerhalb von sechs Monaten nachzureichen. 
   
§ 4 
Mastergrad 
Aufgrund der bestandenen Masterprüfung verleiht die Technische Universität Dortmund durch die 




(1) Das Studium ist auf der Basis eines Leistungspunktesystems aufgebaut, das mit dem Euro-
pean Credit Transfer System (ECTS) kompatibel ist. 
(2) Jedem Modul wird gemäß seinem Studienaufwand eine Anzahl von Leistungspunkten zuge-
ordnet. Ein Leistungspunkt im Sinne dieser Prüfungsordnung entspricht einem ECTS-Punkt 
und wird für eine Leistung vergeben, die einen Arbeitsaufwand (workload) von etwa 25 bis 
30 Stunden erfordert. Pro Semester sind in der Regel 30 Leistungspunkte zu erwerben.  
(3) Leistungspunkte werden auf der Grundlage erfolgreich und vollständig abgeschlossener 
Module ausschließlich am Ende eines Moduls vergeben. 
 
§ 6 
Regelstudienzeit und Studienumfang  
(1) Die Regelstudienzeit des Masterstudiums beträgt vier Semester (zwei Jahre) und schließt 
die Anfertigung der Masterarbeit ein. 
(2) Insgesamt umfasst das Masterstudium 120 Leistungspunkte, die ca. 3000 bis 3600 studen-
tischen Arbeitsstunden entsprechen und sich in Pflicht- und Wahlpflichtbereich aufteilen.  
(3) Das Studium gliedert sich in die in der entsprechenden Übersicht im Anhang genannten 
Module, die sich jeweils über höchstens zwei Semester erstrecken. Diese Module sind in-
haltlich und zeitlich abgerundete, in sich geschlossene Studieneinheiten mit einem Umfang 
von in der Regel mindestens 5 Leistungspunkten.  
(4) Das Studium kann im Sommer- oder Wintersemester aufgenommen werden.  
(5) Im Anhang sind die Struktur des Studiengangs sowie die Module, einschließlich der zu er-
werbenden Leistungspunkte und Prüfungsformen (Modulprüfung oder Teilleistung), darge-
stellt. 
(6) Die Lehrveranstaltungen können im Wahlpflichtbereich auch in englischer Sprache angebo-
ten werden. 
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§ 7 
Prüfungen und Nachteilsausgleich 
(1) Jedes Modul wird grundsätzlich mit mindestens einer Prüfungsleistung abgeschlossen. Der 
Modulabschluss erfolgt in der Regel durch eine benotete Modulprüfung. Ausnahmsweise 
kann ein Modul auch durch kumulativ erbrachte benotete Teilleistungen erfolgreich abge-
schlossen werden. Teilleistungen werden im Rahmen einzelner Lehrveranstaltungen er-
bracht. Module der ersten beiden Semester können auch mit einer unbenoteten Modulprü-
fung oder unbenoteten Teilleistungen abgeschlossen werden. Darüber hinaus können ma-
thematische Wahlpflichtmodule im Umfang von bis zu insgesamt 9 Leistungspunkten auch 
ohne Prüfung und Note, z. B. durch regelmäßige erfolgreiche Bearbeitung der Übungsaufga-
ben, Mitarbeit in Übungen, Anwesenheit, abgeschlossen werden, wenn die Beschreibung im 
Modulhandbuch dies zulässt. Die jeweiligen Prüfungsformen (Modulprüfung oder Teilleis-
tungen / benotet oder unbenotet) ergeben sich aus dem Anhang.  
(2) Modulprüfungen oder Teilleistungen werden studienbegleitend, insbesondere in Form von 
Klausurarbeiten, Referaten bzw. Seminargestaltung, Hausarbeiten, mündlichen Prüfungen, 
Portfolios, Poster- oder Projektpräsentationen mit oder ohne Disputation und fachprakti-
schen Prüfungen, erbracht. Die jeweils verantwortlichen Lehrenden können mit Zustim-
mung des Prüfungsausschusses andere geeignete Prüfungsformen festlegen.  
(3) Eine Modulprüfung soll im gleichen Semester durchgeführt werden, in dem die letzte zu 
diesem Modul gehörende Lehrveranstaltung stattfindet. Ein Wiederholungstermin soll spä-
testens im gleichen oder im darauf folgenden Semester angeboten werden.  
(4) Für Module, deren Lehrveranstaltungen mit im Wesentlichen gleichen fachlichen Lehrinhal-
ten wenigstens in jährlichem Turnus abgehalten werden (z. B. Pflichtmodule), sind die je-
weils zugehörigen Prüfungen nach Absatz 3 zugleich Wiederholungstermine für Kandidatin-
nen oder Kandidaten, die Prüfungen für dieses Modul bei den ersten beiden Terminen nicht 
bestanden haben.  
(5) Für Module, deren Lehrveranstaltungen nicht regelmäßig mit fachlich gleichen Lehrinhalten 
abgehalten werden (z. B. Wahlpflichtmodule), wird ein zweiter Wiederholungstermin ange-
boten. Ein Anspruch auf weitere Wiederholungen besteht nicht.  
(6) Art, Form und Umfang der Modulprüfungen oder der Teilleistungen sind in den Modulbe-
schreibungen festgelegt und werden wie auch die Prüfungstermine von den jeweils verant-
wortlichen Lehrenden oder Prüferinnen und Prüfern rechtzeitig zu Beginn der Veranstaltung 
bekannt gegeben. Der Zeitraum für die Prüfungsanmeldung beträgt bei von der Fakultät für 
Mathematik ausgerichteten Prüfungen wenigstens eine Woche und endet i. d. R. eine Woche 
vor der Prüfung. Näheres zur Prüfungsanmeldung wird den Studierenden zu Beginn der 
Lehrveranstaltung von der oder dem jeweils verantwortlichen Lehrenden bekannt gegeben. 
Eine Abmeldung ohne Angabe von Gründen ist bei mündlichen Prüfungen bis zu einer Woche 
vor dem Beginn der jeweiligen Prüfung, bei schriftlichen Prüfungen bis zu einem Tag vor 
dem Beginn der jeweiligen Prüfung möglich. Bei Seminaren gilt der erste Seminartermin als 
Beginn der Prüfung. 
(7) Die Termine für schriftliche Prüfungen werden von der oder dem Lehrenden in Abstimmung 
mit dem Prüfungsausschuss festgelegt und sind so früh wie möglich, spätestens jedoch vier 
Wochen vor dem Ende der Vorlesungszeit, bekannt zu geben. Zeiträume für mündliche Prü-
fungen werden mindestens vier Wochen vor dem frühesten Prüfungstermin bekannt gege-
ben. Die individuellen Termine werden eine Woche vor der Prüfung bekannt gegeben. 
(8) Für Modulprüfungen ist bei Klausurarbeiten eine Bearbeitungszeit von einer bis vier Stun-
den Dauer, für mündliche Prüfungen eine Dauer von 20 bis 45 Minuten vorzusehen. Für Teil-
leistungen sind Bearbeitungszeiten von einer bis drei Stunden Dauer für Klausurarbeiten 
und für mündliche Prüfungen eine Dauer von 15 bis 30 Minuten vorzusehen. 
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(9) Die Zulassung zu den Modulprüfungen oder Teilleistungen erfordert, dass die in der ent-
sprechenden Übersicht im Anhang beschriebenen, als Voraussetzungen bezeichneten Prü-
fungen erfolgreich abgelegt sind. 
(10) Die Klausurarbeiten werden unter Aufsicht durchgeführt und sind nicht öffentlich. Eventuell 
zugelassene Hilfsmittel werden vor der Prüfung von der oder dem jeweiligen Lehrenden 
rechtzeitig bekannt gegeben. 
(11) Schriftliche Prüfungsleistungen werden in der Regel von den jeweils Lehrenden bewertet. 
Prüfungsleistungen in schriftlichen oder mündlichen Prüfungen, mit denen ein Studiengang 
abgeschlossen wird, und in Wiederholungsprüfungen, bei deren endgültigem Nichtbestehen 
keine Ausgleichsmöglichkeit vorgesehen ist, sind von mindestens zwei Prüferinnen oder 
Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer im Sinne des § 10 zu bewerten (§ 65 Absatz 2 
HG). Die Bewertung von schriftlichen Prüfungsleistungen ist den Studierenden nach spätes-
tens zwei Monaten bekannt zu geben. 
(12) Auch ganz oder teilweise im Antwort-Wahl-Verfahren (sog. „Single Choice“ oder „Multiple 
Choice“) zu erbringende Prüfungsleistungen gehören zu den Klausurarbeiten. Insbesondere 
bei Anwendung dieses Verfahrens ist darauf zu achten, dass die Prüfungsaufgaben auf die 
in den Modulen oder den entsprechenden Lehrveranstaltungen vermittelten Inhalte und 
Kenntnisse abgestellt sind, dass sie zuverlässige Prüfungsergebnisse ermöglichen. Bei Prü-
fungsleistungen, die von zwei Prüferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer 
zu bewerten sind, wird bereits bei der Erstellung der Prüfungsaufgaben von mindestens 
zwei Prüferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer gemeinsam festgelegt, 
welche Lösungen als zutreffend anerkannt werden. Nicht richtig gelöste Aufgaben oder 
Teilaufgaben dürfen nicht mit Minuspunkten bewertet werden. Bei einer ganz oder überwie-
gend im Antwort-Wahl-Verfahren zu erbringenden Prüfungsleistung ist von den Prüferinnen 
und Prüfern zusammen mit den Hilfsmitteln (Absatz 10 Satz 2) auch die zum Bestehen hin-
reichende Punktzahl (§ 15 Absatz 3) bekannt zu geben. 
(13) Mündliche Prüfungen werden vor mehreren Prüferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin 
oder einem Prüfer in Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder eines sachkundigen 
Beisitzers als Einzelprüfung abgelegt. Wird eine mündliche Prüfung vor einer Prüferin oder 
einem Prüfer abgelegt, hat dieser bzw. diese vor der Festsetzung der Note gemäß § 15 Ab-
satz 1 die Beisitzerin oder den Beisitzer zu hören. Wird eine mündliche Prüfung vor zwei Prü-
ferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer abgelegt, legt jede Prüferin oder 
jeder Prüfer eine Einzelnote für die mündliche Prüfungsleistung gemäß § 15 Absatz 1 fest. 
Die Noten der mündlichen Prüfungsleistung werden aus dem arithmetischen Mittel der bei-
den Einzelnoten entsprechend § 15 Absatz 7 ermittelt.  
(14) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Prüfung  sind in einem Pro-
tokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung ist den Studierenden im Anschluss an die 
mündliche Prüfung bekannt zu geben. Studierende, die sich zu einem späteren Zeitpunkt 
der gleichen Prüfung unterziehen wollen, werden nach Maßgabe der räumlichen Verhältnis-
se als Zuhörerinnen und Zuhörer zugelassen, es sei denn, die oder der zu prüfende Studie-
rende widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und die Bekanntga-
be des Prüfungsergebnisses. Im Falle einer Beeinflussung oder Störung der Prüfung können 
diese Personen von der Prüferin oder dem Prüfer als Zuhörerin oder Zuhörer ausgeschlos-
sen werden. 
(15) In Modulen, die mit einer Modulprüfung abschließen, können in den einzelnen Lehrveran-
staltungen Studienleistungen verlangt werden. Dies können insbesondere sein: Referate, 
Hausarbeiten, Praktika, praktische Übungen, schriftliche oder mündliche Leistungsüber-
prüfungen, Vorträge, Protokolle oder Portfolios. Die Anforderungen einer Studienleistung 
liegen in Form und Umfang unterhalb der Anforderungen einer Modulprüfung oder Teilleis-
tung. Soweit die Form der Studienleistung nicht in den Modulbeschreibungen definiert ist, 
wird sie von der Lehrenden oder dem Lehrenden jeweils zu Beginn der Veranstaltung be-
kannt gemacht. Studienleistungen können benotet oder mit bestanden bzw. nicht bestan-
den bewertet werden. § 15 Absatz 3 lit. b findet keine Anwendung. Voraussetzung für die 
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Teilnahme an der Modulprüfung ist die erfolgreiche Erbringung aller in diesem Modul gefor-
derten Studienleistungen. Die Studienleistungen müssen demnach mit mindestens „ausrei-
chend“ (4,0) benotet oder mit „bestanden“ bewertet worden sein. 
(16) In Modulen, die wahlweise ohne oder mit Prüfung zum Abschluss gebracht werden können, 
besteht die Wahlfreiheit solange, wie eine Prüfung in diesem Modul noch nicht erfolgreich 
bestanden und das Modul noch nicht endgültig nicht bestanden ist. 
(17) Bei Exkursionen, Sprachkursen, Praktika, praktischen Übungen oder vergleichbaren Lehr-
veranstaltungen, in denen zum Erreichen der lehrveranstaltungsspezifischen Lernziele eine 
regelmäßige aktive Beteiligung der Studierenden erforderlich und verhältnismäßig ist, kann 
eine Anwesenheitspflicht gelten. Diese wird von der oder dem Lehrenden in Abstimmung mit 
dem Prüfungsausschuss im Sinne des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes festgelegt. Dabei 
ist im Rahmen einer Einzelfallprüfung und unter Berücksichtigung der Besonderheiten der 
jeweiligen Lehrveranstaltung konkret abzuwägen und festzustellen, ob und in welchem Um-
fang die Anwesenheitspflicht für das Erreichen des Lernziels erforderlich ist und ob das 
Lernziel auch nicht durch mildere Mittel, wie z. B. Selbststudium allein oder in privaten Ar-
beitsgemeinschaften, erreicht werden kann. Nur unter diesen engen Voraussetzungen ist 
ein Eingriff in die Studierfreiheit unter dem Aspekt der verfassungsrechtlichen Rechtferti-
gung legitimiert. Das bedeutet zudem, eine pauschale und vom Einzelfall losgelöste Fest-
stellung der Notwendigkeit einer Anwesenheitspflicht ist stets unzulässig. Die genaue Aus-
gestaltung der Anwesenheitspflicht wird den Studierenden in geeigneter Form zu Beginn 
der Lehrveranstaltung bekannt gegeben. Hierbei ist insbesondere zu regeln, welche Folge 
eine Anwesenheitspflichtverletzung hat und unter welchen Bedingungen Versäumnisse ent-
schuldbar sind. 
(18) Machen Studierende durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie wegen länger andauern-
der oder ständiger körperlicher Behinderung oder chronischer Erkrankung nicht in der Lage 
sind, eine Prüfungsleistung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form oder Frist abzule-
gen, so legt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses fest, in welcher anderen 
Form oder Frist die Prüfungsleistung erbracht wird. Bei Zweifeln soll die zuständige Person 
oder Stelle für Fragen zu Belangen behinderter Studierender (z. B. Bereich „Behinderung 
und Studium“ innerhalb des Zentrums für Hochschulbildung an der Technischen Universität 
Dortmund) beteiligt werden. Prüfungsverfahren berücksichtigen die gesetzlichen Mutter-
schutzfristen sowie Ausfallzeiten durch die Pflege im Haushalt lebender, überwiegend zu 
betreuender Kinder, die Pflege des Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerin oder des 
eingetragenen Lebenspartners oder einer oder eines in gerader Linie Verwandten oder ers-
ten Grades Verschwägerten, soweit diese oder dieser pflegebedürftig ist.  
 
§ 8 
Fristen für Prüfungsleistungen, Wiederholung von Prüfungen,  
Bestehen der Masterprüfung, endgültiges Nichtbestehen 
(1) Die Anmeldung zum Erstversuch einer Prüfung muss spätestens drei Semester nach dem 
Semester erfolgen, das nach der entsprechenden Übersicht im Anhang (Studienstruktur) für 
den Besuch der Lehrveranstaltung vorgesehen ist. Anderenfalls verlieren die Studierenden 
den Prüfungsanspruch, es sei denn, sie weisen nach, dass sie das Versäumnis der Frist 
nicht zu vertreten haben. Die Frist verlängert sich in den Fällen des § 64 Absatz 3a HG je-
weils um die dort angegebenen Zeiträume. Sieht der entsprechende Übersichtsplan keine 
zeitliche Zuordnung der Lehrveranstaltung zu einem Semester vor, so besteht keine Befris-
tung. § 7 Absatz 5 bleibt unberührt.  
(2) Prüfungsleistungen können, wenn sie nicht bestanden wurden oder als nicht bestanden 
gelten, zweimal wiederholt werden. Bei Nichtbestehen einer Teilleistung ist nur diese zu 
wiederholen. Bestandene Prüfungen können nicht wiederholt werden.  
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
4/2016           Seite 25 
	
(3) Die Anmeldung zur Wiederholungsprüfung muss innerhalb von zwei Semestern erfolgen. 
Anderenfalls verlieren die Studierenden den Prüfungsanspruch, es sei denn, sie weisen 
nach, dass sie das Versäumnis der Frist nicht zu vertreten haben. Die Frist verlängert sich in 
den Fällen des § 64 Absatz 3a HG jeweils um die dort angegebenen Zeiträume. 
(4) Abweichend von Absatz 2 kann die Masterarbeit nur als Ganzes und dann nur einmal mit 
neuer Themenstellung wiederholt werden. Eine Rückgabe des Themas der Masterarbeit ge-
mäß § 16 Absatz 8 ist nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der Anferti-
gung der nicht erfolgreichen Masterarbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht 
hat. 
(5) Bei Wahlpflichtmodulen kann das Nichtbestehen durch jeweils ein erfolgreich absolviertes 
weiteres Wahlpflichtmodul ausgeglichen werden.    
(6) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn sämtliche 120 Leistungspunkte aus den studienbe-
gleitenden Prüfungen und für die Masterarbeit erworben wurden. 
(7) Die Masterprüfung ist insgesamt endgültig nicht bestanden, wenn 
a. die Masterarbeit nach Wiederholung wiederum nicht bestanden ist oder als nicht be-
standen gilt oder 
b. die erforderliche Mindestzahl von Leistungspunkten nicht mehr erworben werden 
kann oder 
c. ein Pflichtmodul endgültig nicht bestanden wurde. 
(8) Ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden oder gilt eine Prüfung als nicht bestanden, 
so erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der Kandidatin oder dem Kan-
didaten hierüber einen schriftlichen Bescheid. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen. Auf Antrag wird der Kandidatin oder dem Kandidaten eine Bescheini-
gung über die erfolgreich abgelegten Prüfungen ausgestellt; aufgenommen wird der Zusatz, 




(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen 
Aufgaben wird für die Masterstudiengänge Mathematik und Technomathematik ein gemein-
samer Prüfungsausschuss gebildet. 
(2) Der Prüfungsausschuss gemäß Absatz 1 besteht aus sieben Mitgliedern, und zwar vier Mit-
gliedern aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer, einem Mitglied 
aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter sowie zwei Mit-
gliedern aus der Gruppe der Studierenden. Die Mitglieder werden vom Fakultätsrat nach 
Gruppen getrennt für zwei Jahre, die Mitglieder aus der Gruppe der Studierenden für ein 
Jahr gewählt. Der Prüfungsausschuss wählt aus seinen Mitgliedern aus der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer die Vorsitzende oder den Vorsitzenden sowie 
die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden. Für die Mitglieder 
des Prüfungsausschusses mit Ausnahme der oder des Vorsitzenden und der Stellvertreterin 
oder des Stellvertreters werden vom Fakultätsrat Vertreterinnen oder Vertreter gewählt. 
Wiederwahl ist zulässig. Die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses wird von der De-
kanin oder dem Dekan bekannt gegeben.  
(3) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung einge-
halten werden und sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er ist insbe-
sondere zuständig für die Entscheidung über Widersprüche gegen im Prüfungsverfahren ge-
troffene Entscheidungen und für die Abstimmung von fakultätsübergreifenden Frage- und 
Problemstellungen. Darüber hinaus hat der Prüfungsausschuss der Fakultät regelmäßig, 
mindestens einmal im Jahr, über die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten zu be-
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richten. Er gibt Anregungen zur Reform der Prüfungsordnung und der Studienpläne. Der 
Prüfungsausschuss kann die Erledigung bestimmter Aufgaben (z. B. Anerkennungsfragen, 
Eilentscheidungen etc.) im Rahmen der laufenden Geschäfte auf die oder den Vorsitzenden 
übertragen; dies gilt nicht für Entscheidungen über Widersprüche und den Bericht an die 
Fakultät. 
(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der oder dem Vorsitzenden oder 
deren oder dessen Vertreterin oder Vertreter und zwei weiteren Mitgliedern aus der Gruppe 
der Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer mindestens ein weiteres stimmberechtig-
tes Mitglied anwesend ist. Der Prüfungsausschuss entscheidet mit einfacher Mehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die studentischen 
Mitglieder wirken an pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen nicht mit. Als solche 
gelten insbesondere die Beurteilung, die Anerkennung von Leistungen, die Festlegung von 
Prüfungsaufgaben und die Bestellung von Prüferinnen oder Prüfern sowie Beisitzerinnen 
oder Beisitzern. 
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme von Prüfungen 
beizuwohnen. 
(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses, einschließlich ihrer Vertreterinnen und Vertreter, die Prüferinnen oder Prüfer 
sowie die Beisitzerinnen oder Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie 
nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
(7) Der Prüfungsausschuss bedient sich bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben der Verwal-
tungshilfe der Zentralen Prüfungsverwaltung der Technischen Universität Dortmund.  
 
§ 10 
Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüferinnen oder Prüfer und die Beisitzerinnen oder 
Beisitzer gemäß den gesetzlichen Vorgaben. Er kann die Bestellung der oder dem Vorsitzen-
den des Prüfungsausschusses übertragen. Zur Prüferin oder zum Prüfer dürfen Hochschul-
lehrerinnen oder Hochschullehrer sowie weitere prüfungsberechtigte Personen im Sinne 
des § 65 Absatz 1 HG bestellt werden. Zur Beisitzerin oder zum Beisitzer darf bestellt wer-
den, wer eine Diplom- oder Masterprüfung im entsprechenden Fachgebiet bestanden hat 
oder entsprechende einschlägige Qualifikationen nachweisen kann. 
(2) Die Prüferinnen oder Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 
(3) Die Kandidatinnen oder Kandidaten können für die Masterarbeit (Thesis) Prüferinnen oder 
Prüfer vorschlagen. Auf die Vorschläge soll nach Möglichkeit Rücksicht genommen werden. 
Sie begründen jedoch keinen Anspruch. 
 
§ 11 
Anerkennung von Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 
Für die Anerkennung von Prüfungsleistungen und die Einstufung in höhere Fachsemester findet 
die jeweils gültige Ordnung über die Anerkennung von Prüfungsleistungen für alle Bachelor- und 
Masterstudiengänge an der Technischen Universität Dortmund Anwendung. 
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§ 12 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) Eine Prüfung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet, wenn 
die Kandidatin oder der Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht er-
scheint oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung 
zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vor-
gegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 
(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Prü-
fungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei 
Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten oder eines von der Kandidatin oder dem 
Kandidaten überwiegend zu betreuenden Kindes ist die Vorlage eines deutschsprachigen 
ärztlichen Attestes erforderlich. Bei Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten muss 
das ärztliche Attest die Prüfungsunfähigkeit belegen. Bei dem nachträglichen Rücktritt von 
einer abgelegten Prüfung muss aus dem ärztlichen Attest hervorgehen, dass die bei der Prü-
fung gegebene Leistungsbeeinträchtigung für die Studierende oder den Studierenden aus 
gesundheitlichen Gründen nicht erkennbar war und vernünftigerweise kein Anlass bestand, 
die Leistungsfähigkeit in Zweifel zu ziehen. Bestehen für den Prüfungsausschuss zu-
reichende tatsächliche Anhaltspunkte, die eine Prüfungsfähigkeit als wahrscheinlich er-
scheinen lassen, so kann der Prüfungsausschuss eine ärztliche Bescheinigung einer Ver-
trauensärztin oder eines Vertrauensarztes der Technischen Universität Dortmund verlan-
gen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe für den Rücktritt oder das Versäumnis 
nicht an, wird dies der Kandidatin oder dem Kandidaten schriftlich mitgeteilt. 
(3) Wird eine Prüfungsleistung durch Täuschung (z. B. Verwendung unerlaubter Hilfsmittel, 
Übernahme von Textpassagen ohne Wiedergabe als Zitat, Abschreiben etc.) beeinflusst, gilt 
diese Prüfung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet. Dies gilt 
ebenfalls für den Versuch der Täuschung. Die Entscheidung, ob ein Täuschungsversuch oder 
eine Täuschungshandlung vorliegt, trifft die jeweilige Prüferin oder der jeweilige Prüfer. 
Wird während einer Prüfung ein Täuschungsversuch oder eine Täuschung im Sinne von Satz 
1 durch die Aufsichtsführende oder den Aufsichtsführenden festgestellt, protokolliert diese 
oder dieser den Täuschungsversuch bzw. die Täuschung. Die jeweilige Prüferin oder der je-
weilige Prüfer entscheidet, ob die Prüfung mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestan-
den“ bewertet wird. Eine Kandidatin oder ein Kandidat, die oder der den ordnungsgemäßen 
Ablauf der Prüfung stört, kann von der Prüferin oder dem Prüfer oder der oder dem Auf-
sichtsführenden in der Regel nach Ermahnung von der Fortsetzung der Prüfung ausge-
schlossen werden. In diesem Fall gilt die betreffende Prüfung als mit „nicht ausreichend“ 
(5,0)  oder „nicht bestanden“ bewertet. Die jeweiligen Gründe für die Entscheidung sind ak-
tenkundig zu machen. In schwerwiegenden Fällen von Täuschung oder Störung kann der 
Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der Erbringung weiterer Prü-
fungsleistungen ausschließen. 
(4) Der Prüfungsausschuss kann von Kandidatinnen oder Kandidaten bei Modulprüfungen oder 
Teilleistungen eine schriftliche Erklärung verlangen, dass sie oder er die Arbeit – bei einer 
Gruppenarbeit einen entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbstständig ver-
fasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie wörtli-
che und sinngemäße Zitate kenntlich gemacht hat. § 16 Absatz 10 bleibt unberührt. 
(5) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb einer Frist von 14 Tagen verlangen, dass 
Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Belastende Ent-
scheidungen sind der Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, 
zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Vor der Entscheidung ist 
der Kandidatin oder dem Kandidaten Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben. 
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Zulassung zur Masterprüfung 
(1) Mit der Immatrikulation in die Masterstudiengänge Mathematik oder Technomathematik  an 
der Technischen Universität Dortmund oder der Zulassung als Zweithörerin oder Zweithörer 
gemäß § 52 Absatz 2 HG gilt eine Studierende oder ein Studierender als zu den Prüfungen 
des Masterstudiengangs Mathematik bzw. Technomathematik zugelassen, es sei denn, die 
Zulassung ist gemäß Absatz 2 abzulehnen.  
(2) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn 
a. die Kandidatin oder der Kandidat eine nach dieser Prüfungsordnung erforderliche 
Prüfung in dem Masterstudiengang Mathematik bzw. Technomathematik an der 
Technischen Universität Dortmund oder in einem anderen Studiengang, der zu diesem 
Studiengang eine erhebliche inhaltliche Nähe aufweist, endgültig nicht bestanden hat 
oder 
b. der Kandidatin oder dem Kandidaten nach erbrachter Prüfungsleistung in einem der 
vorgenannten Studiengänge aufgrund einer anschließenden Anfechtung des Prü-
fungsbescheides eine bestands- und rechtskräftige Entscheidung über das endgülti-
ge Nichtbestehen noch nicht vorliegt oder 
c. die Kandidatin oder der Kandidat den Prüfungsanspruch gemäß § 8 Absatz 1 und Ab-
satz 3 für eine nach dieser Prüfungsordnung erforderliche Prüfung im Masterstudien-




Umfang der Masterprüfung 
(1) Die Masterprüfung setzt sich aus studienbegleitenden Prüfungen, einschließlich der Mas-
terarbeit und einem mündlichen Vortrag zusammen, in denen insgesamt 120 Leistungs-
punkte zu erwerben sind. Davon sind 90 Leistungspunkte im Pflicht- und Wahlpflichtbe-
reich, weitere 26 Leistungspunkte sind durch die Masterarbeit (Thesis) und 4 Leistungs-
punkte durch einen mündlichen Vortrag zu erwerben, in dem die Ergebnisse der Masterar-
beit vorgestellt werden.  
(2) Module, die in der Bachelorprüfung verwendet oder im Bachelorstudium als Zusatzleistung 
anerkannt wurden, dürfen im Master nicht mehr studiert werden. Gleiches gilt, wenn im Ba-
chelor verwendete Module nahezu inhaltsgleich zu Modulen im Master sind. Zum Studien-
beginn wird eine entsprechende Prüfung durch den Prüfungsausschuss vorgenommen.  
(3) Im Masterstudiengang Mathematik bzw. Technomathematik müssen die jeweiligen, in der 
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§ 15 
Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen, 
Erwerb von Leistungspunkten, Bildung von Noten 
(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüferinnen und 
Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten zu verwenden: 
1 = sehr gut  = eine hervorragende Leistung 
 2 = gut  = eine Leistung, die über den durchschnittlichen  
     Anforderungen liegt 
 3 = befriedigend  = eine Leistung, die durchschnittlichen  
      Anforderungen entspricht 
 4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den 
     Anforderungen genügt 
 5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 
     Anforderungen nicht mehr genügt. 
 Zur differenzierten Betrachtung der studienbegleitenden Prüfungen können die Noten um 
0,3 verringert oder erhöht werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlos-
sen. 
(2) In Absprache mit dem Prüfungsausschuss können bei Prüfungsleistungen, die nicht in der 
Gesamtnote berücksichtigt werden, die Prüfungsleistungen entweder nach dem Notenmaß-
stab gemäß Absatz 1 oder nach folgendem vereinfachten Maßstab bewertet werden: 
bestanden  = eine Leistung, die mindestens den Anforderungen genügt 
nicht bestanden =  eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 
     Anforderungen nicht mehr genügt. 
(3) Eine Klausurarbeit, die vollständig im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt wurde, gilt als 
bestanden, wenn 
a. 60 % der zu erreichenden Gesamtpunktzahl erreicht worden ist oder 
b. die erreichte Punktzahl um nicht mehr als 22 % die durchschnittliche Prüfungsleis-
tung der Kandidatinnen und Kandidaten unterschreitet, die an der Prüfung teilge-
nommen haben. 
(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Mindestpunktzahl der Aufgaben gemäß Absatz 3 
erreicht und damit die Prüfung bestanden, so lautet die Note wie folgt: 
sehr gut (1,0), falls mindestens 75 %, 
sehr gut (1,3), falls mindestens 66,6 %, aber weniger als 75 %, 
gut (1,7), falls mindestens 58,3 %, aber weniger als 66,6 %, 
gut (2,0), falls mindestens 50 %, aber weniger als 58,3 %, 
gut (2,3), falls mindestens 41,6 %, aber weniger als 50 %, 
befriedigend (2,7), falls mindestens 33,3 %, aber weniger als 41,6 %, 
befriedigend (3,0), falls mindestens 25 %, aber weniger als 33,3 %, 
befriedigend (3,3), falls mindestens 16,6 %, aber weniger als 25 %, 
ausreichend (3,7), falls mindestens 8,3 %, aber weniger als 16,6 %, 
ausreichend (4,0), falls keine oder weniger als 8,3 % 
der über die Mindestpunktzahl hinausgehenden zu erreichenden Punkte erreicht wurden.  
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(5) Wird eine Klausurarbeit nur teilweise im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt, so werden 
die Aufgaben im Antwort-Wahl-Verfahren nach den Absätzen 3 und 4 bewertet. Die übrigen 
Aufgaben werden nach dem für sie üblichen Verfahren beurteilt. Aus beiden Bewertungen 
wird die Note der Klausurarbeit ermittelt, wobei die Anteile der jeweils zu erreichenden Ge-
samtpunktzahlen berücksichtigt werden.  
(6) Die dem jeweiligen Modul zugeordnete Zahl von Leistungspunkten wird erworben, wenn das 
Modul mit mindestens „ausreichend“ (4,0) oder „bestanden“ bewertet worden ist. Zur Mas-
terprüfung gehörende Module, die unbenotet abgeschlossen werden, werden auf dem Mas-
terzeugnis mit „bestanden“ ausgewiesen.  
(7) Wird das Modul durch eine Modulprüfung abgeschlossen, so ist diese Note gleichzeitig die 
Modulnote. Bei Teilleistungen errechnet sich die Modulnote aus dem gewichteten arithme-
tischen Mittel der nicht gerundeten Noten der im Rahmen des jeweiligen Moduls abgelegten 
Teilleistungen. Die Teilleistungen werden dabei mit der jeweiligen Zahl der Leistungspunkte 
der zugehörigen Veranstaltungen gewichtet. 
Bei der Bildung der Modulnoten wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berück-
sichtigt; alle weiteren Nachkommastellen werden ohne Rundung gestrichen. 
Die Modulnoten lauten in Worten: 
bei einem Durchschnitt bis 1,5   = sehr gut 
bei einem Durchschnittswert von 1,6 bis 2,5 = gut 
bei einem Durchschnittswert von 2,6 bis 3,5 = befriedigend 
bei einem Durchschnittswert von 3,6 bis 4,0 = ausreichend 
bei einem Durchschnittswert ab 4,1  = nicht ausreichend. 
(8) Im mathematischen Teil und im Nebenfach wird jeweils eine Fachnote ermittelt. 
(9) Werden mehr Wahlpflichtmodule abgeschlossen als im mathematischen Teil nach der ent-
sprechenden Übersicht im Anhang gefordert, so sind unter Beachtung der dort festgelegten 
Mindesterfordernisse die Module mit den schlechtesten Noten für die Masterprüfung nicht 
zu berücksichtigen. Bei gleichen Noten sind die später absolvierten Module nicht zu be-
rücksichtigen.  
(10) In dem Fall, dass kein mathematisches Wahlpflichtmodul ohne Prüfung zum Abschluss ge-
kommen ist, wird unter Beachtung der in der Übersicht im Anhang festgelegten Mindester-
fordernisse für den mathematischen Teil das mathematische Wahlpflichtmodul mit der 
schlechtesten Note für die Fachnotenbildung nur mit dem Gewicht 1 berücksichtigt. Bei 
gleichen Noten ist das Modul mit der höheren Leistungspunktzahl und bei gleichen Leis-
tungspunktzahlen das später absolvierte Modul nur mit dem Gewicht 1 zu berücksichtigen. 
Des Weiteren wird das Modul „Selbstständiges wissenschaftliches Arbeiten“, soweit es in 
die Gesamtnote eingebracht wird, bei der Fachnotenbildung mit dem Gewicht 1 berücksich-
tigt. 
(11) Die Fachnote im mathematischen Teil der Masterprüfung errechnet sich aus dem gewichte-
ten arithmetischen Mittel der Modulnoten aller benoteten Module des mathematischen 
Teils der Masterprüfung nach der entsprechenden Übersicht im Anhang,  wobei die Note der 
Masterarbeit mit dem Gewicht 30 und alle anderen Noten unter Berücksichtigung der in Ab-
satz 10 geregelten Ausnahmen mit der jeweiligen Zahl von Leistungspunkten gewichtet 
werden. Absatz 7 gilt entsprechend. 
(12) Werden im Nebenfach mehr Module abgeschlossen als nach der entsprechenden Übersicht 
im Anhang gefordert, so sind unter Beachtung der in den Nebenfachvereinbarungen festge-
legten Mindesterfordernisse die Module mit den schlechtesten Noten für die Masterprüfung 
nicht zu berücksichtigen. Bei gleichen Noten sind die später absolvierten Module nicht zu 
berücksichtigen. Bei der Fachnotenbildung im Nebenfach wird das zu berücksichtigende 
Modul mit der schlechtesten Note ggf. nur mit der Leistungspunktzahl gewichtet, die auf die 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
4/2016           Seite 31 
	
Leistungspunktsumme 24 führt. Die Nebenfachvereinbarung kann eine andere Berücksich-
tigung vorsehen. Die oder der Studierende kann vor Abschluss der letzten Prüfung eine an-
dere Berücksichtigung beantragen. 
(13) Die Fachnote im Nebenfach der Masterprüfung errechnet sich aus dem gewichteten arith-
metischen Mittel der Modulnoten aller benoteten Module des Nebenfachteils der Master-
prüfung nach der entsprechenden Übersicht im Anhang und der jeweiligen Nebenfachver-
einbarung, wobei die einzelnen Noten mit der jeweiligen Zahl von Leistungspunkten gewich-
tet werden. Absatz 7 gilt entsprechend. 
(14) Die Fachnoten im mathematischen Teil und im Nebenfach werden nicht getrennt ausgewie-
sen. 
(15) Die Gesamtnote der Masterprüfung errechnet sich aus dem gewichteten arithmetischen 
Mittel der vierfach gewichteten Fachnote im mathematischen Teil und der einfach gewich-
teten Fachnote im Nebenfach. Absatz 7 gilt entsprechend. 
(16) Die Gesamtnote wird zugleich in Form eines Grades nach dem European Credit Transfer 
System (ECTS) ausgewiesen. Darüber hinaus können ECTS-Grade für alle benoteten Prü-
fungsleistungen ausgewiesen werden. Hierzu ist ein entsprechender Beschluss des Prü-
fungsausschusses erforderlich. 
Die Grade nach ECTS werden wie folgt ausgewiesen: 
A = in der Regel die besten ca. 10 % der erfolgreichen Studierenden; 
B = in der Regel die nächsten ca. 25 % der erfolgreichen Studierenden; 
C = in der Regel die nächsten ca. 30 % der erfolgreichen Studierenden; 
D = in der Regel die nächsten ca. 25 % der erfolgreichen Studierenden; 
E = in der Regel die nächsten ca. 10 % der erfolgreichen Studierenden. 
(17) Die Bildung der ECTS-Grade erfolgt grundsätzlich durch einen Vergleich der Kohorten der 
letzten sechs Semester. Ist diese Gruppe kleiner als 50 Personen, so ist die Bezugsgruppe 
aus den letzten 10 Semestern zu ermitteln. Das aktuelle Semester soll bei der Bildung der 
ECTS-Grade grundsätzlich nicht berücksichtigt werden. Solange keine statistischen Daten 
zur Berechnung einer relativen Bewertung zur Verfügung stehen, werden keine ECTS-Grade 
ausgewiesen. Aus Gründen der rechtssicheren Vergabe kann durch Beschluss des Prü-
fungsausschusses auf die Ausweisung von ECTS-Graden verzichtet werden. Entsprechende 
Hinweise erscheinen im Abschlussdokument. Bei der Zusammensetzung der Vergleichs-
gruppe ist nach dem Abschluss und dem Studiengang zu differenzieren. Darüber hinaus 
kann in sachlich begründeten Fällen eine andere Zusammensetzung der Vergleichsgruppe 




(1) Die Masterarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat mit den im Masterstu-
dium erworbenen Fachkenntnissen in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein 
vertieftes Problem selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. Sie          
oder er recherchiert hierzu relevante Fachliteratur und wertet diese eigenständig aus. Die 
Arbeit ist selbstständig in angemessener Form darzustellen und zu dokumentieren. Der Um-
fang der Arbeit sollte 100 Seiten nicht überschreiten. 
(2) Die Masterarbeit (Thesis) kann nach dem Erwerb von 60 Leistungspunkten aufgenommen 
werden. 
(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann Vorschläge für das Thema der Arbeit machen. Die 
Ausgabe des Themas erfolgt über die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses; der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 
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(4) Die Masterarbeit kann von jeder Hochschullehrerin oder jedem Hochschullehrer und jeder 
oder jedem Habilitierten der Fakultät für Mathematik, die oder der in Forschung und Lehre 
tätig ist, ausgegeben und betreut werden. Andere Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaft-
ler, die die Voraussetzungen nach § 65 Absatz 1 HG erfüllen, können mit Zustimmung des 
Prüfungsausschusses zur Betreuerin oder zum Betreuer bestellt werden. 
(5) Kann eine Kandidatin oder ein Kandidat keine Betreuerin oder keinen Betreuer benennen, 
sorgt die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses dafür, dass die Kandi-
datin oder der Kandidat ein Thema für die Masterarbeit und eine Betreuerin oder einen Be-
treuer erhält. 
(6) Die Masterarbeit ist stets eigenständig als Einzelarbeit zu verfassen. Dies schließt jedoch 
nicht aus, dass das Thema der Masterarbeit innerhalb einer Arbeitsgruppe bearbeitet wird. 
Hierbei muss sichergestellt sein, dass der als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag der 
oder des Einzelnen nach objektiven Kriterien deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und 
die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt.  
(7) Die Bearbeitungszeit für die Masterarbeit beträgt sechs Monate. Das Thema und die Aufga-
benstellung müssen so beschaffen sein, dass die Arbeit innerhalb dieser Frist abgeschlos-
sen werden kann. Auf begründeten Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten kann der 
Prüfungsausschuss im Einvernehmen mit der Betreuerin oder dem Betreuer ausnahmswei-
se eine Verlängerung der Bearbeitungszeit um bis zu drei Monate gewähren. Ein Verlänge-
rungsantrag ist spätestens 14 Tage vor Ablauf der Bearbeitungszeit an den Prüfungsaus-
schuss zu stellen. 
(8) Das Thema der Masterarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten vierzehn Tage ab 
Ausgabe des Themas zurückgegeben werden; die Masterarbeit gilt dann als nicht begonnen. 
(9) Die Masterarbeit kann im Einvernehmen von der Prüferin oder dem Prüfer mit der oder dem 
jeweiligen Studierenden auch in englischer Sprache erbracht werden. 
(10) Bei der Abgabe der Masterarbeit hat die Kandidatin oder der Kandidat an Eides statt zu ver-
sichern, dass sie oder er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als die ange-
gebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie wörtliche und sinngemäße Zitate kenntlich 
gemacht hat. In das Quellenverzeichnis sind auch unveröffentlichte Beiträge aufzunehmen. 
Für die eidesstattliche Versicherung ist ein einheitlicher Vordruck der Zentralen Prüfungs-
verwaltung zu verwenden und bei der Abgabe der Masterarbeit als fester Bestandteil der 
Masterarbeit unterschrieben einzubinden. 
 
§ 17 
Abgabe und Bewertung der Masterarbeit 
(1) Die Masterarbeit ist fristgemäß bei der Zentralen Prüfungsverwaltung der Technischen Uni-
versität Dortmund in drei gebundenen und doppelseitig ausgedruckten Ausfertigungen und 
zusätzlich in einer für ein Softwareprodukt zur Plagiatserkennung verwendbaren elektroni-
schen Fassung (PDF-Version) abzugeben; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. 
Bei Postanlieferung gilt das Datum des Poststempels. Wird die Masterarbeit nicht fristge-
mäß abgegeben, gilt sie als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 
(2) Die Masterarbeit ist von zwei Prüferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer 
zu begutachten und zu bewerten. Eine oder einer der Prüferinnen oder Prüfer soll die Be-
treuerin oder der Betreuer der Arbeit sein. Die zweite Prüferin oder der zweite Prüfer wird 
von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestimmt. Die einzelne Bewer-
tung ist entsprechend § 15 vorzunehmen und schriftlich zu begründen. 
(3) Die Ergebnisse der Masterarbeit sind in einem mündlichen Vortrag vor der Betreuerin oder 
dem Betreuer der Arbeit und einer Prüferin oder einem Prüfer nach § 10 vorzustellen. Der 
Vortrag bleibt unbenotet. 
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(4) Die Note der schriftlichen Arbeit wird aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen 
gebildet, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Beträgt die Differenz mehr als 2,0 
oder bewertet nur eine Prüferin oder ein Prüfer die Masterarbeit mit mindestens „ausrei-
chend“ (4,0), wird vom Prüfungsausschuss eine dritte Prüferin oder ein dritter Prüfer zur 
Bewertung der Masterarbeit bestimmt. In diesem Fall wird die Note der Arbeit aus dem 
arithmetischen Mittel der beiden besseren Noten gebildet. Die Masterarbeit kann jedoch 
nur dann als „ausreichend“ (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei No-
ten „ausreichend“ (4,0) oder besser sind. § 15 Absatz 7 gilt entsprechend. 
(5) Die Bewertung der Masterarbeit ist der Kandidatin oder dem Kandidaten in der Regel sechs 




(1) Studierende können vor dem endgültigen Bestehen bzw. dem endgültigen Nichtbestehen 
der Masterprüfung in weiteren als den vorgeschriebenen Modulen Prüfungsleistungen er-
bringen. Mit diesen Prüfungsleistungen können keine Leistungspunkte erworben werden.  
(2) Die Bewertung der Prüfungsleistungen in diesen Zusatzfächern wird auf Antrag der Kandi-
datin oder des Kandidaten in das Transcript of Records aufgenommen, jedoch bei der Fest-
setzung der Gesamtnote nicht berücksichtigt. Der Antrag ist vor der letzten Masterprüfung 
zu stellen.  
 
§ 19 
Zeugnis, Bescheinigungen für einen Hochschulwechsel 
(1) Über die bestandene Masterprüfung erhält die Kandidatin oder der Kandidat spätestens vier 
Wochen nach der Bewertung der letzten Prüfungsleistung ein Zeugnis. Das Zeugnis trägt 
das Datum, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht wurde. In das Zeugnis sind die Ge-
samtnote der Masterprüfung, einschließlich des ECTS-Grades nach § 15 Absatz 16, das 
Thema und die Note der Masterarbeit, die Module und Modulnoten sowie die Anzahl der in 
den einzelnen Modulen erworbenen Leistungspunkte aufzunehmen.  
(2) Dem Zeugnis wird ein Diploma Supplement beigefügt. Es beschreibt insbesondere die we-
sentlichen, dem Abschluss zugrunde liegenden Studieninhalte, den Studienverlauf, die mit 
dem Abschluss erworbenen Kompetenzen sowie die verleihende Hochschule. Das Diploma 
Supplement wird in deutscher und englischer Sprache ausgestellt. Des Weiteren wird dem 
Zeugnis eine Übersicht über die erbrachten Leistungen beigefügt (Transcript of Records). 
(3) Auf dem Transcript of Records werden auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten zu-
sätzliche Leistungen ausgewiesen, die wegen Überschreitung der Höchstgrenzen von Leis-
tungspunkten innerhalb eines Moduls nicht in die Modul- und Gesamtnote eingegangen 
sind.  
(4) Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten wird auch vor Abschluss der Masterprüfung 
eine Bescheinigung über die bereits erbrachten Prüfungsleistungen (Notenbescheinigung) 
erstellt, die eine Aufstellung der erfolgreich absolvierten Module mit den erworbenen Leis-
tungspunkten und Prüfungsleistungen und den Noten nach § 15 Absatz 1 sowie die entspre-
chenden Noten nach ECTS entsprechend § 15 Absatz 16 enthält. Diese Bescheinigung kann 
höchstens einmal pro Semester beantragt werden. 
(5) Das Zeugnis wird von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterschrieben. 
(6) Das Zeugnis und die sonstigen Bescheinigungen werden auf Antrag der Kandidatin oder des 
Kandidaten in Absprache mit dem Prüfungsausschuss auch in englischer Sprache ausge-
stellt. 
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(1) Der Kandidatin oder dem Kandidaten werden eine Masterurkunde mit dem Datum des 
Zeugnisses in deutscher Sprache und eine englischsprachige Übersetzung ausgehändigt. In 
der Masterurkunde wird die Verleihung des Mastergrades gemäß § 4 beurkundet. Der Studi-
engang der Absolventin oder des Absolventen ist in der Masterurkunde anzugeben.  
(2) Die Masterurkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan der Fakultät für Mathematik und 
der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet und mit 






Ungültigkeit von Prüfungsleistungen und Aberkennung des Mastergrades 
(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache 
erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss nachträg-
lich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die Kandidatin oder 
der Kandidat getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise 
für nicht bestanden erklären. 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die 
Kandidatin oder der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach 
der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht 
erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen über die Rechtsfolgen. 
(3) Vor einer Entscheidung gemäß Absatz 1 und Absatz 2 ist der oder dem Betroffenen Gele-
genheit zur mündlichen oder schriftlichen Äußerung zu geben. 
(4) Bei einer Entscheidung nach Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 2 ist das unrichtige Zeugnis einzu-
ziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Ab-
satz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des Zeugnisses ausge-
schlossen. 
(5) Der Mastergrad wird aberkannt und die Urkunde ist einzuziehen, wenn sich nachträglich 
herausstellt, dass er durch Täuschung erworben worden ist oder wenn wesentliche Voraus-
setzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. Über die Aber-
kennung entscheidet der Fakultätsrat der Fakultät für Mathematik. 
 
§ 22 
Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
(1) Nach Bekanntgabe eines Klausurergebnisses wird eine Einsicht in die Klausur gewährt. Zeit 
und Ort der Einsichtnahme werden von den Prüferinnen oder Prüfern festgelegt und spätes-
tens mit der Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse in geeigneter Form  bekannt gegeben. 
(2) Die Einsicht in die weiteren schriftlichen Prüfungsleistungen, die darauf bezogenen Gutach-
ten der Prüferinnen und Prüfer sowie in die Prüfungsprotokolle der mündlichen Prüfungen 
wird den Studierenden auf Antrag gewährt. 
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(3) Der Antrag ist binnen drei Monaten nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses bei der 
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 
 
§ 23 
Anwendungsbereich, Inkrafttreten und Veröffentlichung 
(1) Diese Prüfungsordnung gilt für alle Studierenden, die seit dem Wintersemester 2015 / 2016 
in den Masterstudiengang Mathematik oder Technomathematik eingeschrieben worden 
sind.  
(2) Die §§ 7 Absatz 6 und Absatz 17, 12 Absatz 2 und Absatz 3, 17 Absatz 1, 19 Absatz 2 sowie 
20 Absatz 1 gelten für alle Studierenden, die in den Masterstudiengang Mathematik oder 
Technomathematik an der Technischen Universität Dortmund eingeschrieben worden sind. 
(3) Diese Prüfungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2015 in Kraft. Sie wird in den Amtli-
chen Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund veröffentlicht. 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät für Mathematik vom 
16.12.2015 sowie des Beschlusses des Rektorates der Technischen Universität Dortmund vom 
09.12.2015. 
 
Dortmund, den 20. Januar 2016 
 
Die Rektorin 
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Dr. h.c. Ursula Gather 
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Beispiel für einen möglichen Studienverlauf im Masterstudium Mathematik 
 
Die gewählte Semesterzuordnung ist eine Empfehlung. Die Nebenfachmodule können abhängig 
vom Fach einen anderen Zuschnitt haben. Details können dem Modulhandbuch und den Neben-
fachvereinbarungen entnommen werden. Die Zahlen im Plan geben die Leistungspunkte der Mo-






























Beispiel für einen möglichen Studienverlauf im Masterstudium Technomathematik 
 
Die gewählte Semesterzuordnung ist eine Empfehlung. Die Nebenfachmodule können abhängig 
vom Fach einen anderen Zuschnitt haben. Details können dem Modulhandbuch und den Neben-
fachvereinbarungen entnommen werden. Die Zahlen im Plan geben die Leistungspunkte der Mo-
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II. Studienverlauf 
Übersicht II. A:  Studienstruktur Masterstudiengang Mathematik 
 











(vgl. Modulhandbuch der Fakultät für Mathematik) 
Wahlpflichtmodule  
(MAT-301 bis MAT-499, 
MAT-601 bis MAT-899, 
MAT-8xy) 
Wahlpflicht - ≥ 66 Benotet2 Modulprü-
fung2 
- 
Folgende Bedingungen sind zu erfüllen:  
1. Mindestens 45 Leistungspunkte sind durch Mastergrund- und Mastervertiefungsmo-
dule (MAT-3.., MAT-4.., MAT-6.. , MAT-7..) zu erwerben. Hierbei müssen  
a. mindestens  18 Leistungspunkte im Bereich der reinen Mathematik  
(MAT-3.., MAT-6..), davon 
i. mindestens 9 Leistungspunkte durch benotete Module aus dem  
Vertiefungsbereich (MAT-6..), 
b. mindestens 9 Leistungspunkte durch benotete Module aus dem  
Vertiefungsbereich der angewandten Mathematik (MAT-7..)  
erworben werden. 
2. Mindestens 5 Leistungspunkte sind durch benotete Masterseminare (MAT-8xy) zu 
erwerben.  
3. Weitere Leistungspunkte können durch Mastermodule aus dem Modulhandbuch  
(MAT-3.., MAT-4.., MAT-6.. bis MAT-8..) erworben werden, darunter jeweils  
a. höchstens einmal durch ein Studienprojekt  
(7 Leistungspunkte, MAT-888, MAT-889)  
b. höchstens einmal durch ein Modul „Selbstständiges wissenschaftliches Arbei-
ten“  
(7 Leistungspunkte, MAT-891),  
das beim Erstgutachter der Masterarbeit belegt werden soll. 
Masterarbeit  
mit Vortrag 
Pflicht - 26+4 benotet  60 LP 
Nebenfachteil 
(vgl. entspr. Modulhandbuch der das Nebenfach ausrichtenden Fakultät) 
Nebenfachmodule Im Umfang von mindestens 22,5 und höchstens 30 Leistungspunkten 
laut separater Nebenfachvereinbarungen für die zulässigen Nebenfä-
cher:  
Baumechanik & Statik, Chemie, Elektro- und Informationstechnik, 
Informatik, Physik, Statistik, Technische Mechanik, Wirtschaftswis-
senschaften 
 
Erläuterungen zur Übersicht: 
1. Zugangsvoraussetzungen können weiterhin Studienleistungen nach § 7 Absatz 15 sein. Nä-
heres regelt das Modulhandbuch. 
2. Von den mathematischen Wahlpflichtmodulen dürfen Module im Umfang von bis zu 9 Leis-
tungspunkten unbenotet ohne Prüfung abgeschlossen werden, vgl. § 7 Absatz 1. Die oben 
geforderten Bedingungen bleiben unberührt. 
3. Hinsichtlich der Gewichtung der Modulnoten für die Fachnote ist § 15 Absatz 10 zu beach-
ten. 
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Übersicht II. B : Studienstruktur Masterstudiengang Technomathematik 
 











(vgl. Modulhandbuch der Fakultät für Mathematik) 
Wahlpflichtmodule  
(MAT-301 bis MAT-499, 
MAT-601 bis MAT-887, 
MAT-8xy) 
Wahlpflicht - ≥  Benotet2 Modulprü-
fung2 
- 
Folgende Bedingungen sind zu erfüllen:  
1. Mindestens 45 Leistungspunkte sind durch Mastergrund- und Mastervertiefungsmo-
dule (MAT-3.., MAT-4.., MAT-6.. , MAT-7..) zu erwerben. Hierbei müssen  
a. mindestens  18 Leistungspunkte im Bereich der angewandten Mathematik  
(MAT-4.., MAT-7..), davon 
i. mindestens 9 Leistungspunkte durch benotete Module aus dem  
Vertiefungsbereich (MAT-7..), 
b. mindestens 9 Leistungspunkte durch benotete Module aus dem  
Vertiefungsbereich der reinen Mathematik (MAT-6..)  
erworben werden. 
2. Mindestens 5 Leistungspunkte sind durch Masterseminare (MAT-8xy) zu erwerben.  
3. Weitere Leistungspunkte können durch Mastervorlesungsmodule aus dem Modul-
handbuch  









Pflicht - 26+4 benotet  60 LP 
Nebenfachteil 
(vgl. entspr. Modulhandbuch der das Nebenfach ausrichtenden Fakultät) 
Nebenfachmodule Im Umfang von mindestens 24 Leistungspunkten laut separater Ne-
benfachvereinbarungen für die zulässigen Nebenfächer:  
Baumechanik & Statik, Elektro- und Informationstechnik, Technische 
Mechanik.  
 
Erläuterungen zur Übersicht: 
1. Zugangsvoraussetzungen können weiterhin Studienleistungen nach § 7 Absatz 15 sein. 
Näheres regelt das Modulhandbuch. 
2. Von den mathematischen Wahlpflichtmodulen dürfen Module im Umfang bis zu 9 Leis-
tungspunkten unbenotet ohne Prüfung abgeschlossen werden, vgl. § 7 Absatz 1. Die oben 
geforderten Bedingungen bleiben unberührt. 
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für den Masterstudiengang Wirtschaftsmathematik 
an der Technischen Universität Dortmund 
vom 29. Dezember 2015 
(AM Nr. 1 / 2016, S. 78 ff.) 
 
Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz- HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547) 





§ 1 Geltungsbereich der Masterprüfungsordnung 
§ 2 Ziel des Studiums 
§ 3 Zugangsvoraussetzungen 
§ 4 Mastergrad 
§ 5 Leistungspunktesystem  
§ 6 Regelstudienzeit und Studienumfang  
§ 7 Prüfungen und Nachteilsausgleich  
§ 8 Fristen für Prüfungsleistungen, Wiederholung von Prüfungen, Bestehen der Masterprüfung, 
endgültiges Nichtbestehen 
§ 9 Prüfungsausschuss 
§ 10 Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 
§ 11 Anerkennung von Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 




§ 13 Zulassung zur Masterprüfung 
§ 14 Umfang der Masterprüfung 
§ 15 Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen, Erwerb von Leistungspunkten, 
Bildung von Noten 
§ 16 Masterarbeit (Thesis) 
§ 17 Abgabe und Bewertung der Masterarbeit 
§ 18 Zusatzqualifikationen 
§ 19 Zeugnis, Bescheinigungen für einen Hochschulwechsel 




§ 21 Ungültigkeit von Prüfungsleistungen und Aberkennung des Mastergrades 
§ 22 Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
§ 23 Anwendungsbereich, Inkrafttreten und Veröffentlichung 
 
Anhang:  I.   Studienverlauf  
      II. Studienstruktur 
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Geltungsbereich der Masterprüfungsordnung 
(1) Diese Masterprüfungsordnung gilt für den Masterstudiengang Wirtschaftsmathematik an 
der Fakultät für Mathematik und der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät 
der Technischen Universität Dortmund. Sie regelt gemäß § 64 Absatz 1 Hochschulgesetz 
NRW (HG) die Strukturen des Masterstudiums. 
(2) In den Modulbeschreibungen sind die einzelnen Studienelemente, die Lehrinhalte und zu 
erwerbenden Kompetenzen dargestellt. Sie sind nicht Bestandteil dieser Prüfungsordnung. 




Ziel des Studiums 
Das Masterstudium Wirtschaftsmathematik soll auf eine Tätigkeit in Wirtschaft und Industrie oder 
im öffentlichen Dienst fachlich vorbereiten. Die Absolventinnen oder Absolventen sollen in der 
Lage sein, Verfahren zur Lösung praktischer Probleme mit Hilfe mathematischer Methoden und 
unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Erfordernisse zu entwickeln und umzusetzen. Wei-
terhin soll das Masterstudium auf die Promotion in Mathematik oder einem Anwendungsfach vor-
bereiten. Durch den erfolgreichen Abschluss des Studiums haben die Absolventinnen oder Absol-
venten bewiesen, dass sie 
 zu eigenverantwortlicher Tätigkeit in den Bereichen Mathematik und Wirtschafts-
wissenschaften fähig sind, 
 in der Lage sind, sehr komplexe Problemstellungen in der Praxis zu erkennen und zu analy-
sieren sowie neue wissenschaftliche Lösungsansätze zu generieren und umzusetzen, 
 die Fähigkeit besitzen, zur Lösung von Planungs-, Entwicklungs- und Forschungsaufgaben 
in wissenschaftlichen und öffentlichen Institutionen wirtschaftsmathematische Methoden 
sachgerecht anzuwenden, 
 als wissenschaftliche Assistentin oder wissenschaftlicher Assistent oder wissenschaftliche 
Mitarbeiterin oder wissenschaftlicher Mitarbeiter an einer Universität oder Forschungsein-
richtung mit einer mathematischen oder wirtschaftswissenschaftlichen Ausrichtung tätig 
sein können, 





(1) Voraussetzung für den Zugang zum Masterstudiengang Wirtschaftsmathematik ist  
a. ein Bachelorabschluss in den Studiengängen Wirtschaftsmathematik oder Mathema-
tik mit wirtschaftswissenschaftlichem Nebenfach an der Technischen Universität 
Dortmund oder 
b. ein anderer vergleichbarer Abschluss in einem mindestens dreijährigen (sechsse-
mestrigen) vergleichbaren Studiengang an einer staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes oder an einer Hochschule au-
ßerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes, sofern der Prüfungsausschuss 
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festgestellt hat, dass keine wesentlichen Unterschiede zu dem in Absatz 1 lit. a ge-
nannten Abschluss und Studiengang vorliegen.  
(2) Die Vergleichbarkeit des Studiengangs nach Absatz 2 b ist in der Regel dann gegeben, wenn 
der Studiengang folgende fachwissenschaftliche Inhalte aufweist: 
a. Leistungen aus dem Gebiet Mathematik im Umfang von mindestens 70 Leistungs-
punkten sowie 
b. Leistungen aus dem Gebiet Wirtschaftswissenschaften im Umfang von mindestens 42 
Leistungspunkten. 
(3) Zuständig für die Prüfung der Zugangsvoraussetzungen ist der Prüfungsausschuss. Maß-
stab für die Feststellung, ob wesentliche Unterschiede bestehen oder nicht bestehen, ist 
ein Vergleich von Inhalt, Umfang und Anforderungen des erreichten Abschlusses und des 
Studiengangs mit dem Abschluss und dem Studiengang nach Absatz 1 lit. a. Abhängig von 
dieser Beurteilung kann der Prüfungsausschuss eine Zulassung ohne oder mit Auflagen zur 
erfolgreichen Absolvierung fehlender Prüfungsleistungen aussprechen oder die Zulassung 
ablehnen. Auflagen können mit einem Umfang von höchstens 30 Leistungspunkten verlangt 
werden und müssen spätestens bis zum Beginn der Masterarbeit erfolgreich nachgewiesen 
werden.  
(4) Wurde der akademische Grad im Ausland erworben, so sind zur Prüfung der Wesentlichkeit 
von Unterschieden die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonfe-
renz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen, Absprachen im Rahmen von Hochschulpartner-
schaften sowie die Empfehlungen der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAB) 
zu beachten. 
(5) Zusätzlich zu den genannten Voraussetzungen gemäß Absatz 1 müssen Studienbewerbe-
rinnen oder Studienbewerber  folgende Kriterien erfüllen: 
a. Als Gesamtnote wurde im vorausgesetzten Abschluss gemäß Absatz 1 mindestens die 
Note 3,0 („befriedigend“)  oder im Falle eines ausländischen Abschlusses eine der No-
te 3,0 („befriedigend“) im jeweils landesüblichen Notensystem mindestens gleichwer-
tige Note erzielt. Wurde diese Gesamtnote nicht erreicht, so kann die besondere Eig-
nung durch den Prüfungsausschuss festgestellt werden, wenn das Gesamtbild der 
Bewerbung in fachlicher Hinsicht die erfolgreiche Bewältigung des Masterstudiums 
erwarten lässt. Hierzu kann der Prüfungsausschuss vor seiner Entscheidung die ent-
sprechenden Bewerberinnen oder Bewerber zu einem Gespräch einladen, um die be-
sondere persönliche Situation zu besprechen.  
b. Die Bewerberin oder der Bewerber muss sehr gute Kenntnisse der deutschen Sprache 
nachweisen, beispielsweise durch 
 eine Hochschulzugangsberechtigung einer deutschsprachigen Schule oder 
 einen Hochschulabschluss in einem deutschsprachigen Studiengang oder 
 die Deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzugang ausländischer Studien-
bewerber (DSH-2) oder eine äquivalente zertifizierte Ausbildung in der deut-
schen Sprache. 
(6) Ist eine Bewerberin oder ein Bewerber noch nicht im Besitz des Bachelorzeugnisses, so 
kann der Prüfungsausschuss diese Bewerberin oder diesen Bewerber zum gewählten Mas-
terstudiengang zulassen, wenn diese oder dieser den Nachweis erbringt, dass sie oder er al-
le Prüfungen eines Bachelorstudiengangs gemäß Absatz 2 erfolgreich abgelegt hat. Das Ba-
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Aufgrund der bestandenen Masterprüfung verleiht die Technische Universität Dortmund durch die 
Fakultät für Mathematik und die Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät den akademi-




(1) Das Studium ist auf der Basis eines Leistungspunktesystems aufgebaut, das mit dem Euro-
pean Credit Transfer System (ECTS) kompatibel ist. 
(2) Jedem Modul wird gemäß seinem Studienaufwand eine Anzahl von Leistungspunkten zuge-
ordnet. Ein Leistungspunkt im Sinne dieser Prüfungsordnung entspricht einem ECTS-Punkt 
und wird für eine Leistung vergeben, die einen Arbeitsaufwand (workload) von etwa 25 bis 
30 Stunden erfordert. Pro Semester sind in der Regel 30 Leistungspunkte zu erwerben.  
(3) Leistungspunkte werden auf der Grundlage erfolgreich und vollständig abgeschlossener 
Module ausschließlich am Ende eines Moduls vergeben. 
 
§ 6 
Regelstudienzeit und Studienumfang  
(1) Die Regelstudienzeit des Masterstudiums beträgt vier Semester (zwei Jahre) und schließt 
die Anfertigung der Masterarbeit ein. 
(2) Insgesamt umfasst das Masterstudium 120 Leistungspunkte, die ca. 3000 bis 3600 studen-
tischen Arbeitsstunden entsprechen und sich in Pflicht- und Wahlpflichtbereich aufteilen.  
(3) Das Studium gliedert sich in die in der Übersicht im Anhang genannten Module, die sich 
jeweils über höchstens zwei Semester erstrecken. Diese Module sind inhaltlich und zeitlich 
abgerundete, in sich geschlossene Studieneinheiten mit einem Umfang von in der Regel 
mindestens 5 Leistungspunkten.  
(4) Das Studium kann im Sommer- oder Wintersemester aufgenommen werden.  
(5) Im Anhang sind die Struktur des Studiengangs sowie die Module, einschließlich der zu er-
werbenden Leistungspunkte und Prüfungsformen (Modulprüfung oder Teilleistung), darge-
stellt.  




Prüfungen und Nachteilsausgleich 
(1) Jedes Modul wird grundsätzlich mit mindestens einer Prüfungsleistung abgeschlossen. Der 
Modulabschluss erfolgt in der Regel durch eine benotete Modulprüfung. Ausnahmsweise 
kann ein Modul auch durch kumulativ erbrachte benotete Teilleistungen erfolgreich abge-
schlossen werden. Teilleistungen werden im Rahmen einzelner Lehrveranstaltungen er-
bracht. Module der ersten beiden Semester können auch mit einer unbenoteten Modulprü-
fung oder unbenoteten Teilleistungen abgeschlossen werden. Darüber hinaus können ma-
thematische oder wirtschaftsmathematische Wahlpflichtmodule im Umfang von bis zu ins-
gesamt 9 Leistungspunkten auch ohne Prüfung und Note, z. B. durch regelmäßige erfolgrei-
che Bearbeitung der Übungsaufgaben, Mitarbeit in Übungen, Anwesenheit, abgeschlossen 
werden, wenn die Beschreibung im Modulhandbuch dies zulässt. Die jeweiligen Prüfungs-
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formen (Modulprüfung oder Teilleistungen / benotet oder unbenotet) ergeben sich aus dem 
Anhang.  
(2) Modulprüfungen oder Teilleistungen werden studienbegleitend, insbesondere in Form von 
Klausurarbeiten, Referaten bzw. Seminargestaltung, Hausarbeiten, mündlichen Prüfungen, 
Portfolios, Poster- oder Projektpräsentationen mit oder ohne Disputation und fachprakti-
schen Prüfungen, erbracht. Die jeweils verantwortlichen Lehrenden können mit Zustim-
mung des Prüfungsausschusses andere geeignete Prüfungsformen festlegen.  
(3) Eine Modulprüfung soll im gleichen Semester durchgeführt werden, in dem die letzte zu 
diesem Modul gehörende Lehrveranstaltung stattfindet. Ein Wiederholungstermin soll spä-
testens im gleichen oder im darauf folgenden Semester angeboten werden.  
(4) Für Module, deren Lehrveranstaltungen mit im Wesentlichen gleichen fachlichen Lehrinhal-
ten wenigstens in jährlichem Turnus abgehalten werden (z. B. Pflichtmodule), sind die je-
weils zugehörigen Prüfungen nach Absatz 3 zugleich Wiederholungstermine für Kandidatin-
nen oder Kandidaten, die Prüfungen für dieses Modul bei den ersten beiden Terminen nicht 
bestanden haben.  
(5) Für Module, deren Lehrveranstaltungen nicht regelmäßig mit fachlich gleichen Lehrinhalten 
abgehalten werden (z. B. Wahlpflichtmodule), wird ein zweiter Wiederholungstermin ange-
boten. Ein Anspruch auf weitere Wiederholungen besteht nicht.  
(6) Art, Form und Umfang der Modulprüfungen oder der Teilleistungen sind in den Modulbe-
schreibungen festgelegt und werden wie auch die Prüfungstermine von den jeweils verant-
wortlichen Lehrenden oder Prüferinnen und Prüfern rechtzeitig zu Beginn der Veranstaltung 
bekannt gegeben. Der Zeitraum für die Prüfungsanmeldung beträgt bei von der Fakultät für 
Mathematik ausgerichteten Prüfungen wenigstens eine Woche und endet i. d. R. eine Woche 
vor der Prüfung. Der Zeitraum für die Prüfungsanmeldung beträgt bei von der Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftlichen Fakultät ausgerichteten Prüfungen wenigstens eine Woche 
und endet i. d. R. zwei Wochen vor der Prüfung. Näheres zur Prüfungsanmeldung wird den 
Studierenden zu Beginn der Lehrveranstaltung von der oder dem jeweils verantwortlichen 
Lehrenden bekannt gegeben. Eine Abmeldung ohne Angabe von Gründen ist bei mündlichen 
Prüfungen bis zu einer Woche vor dem Beginn der jeweiligen Prüfung, bei schriftlichen Prü-
fungen bis zu einem Tag vor dem Beginn der jeweiligen Prüfung möglich. Bei Seminaren der 
Fakultät für Mathematik gilt der erste Seminartermin als Beginn der Prüfung. Bei Seminaren 
und Projektseminaren der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät gilt als Be-
ginn der jeweiligen Prüfung der Zeitpunkt der verbindlichen Erklärung einer Teilnahme ge-
genüber der Prüferin oder dem Prüfer. 
(7) Die Termine für schriftliche Prüfungen werden von der oder dem Lehrenden in Abstimmung 
mit dem Prüfungsausschuss festgelegt und sind so früh wie möglich, spätestens jedoch vier 
Wochen vor dem Ende der Vorlesungszeit, bekannt zu geben. Zeiträume für mündliche Prü-
fungen werden mindestens vier Wochen vor dem frühesten Prüfungstermin bekannt gege-
ben. Die individuellen Termine werden eine Woche vor der Prüfung bekannt gegeben.  
(8) Für Modulprüfungen ist bei Klausurarbeiten eine Bearbeitungszeit von einer bis vier Stun-
den Dauer, für mündliche Prüfungen eine Dauer von 20 bis 45 Minuten vorzusehen. Für Teil-
leistungen sind Bearbeitungszeiten von einer bis drei Stunden Dauer für Klausurarbeiten 
und für mündliche Prüfungen eine Dauer von 15 bis 30 Minuten vorzusehen. 
(9) Die Zulassung zu den Modulprüfungen oder Teilleistungen erfordert, dass die in der Über-
sicht im Anhang beschriebenen, als Voraussetzungen bezeichneten Prüfungen erfolgreich 
abgelegt sind. 
(10) Die Klausurarbeiten werden unter Aufsicht durchgeführt und sind nicht öffentlich. Eventuell 
zugelassene Hilfsmittel werden vor der Prüfung von der oder dem jeweiligen Lehrenden 
rechtzeitig bekannt gegeben. 
(11) Schriftliche Prüfungsleistungen werden in der Regel von den jeweils Lehrenden bewertet. 
Prüfungsleistungen in schriftlichen oder mündlichen Prüfungen, mit denen ein Studiengang 
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abgeschlossen wird, und in Wiederholungsprüfungen, bei deren endgültigem Nichtbestehen 
keine Ausgleichsmöglichkeit vorgesehen ist, sind von mindestens zwei Prüferinnen oder 
Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer im Sinne des § 10 zu bewerten (§ 65 Absatz 2 
HG). Die Bewertung von schriftlichen Prüfungsleistungen ist den Studierenden nach spätes-
tens zwei Monaten bekannt zu geben. 
(12) Auch ganz oder teilweise im Antwort-Wahl-Verfahren (sog. „Single Choice“ oder „Multiple 
Choice“) zu erbringende Prüfungsleistungen gehören zu den Klausurarbeiten. Insbesondere 
bei Anwendung dieses Verfahrens ist darauf zu achten, dass die Prüfungsaufgaben auf die 
in den Modulen oder den entsprechenden Lehrveranstaltungen vermittelten Inhalte und 
Kenntnisse abgestellt sind, dass sie zuverlässige Prüfungsergebnisse ermöglichen. Bei Prü-
fungsleistungen, die von zwei Prüferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer 
zu bewerten sind, wird bereits bei der Erstellung der Prüfungsaufgaben von mindestens 
zwei Prüferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer festgelegt, welche Lö-
sungen als zutreffend anerkannt werden. Nicht richtig gelöste Aufgaben oder Teilaufgaben 
dürfen nicht mit Minuspunkten bewertet werden. Bei einer ganz oder überwiegend im Ant-
wort-Wahl-Verfahren zu erbringenden Prüfungsleistung ist von den Prüferinnen und Prüfern 
zusammen mit den Hilfsmitteln (Absatz 10 Satz 2) auch die zum Bestehen hinreichende 
Punktzahl (§ 15 Absatz 3) bekannt zu geben. 
(13) Mündliche Prüfungen werden vor mehreren Prüferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin 
oder einem Prüfer in Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder eines sachkundigen 
Beisitzers als Einzelprüfung abgelegt. Wird eine mündliche Prüfung vor einer Prüferin oder 
einem Prüfer abgelegt, hat dieser bzw. diese vor der Festsetzung der Note gemäß § 15 Ab-
satz 1 die Beisitzerin oder den Beisitzer zu hören. Wird eine mündliche Prüfung vor zwei Prü-
ferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer abgelegt, legt jede Prüferin oder 
jeder Prüfer eine Einzelnote für die mündliche Prüfungsleistung gemäß § 15 Absatz 1 fest. 
Die Noten der mündlichen Prüfungsleistung werden aus dem arithmetischen Mittel der bei-
den Einzelnoten entsprechend § 15 Absatz 7 ermittelt.  
(14) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Prüfung  sind in einem Pro-
tokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung ist den Studierenden im Anschluss an die 
mündliche Prüfung bekannt zu geben. Studierende, die sich zu einem späteren Zeitpunkt 
der gleichen Prüfung unterziehen wollen, werden nach Maßgabe der räumlichen Verhältnis-
se als Zuhörerinnen und Zuhörer zugelassen, es sei denn, die oder der zu prüfende Studie-
rende widerspricht. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung und die Bekanntga-
be des Prüfungsergebnisses. Im Falle einer Beeinflussung oder Störung der Prüfung können 
diese Personen von der Prüferin oder dem Prüfer als Zuhörerin oder Zuhörer ausgeschlos-
sen werden. 
(15) In Modulen, die mit einer Modulprüfung abschließen, können in den einzelnen Lehrveran-
staltungen Studienleistungen verlangt werden. Dies können insbesondere sein: Referate, 
Hausarbeiten, Praktika, praktische Übungen, schriftliche oder mündliche Leistungsüber-
prüfungen, Vorträge, Protokolle oder Portfolios. Die Anforderungen einer Studienleistung 
liegen in Form und Umfang unterhalb der Anforderungen einer Modulprüfung oder Teilleis-
tung. Soweit die Form der Studienleistung nicht in den Modulbeschreibungen definiert ist, 
wird sie von der Lehrenden oder dem Lehrenden jeweils zu Beginn der Veranstaltung be-
kannt gemacht. Studienleistungen können benotet oder mit bestanden bzw. nicht bestan-
den bewertet werden. § 15 Absatz 3 lit. b findet keine Anwendung. Voraussetzung für die 
Teilnahme an der Modulprüfung ist die erfolgreiche Erbringung aller in diesem Modul gefor-
derten Studienleistungen. Die Studienleistungen müssen demnach mit mindestens „ausrei-
chend“ (4,0) benotet oder mit „bestanden“ bewertet worden sein. 
(16) In Modulen, die wahlweise ohne oder mit Prüfung zum Abschluss gebracht werden können, 
besteht die Wahlfreiheit solange, wie eine Prüfung in diesem Modul noch nicht erfolgreich 
bestanden und das Modul noch nicht endgültig nicht bestanden ist. 
(17) Bei Exkursionen, Sprachkursen, Praktika, praktischen Übungen oder vergleichbaren Lehr-
veranstaltungen, in denen zum Erreichen der lehrveranstaltungsspezifischen Lernziele eine 
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regelmäßige aktive Beteiligung der Studierenden erforderlich und verhältnismäßig ist, ins-
besondere in Seminaren und Projektseminaren mit höchstens 30 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern, kann eine Anwesenheitspflicht gelten. Diese wird von der oder dem Lehrenden in 
Abstimmung mit dem Prüfungsausschuss im Sinne des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
festgelegt. Dabei ist im Rahmen einer Einzelfallprüfung und unter Berücksichtigung der Be-
sonderheiten der jeweiligen Lehrveranstaltung konkret abzuwägen und festzustellen, ob 
und in welchem Umfang die Anwesenheitspflicht für das Erreichen des Lernziels erforder-
lich ist und ob das Lernziel auch nicht durch mildere Mittel, wie z. B. Selbststudium allein 
oder in privaten Arbeitsgemeinschaften, erreicht werden kann. Nur unter diesen engen Vo-
raussetzungen ist ein Eingriff in die Studierfreiheit unter dem Aspekt der verfassungsrecht-
lichen Rechtfertigung legitimiert. Das bedeutet zudem, eine pauschale und vom Einzelfall 
losgelöste Feststellung der Notwendigkeit einer Anwesenheitspflicht ist stets unzulässig. 
Die genaue Ausgestaltung der Anwesenheitspflicht wird den Studierenden in geeigneter 
Form zu Beginn der Lehrveranstaltung bekannt gegeben. Hierbei ist insbesondere zu regeln, 
welche Folge eine Anwesenheitspflichtverletzung hat und unter welchen Bedingungen Ver-
säumnisse entschuldbar sind.  
(18) Machen Studierende durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie wegen länger andauern-
der oder ständiger körperlicher Behinderung oder chronischer Erkrankung nicht in der Lage 
sind, eine Prüfungsleistung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form oder Frist abzule-
gen, so legt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses fest, in welcher anderen 
Form oder Frist die Prüfungsleistung erbracht wird. Bei Zweifeln soll die zuständige Person 
oder Stelle für Fragen zu Belangen behinderter Studierender (z. B. Bereich „Behinderung 
und Studium“ innerhalb des Zentrums für Hochschulbildung an der Technischen Universität 
Dortmund) beteiligt werden. Prüfungsverfahren berücksichtigen die gesetzlichen Mutter-
schutzfristen sowie Ausfallzeiten durch die Pflege im Haushalt lebender, überwiegend zu 
betreuender Kinder, die Pflege des Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerin oder des 
eingetragenen Lebenspartners oder eines oder einer in gerader Linie Verwandten oder ers-
ten Grades Verschwägerten, soweit diese oder dieser pflegebedürftig ist.  
 
§ 8 
Fristen für Prüfungsleistungen, Wiederholung von Prüfungen,  
Bestehen der Masterprüfung, endgültiges Nichtbestehen 
(1) Die Anmeldung zum Erstversuch einer Prüfung muss spätestens drei Semester nach dem 
Semester erfolgen, das nach der Übersicht im Anhang (Studienstruktur) für den Besuch der 
Lehrveranstaltung vorgesehen ist. Anderenfalls verlieren die Studierenden den Prüfungsan-
spruch, es sei denn, sie weisen nach, dass sie das Versäumnis der Frist nicht zu vertreten 
haben. Die Frist verlängert sich in den Fällen des § 64 Absatz 3a HG jeweils um die dort an-
gegebenen Zeiträume. Sieht der Übersichtsplan keine zeitliche Zuordnung der Lehrveran-
staltung zu einem Semester vor, so besteht keine Befristung. § 7 Absatz 5 bleibt unberührt.   
(2) Prüfungsleistungen können, wenn sie nicht bestanden wurden oder als nicht bestanden 
gelten, zweimal wiederholt werden. Bei Nichtbestehen einer Teilleistung ist nur diese zu 
wiederholen. Bestandene Prüfungen können nicht wiederholt werden.  
(3) Die Anmeldung zur Wiederholungsprüfung in einem mathematischen oder wirtschaftsma-
thematischen Modul muss innerhalb von zwei Semestern und in einem wirtschaftswissen-
schaftlichen Modul innerhalb von drei Semestern erfolgen. Anderenfalls verlieren die Stu-
dierenden den Prüfungsanspruch, es sei denn, sie weisen nach, dass sie das Versäumnis 
der Frist nicht zu vertreten haben. Die Frist verlängert sich in den Fällen des § 64 Absatz 3a 
HG jeweils um die dort angegebenen Zeiträume. 
(4) Abweichend von Absatz 2 kann die Masterarbeit nur als Ganzes und dann nur einmal mit 
neuer Themenstellung wiederholt werden. Eine Rückgabe des Themas der Masterarbeit ge-
mäß § 16 Absatz 9 ist nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der Anferti-
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gung der nicht erfolgreichen Masterarbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht 
hat. 
(5) Bei mathematischen oder wirtschaftsmathematischen Wahlpflichtmodulen im Sinne der 
Übersicht im Anhang kann das Nichtbestehen durch jeweils ein erfolgreich absolviertes wei-
teres Wahlpflichtmodul ausgeglichen werden.  
(6) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn sämtliche 120 Leistungspunkte aus den studienbe-
gleitenden Prüfungen und für die Masterarbeit erworben wurden.   
(7) Die Masterprüfung ist insgesamt endgültig nicht bestanden, wenn 
a. die Masterarbeit nach Wiederholung wiederum nicht bestanden ist oder als nicht be-
standen gilt oder 
b. die erforderliche Mindestzahl von Leistungspunkten nicht mehr erworben werden 
kann oder  
c. ein Pflichtmodul endgültig nicht bestanden wurde.  
(8) Ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden oder gilt eine Prüfung als nicht bestanden, 
so erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der Kandidatin oder dem Kan-
didaten hierüber einen schriftlichen Bescheid. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen. Auf Antrag wird der Kandidatin oder dem Kandidaten eine Bescheini-
gung über die erfolgreich abgelegten Prüfungen ausgestellt; aufgenommen wird der Zusatz, 




(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen 
Aufgaben wird für den Masterstudiengang Wirtschaftsmathematik ein Prüfungsausschuss 
gebildet.  
(2) Der Prüfungsausschuss gemäß Absatz 1 besteht aus sieben Mitgliedern, und zwar aus je 
zwei Mitgliedern aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer der betei-
ligten Fakultäten, einem Mitglied aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen 
oder Mitarbeiter sowie zwei Mitgliedern aus der Gruppe der Studierenden. Die Mitglieder 
werden von den beteiligen Fakultätsräten einvernehmlich nach Gruppen getrennt für zwei 
Jahre, die Mitglieder aus der Gruppe der Studierenden für ein Jahr gewählt. Der Prüfungs-
ausschuss wählt aus seinen Mitgliedern aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen oder 
Hochschullehrer die Vorsitzende oder den Vorsitzenden sowie die stellvertretende Vorsit-
zende oder den stellvertretenden Vorsitzenden. Für die Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses mit Ausnahme der oder des Vorsitzenden und des Stellvertreters oder der Stellvertrete-
rin werden von den Fakultätsräten Vertreterinnen oder Vertreter gewählt. Wiederwahl ist 
zulässig. Die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses wird von der Dekanin oder dem 
Dekan bekannt gegeben.  
(3) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung einge-
halten werden und sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er ist insbe-
sondere zuständig für die Entscheidung über Widersprüche gegen im Prüfungsverfahren ge-
troffene Entscheidungen und für die Abstimmung von fakultätsübergreifenden Frage- und 
Problemstellungen. Darüber hinaus hat der Prüfungsausschuss den beteiligten Fakultäten 
regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, über die Entwicklung der Prüfungen und Studien-
zeiten zu berichten. Er gibt Anregungen zur Reform der Prüfungsordnung und der Studien-
pläne. Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung bestimmter Aufgaben (z. B. Anerken-
nungsfragen, Eilentscheidungen etc.) im Rahmen der laufenden Geschäfte auf die oder den 
Vorsitzenden übertragen; dies gilt nicht für Entscheidungen über Widersprüche und den Be-
richt an die Fakultäten. 
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(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der oder dem Vorsitzenden oder 
deren oder dessen Vertreterin oder Vertreter und zwei weiteren Mitgliedern aus der Gruppe 
der Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer mindestens ein weiteres stimmberechtig-
tes Mitglied anwesend ist. Der Prüfungsausschuss entscheidet mit einfacher Mehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die studentischen 
Mitglieder wirken an pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen nicht mit. Als solche 
gelten insbesondere die Beurteilung, die Anerkennung von Leistungen, die Festlegung von 
Prüfungsaufgaben und die Bestellung von Prüferinnen oder Prüfern sowie Beisitzerinnen 
oder Beisitzern. 
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme von Prüfungen 
beizuwohnen. 
(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses, einschließlich ihrer Vertreterinnen und Vertreter, die Prüferinnen oder Prüfer 
sowie die Beisitzerinnen oder Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie 
nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
(7) Der Prüfungsausschuss bedient sich bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben der Verwal-
tungshilfe der Zentralen Prüfungsverwaltung der Technischen Universität Dortmund.  
 
§ 10 
Prüferinnen und Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüferinnen oder Prüfer und die Beisitzerinnen oder 
Beisitzer gemäß den gesetzlichen Vorgaben. Er kann die Bestellung der oder dem Vorsitzen-
den des Prüfungsausschusses übertragen. Zur Prüferin oder zum Prüfer dürfen Hochschul-
lehrerinnen oder Hochschullehrer sowie weitere prüfungsberechtigte Personen im Sinne 
des § 65 Absatz 1 HG bestellt werden. Zur Beisitzerin oder zum Beisitzer darf bestellt wer-
den, wer eine Diplom- oder Masterprüfung im entsprechenden Fachgebiet bestanden hat 
oder entsprechende einschlägige Qualifikationen nachweisen kann. 
(2) Die Prüferinnen oder Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 
(3) Die Kandidatinnen oder Kandidaten können für die Masterarbeit (Thesis) Prüferinnen oder 
Prüfer vorschlagen. Auf die Vorschläge soll nach Möglichkeit Rücksicht genommen werden. 




Anerkennung von Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 
Für die Anerkennung von Prüfungsleistungen und die Einstufung in höhere Fachsemester findet 
die jeweils gültige Ordnung über die Anerkennung von Prüfungsleistungen für alle Bachelor- und 
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Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) Eine Prüfung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet, wenn 
die Kandidatin oder der Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht er-
scheint oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung 
zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vor-
gegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 
(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Prü-
fungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei 
Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten oder eines von der Kandidatin oder dem 
Kandidaten überwiegend zu betreuenden Kindes ist die Vorlage eines deutschsprachigen 
ärztlichen Attestes erforderlich. Bei Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten muss 
das ärztliche Attest die Prüfungsunfähigkeit belegen. Bei dem nachträglichen Rücktritt von 
einer abgelegten Prüfung muss aus dem ärztlichen Attest hervorgehen, dass die bei der Prü-
fung gegebene Leistungsbeeinträchtigung für die Studierende oder den Studierenden aus 
gesundheitlichen Gründen nicht erkennbar war und vernünftigerweise kein Anlass bestand, 
die Leistungsfähigkeit in Zweifel zu ziehen. Bestehen für den Prüfungsausschuss zu-
reichende tatsächliche Anhaltspunkte, die eine Prüfungsfähigkeit als wahrscheinlich er-
scheinen lassen, so kann der Prüfungsausschuss eine ärztliche Bescheinigung einer Ver-
trauensärztin oder eines Vertrauensarztes der Technischen Universität Dortmund verlan-
gen. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe für den Rücktritt oder das Versäumnis 
nicht an, wird dies der Kandidatin oder dem Kandidaten schriftlich mitgeteilt. 
(3) Wird eine Prüfungsleistung durch Täuschung (z. B. Verwendung unerlaubter Hilfsmittel, 
Übernahme von Textpassagen ohne Wiedergabe als Zitat, Abschreiben etc.) beeinflusst, gilt 
diese Prüfung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet. Dies gilt 
ebenfalls für den Versuch der Täuschung. Die Entscheidung, ob ein Täuschungsversuch oder 
eine Täuschungshandlung vorliegt, trifft die jeweilige Prüferin oder der jeweilige Prüfer. 
Wird während einer Prüfung ein Täuschungsversuch oder eine Täuschung im Sinne von Satz 
1 durch die Aufsichtsführende oder den Aufsichtsführenden festgestellt, protokolliert diese 
oder dieser den Täuschungsversuch bzw. die Täuschung. Die jeweilige Prüferin oder der je-
weilige Prüfer entscheidet, ob die Prüfung mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestan-
den“ bewertet wird. Eine Kandidatin oder ein Kandidat, die oder der den ordnungsgemäßen 
Ablauf der Prüfung stört, kann von der Prüferin oder dem Prüfer oder der oder dem Auf-
sichtsführenden in der Regel nach Ermahnung von der Fortsetzung der Prüfung ausge-
schlossen werden. In diesem Fall gilt die betreffende Prüfung als mit „nicht ausreichend“ 
(5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet. Die jeweiligen Gründe für die Entscheidung sind ak-
tenkundig zu machen. In schwerwiegenden Fällen von Täuschung oder Störung kann der 
Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der Erbringung weiterer Prü-
fungsleistungen ausschließen. 
(4) Der Prüfungsausschuss kann von Kandidatinnen oder Kandidaten bei Modulprüfungen oder 
Teilleistungen eine schriftliche Erklärung verlangen, dass sie oder er die Arbeit – bei einer 
Gruppenarbeit einen entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbstständig ver-
fasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie wörtli-
che und sinngemäße Zitate kenntlich gemacht hat. § 16 Absatz 10 bleibt unberührt. 
(5) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb einer Frist von 14 Tagen verlangen, dass 
Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Belastende Ent-
scheidungen sind der Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen, 
zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Vor der Entscheidung ist 
der Kandidatin oder dem Kandidaten Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben. 
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Zulassung zur Masterprüfung 
(1) Mit der Immatrikulation in den Masterstudiengang Wirtschaftsmathematik an der Techni-
schen Universität Dortmund oder der Zulassung als Zweihörerin oder Zweithörer gemäß            
§ 52 Absatz 2 HG gilt eine Studierende oder ein Studierender als zu den Prüfungen des Mas-
terstudiengangs Wirtschaftsmathematik zugelassen, es sei denn, die Zulassung ist gemäß 
Absatz 2 abzulehnen.  
(2) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn 
a. die Kandidatin oder der Kandidat eine nach dieser Prüfungsordnung erforderliche 
Prüfung in dem Masterstudiengang Wirtschaftsmathematik an der Technischen Uni-
versität Dortmund oder in einem anderen Studiengang, der zu diesem Studiengang ei-
ne erhebliche inhaltliche Nähe aufweist, endgültig nicht bestanden hat oder  
b. der Kandidatin oder dem Kandidaten nach erbrachter Prüfungsleistung in einem der 
vorgenannten Studiengänge aufgrund einer anschließenden Anfechtung des Prü-
fungsbescheides eine bestands- und rechtskräftige Entscheidung über das endgülti-
ge Nichtbestehen noch nicht vorliegt oder 
c. die Kandidatin oder der Kandidat den Prüfungsanspruch gemäß § 8 Absatz 1 und Ab-
satz 3 für eine nach dieser Prüfungsordnung erforderliche Prüfung im Masterstudien-
gang Wirtschaftsmathematik an der Technischen Universität Dortmund verloren hat. 
 
§ 14 
Umfang der Masterprüfung 
(1) Die Masterprüfung setzt sich aus studienbegleitenden Prüfungen, einschließlich der Mas-
terarbeit und einem mündlichen Vortrag zusammen, in denen insgesamt 120 Leistungs-
punkte zu erwerben sind. Davon sind 90 Leistungspunkte im Pflicht- und Wahlpflichtbereich 
zu erwerben, weitere 26 Leistungspunkte sind durch die Masterarbeit (Thesis) und 4 Leis-
tungspunkte durch einen mündlichen Vortrag zu erwerben, in dem die Ergebnisse der Mas-
terarbeit vorgestellt werden.  
(2) Module, die in der Bachelorprüfung verwendet oder im Bachelorstudium als Zusatzleistung 
anerkannt wurden, dürfen im Master nicht mehr studiert werden. Gleiches gilt, wenn im Ba-
chelor verwendete Module nahezu inhaltsgleich zu Modulen im Master sind. Zum Studien-
beginn wird eine entsprechende Prüfung durch den Prüfungsausschuss vorgenommen.  
(3) Im Masterstudiengang Wirtschaftsmathematik müssen die jeweiligen, in der Übersicht im 
Anhang genannten Module studiert und erfolgreich abgeschlossen werden. 
 
§ 15 
Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen, 
Erwerb von Leistungspunkten, Bildung von Noten 
(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüferinnen und 
Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten zu verwenden: 
1 =  sehr gut  = eine hervorragende Leistung 
 2 = gut  = eine Leistung, die über den durchschnittlichen  
     Anforderungen liegt  
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 3 = befriedigend  = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen 
    entspricht 
 4 = ausreichend  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den  
    Anforderungen genügt 
 5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 
    Anforderungen nicht mehr genügt. 
 Zur differenzierten Betrachtung der studienbegleitenden Prüfungen können die Noten um 
0,3 verringert oder erhöht werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlos-
sen. 
(2) In Absprache mit dem Prüfungsausschuss können bei Prüfungsleistungen, die nicht in der 
Gesamtnote berücksichtigt werden, die Prüfungsleistungen entweder nach dem Notenmaß-
stab gemäß Absatz 1 oder nach folgendem vereinfachten Maßstab bewertet werden: 
bestanden  = eine Leistung, die mindestens den Anforderungen genügt 
nicht bestanden =  eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 
    Anforderungen nicht mehr genügt. 
(3) Eine Klausurarbeit, die vollständig im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt wurde, gilt als 
bestanden, wenn 
a. 60 % der zu erreichenden Gesamtpunktzahl erreicht worden ist oder 
b. die erreichte Punktzahl um nicht mehr als 22 % die durchschnittliche Prüfungsleis-
tung der Kandidatinnen und Kandidaten unterschreitet, die an der Prüfung teilge-
nommen haben. 
(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Mindestpunktzahl der Aufgaben gemäß Absatz 3 
erreicht und damit die Prüfung bestanden, so lautet die Note wie folgt: 
sehr gut (1,0), falls mindestens 75 %, 
sehr gut (1,3), falls mindestens 66,6 %, aber weniger als 75 %, 
gut (1,7), falls mindestens 58,3 %, aber weniger als 66,6 %, 
gut (2,0), falls mindestens 50 %, aber weniger als 58,3 %, 
gut (2,3), falls mindestens 41,6 %, aber weniger als 50 %, 
befriedigend (2,7), falls mindestens 33,3 %, aber weniger als 41,6 %, 
befriedigend (3,0), falls mindestens 25 %, aber weniger als 33,3 %, 
befriedigend (3,3), falls mindestens 16,6 %, aber weniger als 25 %, 
ausreichend (3,7), falls mindestens 8,3 %, aber weniger als 16,6 %, 
ausreichend (4,0), falls keine oder weniger als 8,3 % 
der über die Mindestpunktzahl hinausgehenden zu erreichenden Punkte erreicht wurden. 
(5) Wird eine Klausurarbeit nur teilweise im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt, so werden 
die Aufgaben im Antwort-Wahl-Verfahren nach den Absätzen 3 und 4 bewertet. Die übrigen 
Aufgaben werden nach dem für sie üblichen Verfahren beurteilt. Aus beiden Bewertungen 
wird die Note der Klausurarbeit ermittelt, wobei die Anteile der jeweils zu erreichenden Ge-
samtpunktzahlen berücksichtigt werden.  
(6) Die dem jeweiligen Modul zugeordnete Zahl von Leistungspunkten wird erworben, wenn das 
Modul mit mindestens „ausreichend“ (4,0) oder „bestanden“ bewertet worden ist. Zur Mas-
terprüfung gehörende Module, die unbenotet abgeschlossen werden, werden auf dem Mas-
terzeugnis mit „bestanden“ ausgewiesen.  
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(7) Wird das Modul durch eine Modulprüfung abgeschlossen, so ist diese Note gleichzeitig die 
Modulnote. Bei Teilleistungen errechnet sich die Modulnote aus dem gewichteten arithme-
tischen Mittel der nicht gerundeten Noten der im Rahmen des jeweiligen Moduls abgelegten 
Teilleistungen. Die Teilleistungen werden dabei mit der jeweiligen Zahl der Leistungspunkte 
der zugehörigen Veranstaltungen gewichtet. 
 Bei der Bildung der Modulnoten wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berück-
sichtigt; alle weiteren Nachkommastellen werden ohne Rundung gestrichen. 
 Die Modulnoten lauten in Worten:  
 bei einem Durchschnitt bis 1,5 = sehr gut 
 bei einem Durchschnittswert von 1,6 bis 2,5 = gut 
 bei einem Durchschnittswert von 2,6 bis 3,5 = befriedigend 
 bei einem Durchschnittswert von 3,6 bis 4,0 = ausreichend 
 bei einem Durchschnittswert ab 4,1 = nicht ausreichend. 
(8) Werden mehr Wahlpflichtmodule abgeschlossen als im mathematischen oder wirtschafts-
mathematischen Teil oder im Informatikteil nach der Übersicht im Anhang gefordert, so sind 
unter Beachtung der dort festgelegten Mindesterfordernisse die Module mit den schlech-
testen Noten für die Masterprüfung nicht zu berücksichtigen. Bei gleichen Noten sind die 
später absolvierten Module nicht zu berücksichtigen.   
(9) Die Gesamtnote der Masterprüfung errechnet sich aus dem gewichteten arithmetischen 
Mittel der Modulnoten aller benoteten Module der Übersicht im Anhang. Absatz 7 gilt ent-
sprechend. Die Noten werden dabei wie folgt gewichtet:  
a. In dem Fall, dass kein mathematisches oder wirtschaftsmathematisches Modul ohne 
Prüfung zum Abschluss gekommen ist, wird unter Beachtung der in der Übersicht im 
Anhang festgelegten Mindesterfordernisse für den mathematischen oder wirt-
schaftsmathematischen Teil das  mathematische oder wirtschaftsmathematische 
Wahlpflichtmodul mit der Vorgewichtszahl 1 versehen. Bei gleichen Noten ist das Mo-
dul mit der höheren Leistungspunktzahl und bei gleichen Leistungspunktzahlen das 
später absolvierte Modul mit der Vorgewichtszahl 1 zu versehen. Alle anderen Modul-
noten der mathematischen oder wirtschaftsmathematischen Module erhalten die 
Vorgewichtszahl, die ihren Leistungspunkten entspricht. 
b. Modulnoten der mathematischen oder wirtschaftsmathematischen Module werden 
mit ihrer jeweiligen Vorgewichtszahl nach lit. a  multipliziert mit 45 und dividiert durch 
die Vorgewichtszahlsumme aller zur Masterprüfung gehörenden und benoteten ma-
thematischen oder wirtschaftsmathematischen Module.  
c. Modulnoten der wirtschaftswissenschaftlichen Module werden mit der jeweiligen 
Zahl ihrer Leistungspunkte gewichtet, wobei das Modul mit der schlechtesten Note 
abweichend ein Gewicht von 7 Leistungspunkten erhält. Bei gleichen Noten erhält das 
später absolvierte Modul dieses Gewicht.  
d. Modulnoten im Informatikteil werden mit der jeweiligen Zahl ihrer Leistungspunkte 
gewichtet, wobei das Modul mit der schlechtesten Note abweichend mit der Punkt-
zahl gewichtet wird, die im Informatikteil auf die Leistungspunktsumme 8 führt. Bei 
gleichen Noten erhält das später absolvierte Modul dieses Gewicht. 
e. Die Note der Masterarbeit erhält das Gewicht 30.  
(10) Die Gesamtnote wird zugleich in Form eines Grades nach dem European Credit Transfer 
System (ECTS) ausgewiesen. Darüber hinaus können ECTS-Grade für alle benoteten Prü-
fungsleistungen ausgewiesen werden. Hierzu ist ein entsprechender Beschluss des Prü-
fungsausschusses erforderlich. 
Die Grade nach ECTS werden wie folgt ausgewiesen: 
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A = in der Regel die besten ca. 10 % der erfolgreichen Studierenden; 
B = in der Regel die nächsten ca. 25 % der erfolgreichen Studierenden; 
C = in der Regel die nächsten ca. 30 % der erfolgreichen Studierenden; 
D = in der Regel die nächsten ca. 25 % der erfolgreichen Studierenden; 
E = in der Regel die nächsten ca. 10 % der erfolgreichen Studierenden. 
(11) Die Bildung der ECTS-Grade erfolgt grundsätzlich durch einen Vergleich der Kohorten der 
letzten sechs Semester. Ist diese Gruppe kleiner als 50 Personen, so ist die Bezugsgruppe 
aus den letzten 10 Semestern zu ermitteln. Das aktuelle Semester soll bei der Bildung der 
ECTS-Grade grundsätzlich nicht berücksichtigt werden. Solange keine statistischen Daten 
zur Berechnung einer relativen Bewertung zur Verfügung stehen, werden keine ECTS-Grade 
ausgewiesen. Aus Gründen der rechtssicheren Vergabe kann durch Beschluss des Prü-
fungsausschusses auf die Ausweisung von ECTS-Graden verzichtet werden. Entsprechende 
Hinweise erscheinen im Abschlussdokument. 
Bei der Zusammensetzung der Vergleichsgruppe ist nach dem Abschluss und dem Studien-
gang zu differenzieren. Darüber hinaus kann in sachlich begründeten Fällen eine andere Zu-
sammensetzung der Vergleichsgruppe erfolgen. Hierzu ist ein entsprechender Beschluss 




(1) Die Masterarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat mit den im Masterstu-
dium erworbenen Fachkenntnissen in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein 
vertieftes Problem selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. Sie   
oder er recherchiert hierzu relevante Fachliteratur und wertet diese eigenständig aus. Die 
Arbeit ist selbstständig in angemessener Form darzustellen und zu dokumentieren. Der Um-
fang der Arbeit sollte 100 Seiten nicht überschreiten.  
(2) Die Masterarbeit (Thesis) kann nach dem Erwerb von 60 Leistungspunkten aufgenommen 
werden. 
(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann Vorschläge für das Thema der Arbeit machen. Die 
Ausgabe des Themas erfolgt über die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses; der Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 
(4) Die Masterarbeit kann von jeder Hochschullehrerin oder jedem Hochschullehrer und jeder 
oder jedem Habilitierten der Fakultät für Mathematik oder der Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Fakultät, die oder der in Forschung und Lehre tätig ist, ausgegeben und be-
treut werden. Andere Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftler, die die Voraussetzungen 
nach § 65 Absatz 1 HG erfüllen, können mit Zustimmung des Prüfungsausschusses zur Be-
treuerin oder zum Betreuer bestellt werden. 
(5) Kann eine Kandidatin oder ein Kandidat keine Betreuerin oder keinen Betreuer benennen, 
sorgt die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses dafür, dass die Kandi-
datin oder der Kandidat ein Thema für die Masterarbeit und eine Betreuerin oder einen Be-
treuer erhält. 
(6) Die Masterarbeit ist stets eigenständig als Einzelarbeit zu verfassen. Dies schließt jedoch 
nicht aus, dass das Thema der Masterarbeit innerhalb einer Arbeitsgruppe bearbeitet wird. 
Hierbei muss sichergestellt sein, dass der als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag der 
oder des Einzelnen nach objektiven Kriterien deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und 
die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt.  
(7) Die Bearbeitungszeit für die Masterarbeit beträgt sechs Monate. Das Thema und die Aufga-
benstellung müssen so beschaffen sein, dass die Arbeit innerhalb dieser Frist abgeschlos-
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sen werden kann. Auf begründeten Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten kann der 
Prüfungsausschuss im Einvernehmen mit der Betreuerin oder dem Betreuer ausnahmswei-
se eine Verlängerung der Bearbeitungszeit um bis zu drei Monate gewähren. Ein Verlänge-
rungsantrag ist spätestens 14 Tage vor Ablauf der Bearbeitungszeit an den Prüfungsaus-
schuss zu stellen. 
(8) Die Masterarbeit kann im Einvernehmen von der Prüferin oder dem Prüfer mit der oder dem 
jeweiligen Studierenden auch in englischer Sprache erbracht werden. 
(9) Das Thema der Masterarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten vierzehn Tage ab 
Ausgabe des Themas zurückgegeben werden; die Masterarbeit gilt dann als nicht begonnen. 
(10) Bei der Abgabe der Masterarbeit hat die Kandidatin oder der Kandidat an Eides statt zu ver-
sichern, dass sie oder er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als die ange-
gebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie wörtliche und sinngemäße Zitate kenntlich 
gemacht hat. In das Quellenverzeichnis sind auch unveröffentlichte Beiträge aufzunehmen. 
Für die eidesstattliche Versicherung ist ein einheitlicher Vordruck der Zentralen Prüfungs-
verwaltung zu verwenden und bei der Abgabe der Masterarbeit als fester Bestandteil der 
Masterarbeit unterschrieben einzubinden.  
 
§ 17 
Abgabe und Bewertung der Masterarbeit 
(1) Die Masterarbeit ist fristgemäß bei der Zentralen Prüfungsverwaltung der Technischen Uni-
versität Dortmund in drei gebundenen und doppelseitig ausgedruckten Ausfertigungen und 
zusätzlich in einer für ein Softwareprodukt zur Plagiatserkennung verwendbaren elektroni-
schen Fassung (PDF-Version) abzugeben; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. 
Bei Postanlieferung gilt das Datum des Poststempels. Wird die Masterarbeit nicht fristge-
mäß abgegeben, gilt sie als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 
(2) Die Masterarbeit ist von zwei Prüferinnen oder Prüfern oder einer Prüferin und einem Prüfer 
zu begutachten und zu bewerten. Eine oder einer der Prüferinnen oder Prüfer soll die Be-
treuerin oder der Betreuer der Arbeit sein. Die zweite Prüferin oder der zweite Prüfer wird 
von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestimmt. Die einzelne Bewer-
tung ist entsprechend § 15 vorzunehmen und schriftlich zu begründen. 
(3) Die Ergebnisse der Masterarbeit sind in einem mündlichen Vortrag vor der Betreuerin oder 
dem Betreuer der Arbeit und einer Prüferin oder einem Prüfer nach § 10 vorzustellen. Der 
Vortrag bleibt unbenotet. 
(4) Die Note der schriftlichen Arbeit wird aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen 
gebildet, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Beträgt die Differenz mehr als 2,0 
oder bewertet nur eine Prüferin oder ein Prüfer die Masterarbeit mit mindestens „ausrei-
chend“ (4,0), wird vom Prüfungsausschuss eine dritte Prüferin oder ein dritter Prüfer zur 
Bewertung der Masterarbeit bestimmt. In diesem Fall wird die Note der Arbeit aus dem 
arithmetischen Mittel der beiden besseren Noten gebildet. Die Masterarbeit kann jedoch 
nur dann als „ausreichend“ (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei No-
ten „ausreichend“ (4,0) oder besser sind. § 15 Absatz 7 gilt entsprechend.  
(5) Die Bewertung der Masterarbeit ist der Kandidatin oder dem Kandidaten in der Regel sechs 
Wochen nach der Abgabe mitzuteilen. 
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(1) Studierende können vor dem endgültigen Bestehen bzw. dem endgültigen Nichtbestehen 
der Masterprüfung in weiteren als den vorgeschriebenen Modulen Prüfungsleistungen er-
bringen. Mit diesen Prüfungsleistungen können keine Leistungspunkte erworben werden.  
Die Belegung von Zusatzmodulen richtet sich nach den Bedingungen der anbietenden Fa-
kultät.  
(2) Die Bewertung der Prüfungsleistungen in diesen Zusatzfächern wird auf Antrag der Kandi-
datin oder des Kandidaten in das Transcript of Records aufgenommen, jedoch bei der Fest-




Zeugnis, Bescheinigungen für einen Hochschulwechsel 
(1) Über die bestandene Masterprüfung erhält die Kandidatin oder der Kandidat spätestens vier 
Wochen nach der Bewertung der letzten Prüfungsleistung ein Zeugnis. Das Zeugnis trägt 
das Datum, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht wurde. In das Zeugnis sind die Ge-
samtnote der Masterprüfung, einschließlich des ECTS-Grades nach § 15 Absatz 10, das 
Thema und die Note der Masterarbeit, die Module und Modulnoten sowie die Anzahl der in 
den einzelnen Modulen erworbenen Leistungspunkte aufzunehmen.  
(2) Dem Zeugnis wird ein Diploma Supplement beigefügt. Es beschreibt insbesondere die we-
sentlichen, dem Abschluss zugrunde liegenden Studieninhalte, den Studienverlauf, die mit 
dem Abschluss erworbenen Kompetenzen sowie die verleihende Hochschule. Das Diploma 
Supplement wird in deutscher und englischer Sprache ausgestellt. Des Weiteren wird dem 
Zeugnis eine Übersicht über die erbrachten Leistungen beigefügt (Transcript of Records).  
(3) Auf dem Transcript of Records werden auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten zu-
sätzliche Leistungen ausgewiesen, die wegen Überschreitung der Höchstgrenzen von Leis-
tungspunkten innerhalb eines Moduls nicht in die Modul- und Gesamtnote eingegangen 
sind. 
(4) Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten wird auch vor Abschluss der Masterprüfung 
eine Bescheinigung über die bereits erbrachten Prüfungsleistungen (Notenbescheinigung) 
erstellt, die eine Aufstellung der erfolgreich absolvierten Module mit den erworbenen Leis-
tungspunkten und Prüfungsleistungen und den Noten nach § 15 Absatz 1 sowie die entspre-
chenden Noten nach ECTS entsprechend § 15 Absatz 10 enthält. Diese Bescheinigung kann 
höchstens einmal pro Semester beantragt werden. 
(5) Das Zeugnis wird von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterschrieben. 
(6) Das Zeugnis und die sonstigen Bescheinigungen werden auf Antrag der Kandidatin oder des 





(1) Der Kandidatin oder dem Kandidaten werden eine Masterurkunde mit dem Datum des 
Zeugnisses in deutscher Sprache sowie eine englischsprachige Übersetzung ausgehändigt. 
In der Masterurkunde wird die Verleihung des Mastergrades gemäß § 4 beurkundet. Der 
Studiengang der Absolventin oder des Absolventen ist in der Masterurkunde anzugeben. 
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(2) Die Masterurkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan der Fakultät für Mathematik so-
wie von der Dekanin oder dem Dekan der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakul-
tät und von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeich-





Ungültigkeit von Prüfungsleistungen und Aberkennung des Mastergrades 
(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache 
erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss nachträg-
lich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die Kandidatin oder 
der Kandidat getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise 
für nicht bestanden erklären. 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die 
Kandidatin oder der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach 
der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der 
Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht 
erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen über die Rechtsfolgen. 
(3) Vor einer Entscheidung gemäß Absatz 1 und Absatz 2 ist der oder dem Betroffenen Gele-
genheit zur mündlichen oder schriftlichen Äußerung zu geben. 
(4) Bei einer Entscheidung nach Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 2 ist das unrichtige Zeugnis einzu-
ziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Ab-
satz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des Zeugnisses ausge-
schlossen. 
(5) Der Mastergrad wird aberkannt und die Urkunde ist einzuziehen, wenn sich nachträglich 
herausstellt, dass er durch Täuschung erworben worden ist oder wenn wesentliche Voraus-
setzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. Über die Aber-
kennung entscheiden die Fakultätsräte der Fakultät für Mathematik und der Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftlichen Fakultät. 
 
§ 22 
Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
(1) Nach Bekanntgabe eines Klausurergebnisses wird eine Einsicht in die Klausur gewährt. Zeit 
und Ort der Einsichtnahme werden von den Prüferinnen oder Prüfern festgelegt und spätes-
tens mit der Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse in geeigneter Form bekannt gegeben. 
(2) Die Einsicht in die weiteren schriftlichen Prüfungsleistungen, die darauf bezogenen Gutach-
ten der Prüferinnen und Prüfer sowie in die Prüfungsprotokolle der mündlichen Prüfungen 
wird den Studierenden auf Antrag gewährt. 
(3) Der Antrag ist binnen drei Monaten nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses bei der 
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des 
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Anwendungsbereich, Inkrafttreten und Veröffentlichung 
(1) Diese Prüfungsordnung gilt für alle Studierenden, die seit dem Wintersemester 2015 / 2016 
in den Masterstudiengang Wirtschaftsmathematik eingeschrieben worden sind.  
(2) Die §§ 7 Absatz 6 und Absatz 17, 12 Absatz 2 und Absatz 3, 17 Absatz 1, 19 Absatz 2 sowie 
20 Absatz 1 gelten für alle Studierenden, die in den Masterstudiengang Wirtschaftsmathe-
matik an der Technischen Universität Dortmund eingeschrieben worden sind. 
(3) Diese Prüfungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2015 in Kraft. Sie wird in den Amtli-
chen Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund veröffentlicht. 
 Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät für Mathematik vom 
16.12.2015, des Beschlusses des Fakultätsrates der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen 
Fakultät vom 16.12.2015 sowie des Beschlusses des Rektorates der Technischen Universität 
Dortmund vom 09.12.2015. 
Dortmund, den 20.01.2016 
Die Rektorin  
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Dr. h.c. Ursula Gather 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
4/2016          Seite 57 
	
  
Anhang: I. Studienverlauf 
Beispiel für einen möglichen Studienverlauf im Masterstudium Wirtschaftsmathematik 
 
Die gewählte Semesterzuordnung ist eine Empfehlung. Details können den Modulhandbüchern 
(Mathematik, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften) entnommen werden. Die Zahlen im Plan 









































Sem. Masterarbeit (26+4) 
(30) 
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Übersicht:  Studienstruktur Masterstudiengang Wirtschaftsmathematik 









Mathematischer oder Wirtschaftsmathematischer Teil 
(vgl. Modulhandbuch der Fakultät für Mathematik) 
Wahlpflichtmodule  
(MAT-211, 
MAT-301 bis MAT-499, 
MAT-601 bis MAT-887, 
MAT-8xy) 
Wahlpflicht - ≥ 38 benotet2,3 Modulprü-
fung2 
- 
Folgende Bedingungen sind zu erfüllen:  
Mindestens 38 Leistungspunkte sind durch Mastergrund- und Mastervertiefungsmodule (MAT-3.., 
MAT-4.., MAT-6.. , MAT-7..) oder Algebra (MAT-211) oder Masterseminare (MAT-8xy) zu erwerben. 
Hierbei müssen  
a. mindestens  18 Leistungspunkte durch wirtschaftsmathematische Module (vgl. Mo-
dulhandbuch bzw. Katalog „Wirtschaftsmathematische Veranstaltungen im Master 
Wirtschaftsmathematik“), davon 
i. mindestens 9 Leistungspunkte durch benotete Module aus dem  
Vertiefungsbereich (MAT-6.., MAT-7..)3, 





Pflicht - 7 benotet Modulprüfung - 
Wirtschaftswissenschaftlicher Teil 











Wahlpflicht - 374 
(4*7,5 
+1*7) 
benotet Modulprüfung - 
Informatikteil 
(vgl. Modulhandbuch der Fakultät für Mathematik und der Fakultät Informatik) 
Wahlpflicht: 
Module aus dem 
Katalog „Informatik“  
Wahlpflicht - 8 
 
 
benotet  - 
Masterarbeit und Vortrag 
Masterarbeit  
mit Vortrag 
Pflicht - 26+4 benotet  60 LP 
Erläuterungen zur Übersicht: 
1. Zugangsvoraussetzungen können weiterhin Studienleistungen nach § 7 Absatz 15 sein. Nä-
heres regelt das Modulhandbuch. 
2. Von den mathematisch- oder wirtschaftsmathematischen Wahlpflichtmodulen dürfen Mo-
dule im Umfang von bis zu 9 Leistungspunkten unbenotet ohne Prüfung abgeschlossen wer-
den, vgl. § 7 Absatz 1. Die oben geforderten Bedingungen bleiben unberührt. 
3. Hinsichtlich der Gewichtung der Modulnoten für die Gesamtnote ist § 15 Absatz 9 a und b zu 
beachten.  
4. Vgl. § 15 Absatz 9 c. 
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Verfahrensordnung der Fakultät Statistik zur 
Verleihung der Bezeichnungen 
„Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und  
„außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ vom 27. Januar 2016 
 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die Hoch-
schulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 
2014 (GV. NRW S. 547) hat die Technische Universität Dortmund die folgende Ordnung 
erlassen: 
Abschnitt 1: Geltungsbereich 
§ 1 Geltungsbereich 
Diese Ordnung gilt für alle an der Fakultät durchgeführten Verfahren zur Verleihung der 
Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / “Honorarprofessor“ und „außerplanmäßige Pro-
fessorin“/“außerplanmäßiger Professor“. 
Abschnitt 2: Verleihung der Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ 
§ 2 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 
(1) Die Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ kann gemäß § 41 
Abs. 2 HG  von der Fakultät an Personen verliehen werden, die auf einem an der 
Fakultät vertretenen Fachgebiet entsprechend den Anforderungen für hauptbe-
rufliche Professorinnen und Professorenhervorragende Leistungen 
 1. in der beruflichen Praxis bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftli-
cher Erkenntnisse und Methoden oder 
 2. in Forschung, Kunst und Lehre, künstlerischen Entwicklungsvorhaben und 
Kunstausübung  
erbringen. 
(2) Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätig-
keit an einer Hochschule von in der Regel 5 Jahren voraus. Die Lehrtätigkeit i.S.d. 
Satzes 1 muss mindestens 2 Semesterwochenstunden umfassen. Die Frist kann 
bei Vorliegen außergewöhnlicher Leistungen abgekürzt werden. 
(3) Die Bezeichnung soll nur an Personen verliehen werden, die durch ihre Lehrtätig-
keit zur Bereicherung des Lehrprogramms beigetragen und darüber hinaus beson-
deres Engagement, z. B. durch Veröffentlichungen zum vertretenen Lehrgebiet 
oder Mitwirkung an der Forschung, gezeigt haben.  
(4) Die Verleihung der Bezeichnung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den 
Anspruch auf Übertragung eines Amtes. Durch die Verleihung der Bezeichnung 
wird sie / er Mitglied der Universität im Sinne von § 9 Abs. 1 HG, sofern sie / er 
nicht bereits aus einem anderen Rechtsgrund Mitglied der Universität ist. 
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(5) Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwortungs-
voll erfolgen. Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechtergerechte 
Verteilung zu achten. 
§ 3 Verleihungsverfahren 
(1) Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an die Dekanin / den Dekan zu rich-
ten. Antragsberechtigt sind die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer der 
Fakultät. Der Antrag bedarf der Schriftform und ist zu begründen.  
(2) Die Dekanin / der Dekan leitet den Antrag an den Fakultätsrat weiter. Der Fakul-
tätsrat lehnt die Eröffnung des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvorausset-
zungen offensichtlich nicht vorliegen. Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die 
Eröffnung des Verfahrens.  
(3) Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorberei-
tung der Entscheidung  über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommis-
sion. Mit Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer, eine akademische Mitarbeiterin oder ein akademi-
scher Mitarbeiter und eine Studentin oder ein Student an. Die Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hoch-
schule, die übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; min-
destens ein Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät 
sein. Die Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtig-
ten Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer mindestens einen Sitz mehr als die übrigen Mitglieder haben. Der Fa-
kultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht stimmberechtigte Mitglieder der 
Kommission wählen. Unter den stimmberechtigten Mitgliedern der Kommission 
wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine Professorin oder einen Professor 
zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden der Kommission. Im Fall des vorzeitigen 
Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder der Vorsitzenden oder des 
Vorsitzenden wählt der Fakultätsrat unverzüglich eine entsprechende Nachfolge-
rin oder einen entsprechenden Nachfolger. Die Kommission soll geschlechtspari-
tätisch besetzt sein. Die Gleichstellungsbeauftragte der Universität ist wie ein 
Mitglied zu laden und zu informieren. 
(4) Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in dem 
sie die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung aus-
spricht. Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 2 Abs. 2 
und mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzun-
gen i.S.d. § 2 Abs. 1 beizufügen. Die Gutachterinnen/Gutachter müssen auswärtige 
fachkompetente Professorinnen/Professoren sein. 
(5)  Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über  
die Verleihung der Bezeichnung.  
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(6) Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 
die Dekanin / der Dekan das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begrün-
dung der Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvorausset-
zungen und den Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. Der Begrün-
dung beizufügen sind die eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein 
Verzeichnis der Veröffentlichungen der/des Betroffenen. Das Rektorat prüft an-
hand der vorgelegten Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von 
sachfremden Erwägungen durchgeführt wurde.   
(7) Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von der Rektorin / dem Rektor 
und der Dekanin /dem Dekan eigenhändig unterzeichnet. Die Verleihung wird mit 
dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde 
ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Die Verleihung auf einen zurücklie-
genden Zeitpunkt ist unzulässig. 
§ 4 Lehrberechtigung und -verpflichtung 
Durch die Verleihung der Bezeichnung ist die Honorarprofessorin/der Honorarpro-
fessor berechtigt und bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres verpflichtet, auf ih-
rem/seinem Fachgebiet im Umfang von zwei Semesterwochenstunden zu lehren. 
Satz 1 gilt nicht, soweit für die Honorarprofessorin/den Honorarprofessor bereits 
aus einem anderen rechtlichen Grund eine Lehrverpflichtung in mindestens die-
sem Umfang an der Universität besteht. Auf Antrag der Honorarprofessorin/des 
Honorarprofessors kann die Dekanin/der Dekan sie/ihn aus wichtigem Grund von 
der Lehrverpflichtung nach Satz 1 befreien. Die Befreiung soll auf ein Semester 
oder ein Studienjahr befristet werden. Eine unbefristete Befreiung ist zu widerru-
fen, sobald der wichtige Grund entfallen ist. Ein Anspruch auf Ausstattung, Ar-
beitsplatz oder Vergütung besteht nicht. 
§ 5 Rücknahme und Widerruf 
(1) Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte durch ihr bzw. sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre 
bzw. seine Stellung erfordert, verletzt. Das Ansehen oder das Vertrauen kann ins-
besondere dadurch verletzt werden, dass die oder der Berechtigte eine Handlung 
begeht, die bei einer Beamtin oder einem Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur 
Folge hätte, die nur in einem Disziplinarverfahren verhängt werden kann. Die Ver-
leihung der Bezeichnung kann zudem widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte ihrer oder seiner Lehrverpflichtung an der Universität mehr als zwei Jah-
re nicht nachkommt.  
(2) Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 
vorliegt, der bei einer Beamtin / einem Beamten die Rücknahme der Ernennung 
rechtfertigen würde. Eine Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 
werden kann, in denen eine Begünstigte oder ein Begünstigter 
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1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt 
hat, 
2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung un-
richtig oder unvollständig waren oder 
3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit 
nicht kannte. 
 
(3) Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. Der / dem Betroffe-
nen ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Ge-
hör zu geben. Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen. 
Abschnitt 3: Verleihung der Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplan-
mäßiger Professor“ 
§ 6 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 
(1) Die Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 
kann gemäß § 41 Abs. 1 HG an Personen verliehen werden, die die Einstellungsvo-
raussetzungen einer Professorin / eines Professors nach § 36 HG erfüllen und in 
Forschung und Lehre hervorragende Leistungen erbringen. 
 
(2) Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätig-
keit von in der Regel 5 Jahren nach Vorliegen der Einstellungsvoraussetzungen 
gemäß § 36 HG voraus. Die Lehrtätigkeit i.S.d. Satzes 1 muss mindestens 2 Se-
mesterwochenstunden umfassen. Die Frist kann bei Vorliegen außergewöhnlicher 
Leistungen  abgekürzt werden.  
 
(3) Die Bezeichnung soll nur an Personen verliehen werden, die durch ihre Lehrtätig-
keit zur Bereicherung des Lehrprogramms beigetragen und darüber hinaus beson-
deres Engagement, z. B. durch Veröffentlichungen zum vertretenen Lehrgebiet 
oder Mitwirkung an der Forschung, gezeigt haben.  
 
(4) Die Verleihung der Bezeichnung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den 
Anspruch auf Übertragung eines Amtes. Durch die Verleihung der Bezeichnung 
wird sie / er Mitglied der Universität  im Sinne des § 9 Abs. 1 HG, sofern sie / er 
nicht bereits aus einem anderen Rechtsgrund Mitglied der Universität ist. 
 
(5) Die Verleihung der Bezeichnung soll äußerst zurückhaltend und verantwortungs-
voll erfolgen. Bei der Verleihung ist auf eine ausgewogene, geschlechtergerechte 
Verteilung zu achten. 
§ 7 Verleihungsverfahren 
(1) Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an die Dekanin / den Dekan zu rich-
ten. Antragsberechtigt sind die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer und in 
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eigener Sache zudem die akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fa-
kultät. Der Antrag bedarf der Schriftform und ist zu begründen. 
 
(2) Die Dekanin / der Dekan leitet den Antrag an den Fakultätsrat weiter. Der Fakul-
tätsrat lehnt die Eröffnung des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraus-
setzungen offensichtlich nicht vorliegen. Ansonsten beschließt der Fakultätsrat 
die Eröffnung des Verfahrens. 
 
(3) Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorberei-
tung der Entscheidung  über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommis-
sion. Mit Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer, eine akademische Mitarbeiterin oder ein akademi-
scher Mitarbeiter und eine Studentin oder ein Student an. Die Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hoch-
schule, die übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; min-
destens ein Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät 
sein. Die Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtig-
ten Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer mindestens einen Sitz mehr als die übrigen Mitglieder haben. Der Fa-
kultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht stimmberechtigte Mitglieder der 
Kommission wählen. Unter den stimmberechtigten Mitgliedern der Kommission 
wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine Professorin oder einen Professor 
zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden der Kommission. Im Fall des vorzeitigen 
Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder der Vorsitzenden oder des 
Vorsitzenden wählt der Fakultätsrat unverzüglich eine entsprechende Nachfolge-
rin oder einen entsprechenden Nachfolger. Die Kommission soll geschlechtspari-
tätisch besetzt sein. Die Gleichstellungsbeauftragte der Universität ist wie ein 
Mitglied zu laden und zu informieren.  
 
(4) Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen  und begründeten  Vorschlag, in 
dem sie die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung 
ausspricht. Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 6 Abs. 
2 und mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvorausset-
zungen i.S.d. § 6 Abs. 1 beizufügen. Die Gutachterinnen/Gutachter müssen aus-
wärtige fachkompetente Professorinnen/Professoren sein.  
 
(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über  
die Verleihung der Bezeichnung.  
 
(6) Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 
die Dekanin/der Dekan das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung 
der Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen 
und den Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. Der Begründung beizu-
fügen sind die eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis 
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der Veröffentlichungen der/des Betroffenen. Das Rektorat prüft anhand der vorge-
legten Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden 
Erwägungen durchgeführt wurde.  
 
(7) Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung  wird von der Rektorin / dem Rektor 
und der Dekanin/dem Dekan eigenhändig unterzeichnet. Die Verleihung wird mit 
dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde 
ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Die Verleihung auf einen zurücklie-
genden Zeitpunkt ist unzulässig. 
§ 8 Lehrberechtigung und -verpflichtung 
Durch die Verleihung der Bezeichnung  ist die außerplanmäßige Professorin/der 
außerplanmäßige Professor berechtigt und bis zur Vollendung des 65. Lebensjah-
res verpflichtet, auf ihrem/seinem Fachgebiet im Umfang von zwei Semesterwo-
chenstunden zu lehren. Satz 1 gilt nicht, soweit für die außerplanmäßige Profes-
sorin/den außerplanmäßigen Professor bereits aus einem anderen rechtlichen 
Grund eine Lehrverpflichtung in mindestens diesem Umfang an der Universität 
besteht. Auf Antrag der außerplanmäßigen Professorin/des außerplanmäßigen 
Professors kann die Dekanin/der Dekan sie/ihn aus wichtigem Grund von der 
Lehrverpflichtung nach Satz 1 befreien. Die Befreiung soll auf ein Semester oder 
ein Studienjahr befristet werden. Eine unbefristete Befreiung ist zu widerrufen, 
sobald der wichtige Grund entfallen ist. Ein Anspruch auf Ausstattung, Arbeits-
platz oder Vergütung besteht nicht. 
§ 9 Rücknahme und Widerruf 
(1) Die Verleihung der Bezeichnung  kann widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte durch ihr bzw. sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre 
bzw. seine Stellung erfordert, verletzt. Das Ansehen oder Vertrauen kann insbe-
sondere dadurch verletzt werden, dass die oder der Berechtigte eine Handlung 
begeht, die bei einer Beamtin oder einem Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur 
Folge hätte, die nur in einem Disziplinarverfahren verhängt werden kann. Die Ver-
leihung der Bezeichnung kann zudem widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte ihrer oder seiner Lehrverpflichtung an der Universität mehr als zwei Jah-
re nicht nachkommt. 
 
(2) Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 
vorliegt, der bei einer Beamtin / einem Beamten die Rücknahme der Ernennung 
rechtfertigen würde. Eine Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 
werden kann, in denen eine Begünstigte oder ein Begünstigter 
1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt 
hat, 
2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung un-
richtig oder unvollständig waren oder 
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3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit 
nicht kannte. 
 
(3) Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. Der / dem Betroffe-
nen ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Ge-
hör zu geben. Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen. 
 
Abschnitt 4: Schlussbestimmungen 
§ 10 Inkrafttreten 
Diese Verfahrensordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 
Dortmund veröffentlicht und tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Statistik der 
Technischen Universität Dortmund vom 15.07.2015. 
 
Dortmund, 27. Januar 2016 
 
Die Rektorin 
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Dr. h.c. Ursula Gather 
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Verfahrensordnung der Fakultät für Elektrotechnik und Informationstechnik zur 
Verleihung der Bezeichnungen 
„Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ und  
„außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ vom 27. Januar 2016 
 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die Hoch-
schulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 
2014 (GV. NRW S. 547) hat die Technische Universität Dortmund die folgende Ordnung 
erlassen: 
Abschnitt 1: Geltungsbereich 
§ 1 Geltungsbereich 
Diese Ordnung gilt für alle an der Fakultät durchgeführten Verfahren zur Verleihung der 
Bezeichnungen „Honorarprofessorin“ / “Honorarprofessor“ und „außerplanmäßige Pro-
fessorin“/“außerplanmäßiger Professor“. 
Abschnitt 2: Verleihung der Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ 
§ 2 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 
(1) Die Bezeichnung „Honorarprofessorin“ / „Honorarprofessor“ kann gemäß § 41 
Abs. 2 HG  von der Fakultät an Personen verliehen werden, die auf einem an der 
Fakultät vertretenen Fachgebiet entsprechend den Anforderungen für hauptbe-
rufliche Professorinnen und Professoren hervorragende Leistungen 
 1. in der beruflichen Praxis bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftli-
cher Erkenntnisse und Methoden oder 
 2. in Forschung, Kunst und Lehre, künstlerischen Entwicklungsvorhaben und 
Kunstausübung  
erbringen. 
(2) Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätig-
keit an einer Hochschule von in der Regel 5 Jahren voraus. Die Lehrtätigkeit i.S.d. 
Satzes 1 muss mindestens 2 Semesterwochenstunden umfassen. Die Frist kann 
bei Vorliegen außergewöhnlicher Leistungen abgekürzt werden. 
(3) Die Bezeichnung soll nur an Personen verliehen werden, die durch ihre Lehrtätig-
keit zur Bereicherung des Lehrprogramms beigetragen und darüber hinaus beson-
deres Engagement, z. B. durch Veröffentlichungen zum vertretenen Lehrgebiet 
oder Mitwirkung an der Forschung, gezeigt haben.  
(4) Die Verleihung der Bezeichnung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den 
Anspruch auf Übertragung eines Amtes. Durch die Verleihung der Bezeichnung 
wird sie / er Mitglied der Universität im Sinne von § 9 Abs. 1 HG, sofern sie / er 
nicht bereits aus einem anderen Rechtsgrund Mitglied der Universität ist. 
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(5) Die Verleihung erfolgt äußerst zurückhaltend und verantwortungsvoll und unter 
Beachtung des Grundsatzes der Gleichstellung von Frauen und Männern. 
§ 3 Verleihungsverfahren 
(1) Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an die Dekanin / den Dekan zu rich-
ten. Antragsberechtigt sind die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer der 
Fakultät. Der Antrag bedarf der Schriftform und ist zu begründen.  
(2) Die Dekanin / der Dekan leitet den Antrag an den Fakultätsrat weiter. Der Fakul-
tätsrat lehnt die Eröffnung des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvorausset-
zungen offensichtlich nicht vorliegen. Ansonsten beschließt der Fakultätsrat die 
Eröffnung des Verfahrens.  
(3) Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorberei-
tung der Entscheidung  über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommis-
sion. Mit Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer, eine akademische Mitarbeiterin oder ein akademi-
scher Mitarbeiter und eine Studentin oder ein Student an. Die Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hoch-
schule, die übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; min-
destens ein Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät 
sein. Die Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtig-
ten Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer mindestens einen Sitz mehr als die übrigen Mitglieder haben. Der Fa-
kultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht stimmberechtigte Mitglieder der 
Kommission wählen. Unter den stimmberechtigten Mitgliedern der Kommission 
wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine Professorin oder einen Professor 
zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden der Kommission. Im Fall des vorzeitigen 
Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder der Vorsitzenden oder des 
Vorsitzenden wählt der Fakultätsrat unverzüglich eine entsprechende Nachfolge-
rin oder einen entsprechenden Nachfolger. Die Kommission soll geschlechtspari-
tätisch besetzt sein. Die Gleichstellungsbeauftragte der Universität ist wie ein 
Mitglied zu laden und zu informieren. 
(4) Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen und begründeten Vorschlag, in dem 
sie die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung aus-
spricht. Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 2 Abs. 2 
und mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzun-
gen i.S.d. § 2 Abs. 1 beizufügen. Die Gutachterinnen/Gutachter müssen auswärtige 
fachkompetente Professorinnen/Professoren sein. 
(5)  Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über  
die Verleihung der Bezeichnung.  
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(6) Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 
die Dekanin / der Dekan das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begrün-
dung der Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvorausset-
zungen und den Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. Der Begrün-
dung beizufügen sind die eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein 
Verzeichnis der Veröffentlichungen der/des Betroffenen. Das Rektorat prüft an-
hand der vorgelegten Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von 
sachfremden Erwägungen durchgeführt wurde.   
(7) Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung wird von der Rektorin / dem Rektor 
und der Dekanin /dem Dekan eigenhändig unterzeichnet. Die Verleihung wird mit 
dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde 
ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Die Verleihung auf einen zurücklie-
genden Zeitpunkt ist unzulässig. 
§ 4 Lehrberechtigung und -verpflichtung 
Durch die Verleihung der Bezeichnung ist die Honorarprofessorin/der Honorarpro-
fessor berechtigt und bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres verpflichtet, auf ih-
rem/seinem Fachgebiet im Umfang von zwei Semesterwochenstunden zu lehren. 
Satz 1 gilt nicht, soweit für die Honorarprofessorin/den Honorarprofessor bereits 
aus einem anderen rechtlichen Grund eine Lehrverpflichtung in mindestens die-
sem Umfang an der Universität besteht. Auf Antrag der Honorarprofessorin/des 
Honorarprofessors kann die Dekanin/der Dekan sie/ihn aus wichtigem Grund von 
der Lehrverpflichtung nach Satz 1 befreien. Die Befreiung soll auf ein Semester 
oder ein Studienjahr befristet werden. Eine unbefristete Befreiung ist zu widerru-
fen, sobald der wichtige Grund entfallen ist. Ein Anspruch auf Ausstattung, Ar-
beitsplatz oder Vergütung besteht nicht. 
§ 5 Rücknahme und Widerruf 
(1) Die Verleihung der Bezeichnung kann widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte durch ihr bzw. sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre 
bzw. seine Stellung erfordert, verletzt. Das Ansehen oder das Vertrauen kann ins-
besondere dadurch verletzt werden, dass die oder der Berechtigte eine Handlung 
begeht, die bei einer Beamtin oder einem Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur 
Folge hätte, die nur in einem Disziplinarverfahren verhängt werden kann. Die Ver-
leihung der Bezeichnung kann zudem widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte ihrer oder seiner Lehrverpflichtung an der Universität mehr als drei Jahre 
nicht nachkommt.  
(2) Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 
vorliegt, der bei einer Beamtin / einem Beamten die Rücknahme der Ernennung 
rechtfertigen würde. Eine Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 
werden kann, in denen eine Begünstigte oder ein Begünstigter 
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1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt 
hat, 
2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung un-
richtig oder unvollständig waren oder 
3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit 
nicht kannte. 
 
(3) Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. Der / dem Betroffe-
nen ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Ge-
hör zu geben. Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen. 
Abschnitt 3: Verleihung der Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplan-
mäßiger Professor“ 
§ 6 Rechtliche Grundlagen und Anforderungen 
(1) Die Bezeichnung „außerplanmäßige Professorin“ / „außerplanmäßiger Professor“ 
kann gemäß § 41 Abs. 1 HG an Personen verliehen werden, die die Einstellungsvo-
raussetzungen einer Professorin / eines Professors nach § 36 HG erfüllen und in 
Forschung und Lehre hervorragende Leistungen erbringen. 
 
(2) Die Verleihung der Bezeichnung setzt eine erfolgreiche selbstständige Lehrtätig-
keit von in der Regel 5 Jahren nach Vorliegen der Einstellungsvoraussetzungen 
gemäß § 36 HG voraus. Die Lehrtätigkeit i.S.d. Satzes 1 muss mindestens 2 Se-
mesterwochenstunden umfassen. Die Frist kann bei Vorliegen außergewöhnlicher 
Leistungen  abgekürzt werden.  
 
(3) Die Bezeichnung soll nur an Personen verliehen werden, die durch ihre Lehrtätig-
keit zur Bereicherung des Lehrprogramms beigetragen und darüber hinaus beson-
deres Engagement, z. B. durch Veröffentlichungen zum vertretenen Lehrgebiet 
oder Mitwirkung an der Forschung, gezeigt haben.  
 
(4) Die Verleihung der Bezeichnung begründet weder ein Dienstverhältnis noch den 
Anspruch auf Übertragung eines Amtes. Durch die Verleihung der Bezeichnung 
wird sie / er Mitglied der Universität  im Sinne des § 9 Abs. 1 HG, sofern sie / er 
nicht bereits aus einem anderen Rechtsgrund Mitglied der Universität ist. 
 
(5) Die Verleihung erfolgt äußerst zurückhaltend und verantwortungsvoll und unter 
Beachtung des Grundsatzes der Gleichstellung von Frauen und Männern.  
§ 7 Verleihungsverfahren 
(1) Ein Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist an die Dekanin / den Dekan zu rich-
ten. Antragsberechtigt sind die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer und in 
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eigener Sache zudem die akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fa-
kultät. Der Antrag bedarf der Schriftform und ist zu begründen. 
 
(2) Die Dekanin / der Dekan leitet den Antrag an den Fakultätsrat weiter. Der Fakul-
tätsrat lehnt die Eröffnung des Verfahrens nur ab, wenn die Verleihungsvoraus-
setzungen offensichtlich nicht vorliegen. Ansonsten beschließt der Fakultätsrat 
die Eröffnung des Verfahrens. 
 
(3) Nach Eröffnung des Verleihungsverfahrens wählt der Fakultätsrat zur Vorberei-
tung der Entscheidung  über die Verleihung nach Gruppen getrennt eine Kommis-
sion. Mit Stimmrecht gehören der Kommission mindestens drei Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer, eine akademische Mitarbeiterin oder ein akademi-
scher Mitarbeiter und eine Studentin oder ein Student an. Die Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer müssen Mitglied einer in- oder ausländischen Hoch-
schule, die übrigen Mitglieder der Kommission Mitglied der Universität sein; min-
destens ein Kommissionsmitglied aus jeder Gruppe muss Mitglied der Fakultät 
sein. Die Kommission muss so zusammengesetzt sein, dass die stimmberechtig-
ten Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer mindestens einen Sitz mehr als die übrigen Mitglieder haben. Der Fa-
kultätsrat kann in integrierter Wahl weitere nicht stimmberechtigte Mitglieder der 
Kommission wählen. Unter den stimmberechtigten Mitgliedern der Kommission 
wählt der Fakultätsrat in integrierter Wahl eine Professorin oder einen Professor 
zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden der Kommission. Im Fall des vorzeitigen 
Ausscheidens eines stimmberechtigten Mitglieds oder der Vorsitzenden oder des 
Vorsitzenden wählt der Fakultätsrat unverzüglich eine entsprechende Nachfolge-
rin oder einen entsprechenden Nachfolger. Die Kommission soll geschlechtspari-
tätisch besetzt sein. Die Gleichstellungsbeauftragte der Universität ist wie ein 
Mitglied zu laden und zu informieren.  
 
(4) Die Kommission erarbeitet einen schriftlichen  und begründeten  Vorschlag, in 
dem sie die Verleihung der Bezeichnung empfiehlt oder sich gegen die Verleihung 
ausspricht. Dem Vorschlag sind ein Gutachten über die Lehrtätigkeit i.S.d. § 6 Abs. 
2 und mindestens zwei Gutachten über das Vorliegen der Verleihungsvorausset-
zungen i.S.d. § 6 Abs. 1 beizufügen. Die Gutachterinnen/Gutachter müssen aus-
wärtige fachkompetente Professorinnen/Professoren sein.  
 
(5) Der Fakultätsrat beschließt nach Würdigung des Vorschlags der Kommission über  
die Verleihung der Bezeichnung.  
 
(6) Sofern der Fakultätsrat die Verleihung der Bezeichnung beschließt, unterrichtet 
die Dekanin/der Dekan das Rektorat und übermittelt eine schriftliche Begründung 
der Verleihung, die insbesondere das Vorliegen der Verleihungsvoraussetzungen 
und den Ablauf des Verleihungsverfahrens darlegen muss. Der Begründung beizu-
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
4/2016          Seite 71 
 
 
fügen sind die eingeholten Gutachten sowie der Lebenslauf und ein Verzeichnis 
der Veröffentlichungen der/des Betroffenen. Das Rektorat prüft anhand der vorge-
legten Unterlagen, ob das Verfahren ordnungsgemäß und frei von sachfremden 
Erwägungen durchgeführt wurde.  
 
(7) Die Urkunde zur Verleihung der Bezeichnung  wird von der Rektorin / dem Rektor 
und der Dekanin/dem Dekan eigenhändig unterzeichnet. Die Verleihung wird mit 
dem Tage der Aushändigung der Urkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde 
ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Die Verleihung auf einen zurücklie-
genden Zeitpunkt ist unzulässig. 
§ 8 Lehrberechtigung und -verpflichtung 
Durch die Verleihung der Bezeichnung  ist die außerplanmäßige Professorin/der 
außerplanmäßige Professor berechtigt und bis zur Vollendung des 65. Lebensjah-
res verpflichtet, auf ihrem/seinem Fachgebiet im Umfang von zwei Semesterwo-
chenstunden zu lehren. Satz 1 gilt nicht, soweit für die außerplanmäßige Profes-
sorin/den außerplanmäßigen Professor bereits aus einem anderen rechtlichen 
Grund eine Lehrverpflichtung in mindestens diesem Umfang an der Universität 
besteht. Auf Antrag der außerplanmäßigen Professorin/des außerplanmäßigen 
Professors kann die Dekanin/der Dekan sie/ihn aus wichtigem Grund von der 
Lehrverpflichtung nach Satz 1 befreien. Die Befreiung soll auf ein Semester oder 
ein Studienjahr befristet werden. Eine unbefristete Befreiung ist zu widerrufen, 
sobald der wichtige Grund entfallen ist. Ein Anspruch auf Ausstattung, Arbeits-
platz oder Vergütung besteht nicht. 
§ 9 Rücknahme und Widerruf 
(1) Die Verleihung der Bezeichnung  kann widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte durch ihr bzw. sein Verhalten das Ansehen oder das Vertrauen, das ihre 
bzw. seine Stellung erfordert, verletzt. Das Ansehen oder Vertrauen kann insbe-
sondere dadurch verletzt werden, dass die oder der Berechtigte eine Handlung 
begeht, die bei einer Beamtin oder einem Beamten eine Disziplinarmaßnahme zur 
Folge hätte, die nur in einem Disziplinarverfahren verhängt werden kann. Die Ver-
leihung der Bezeichnung kann zudem widerrufen werden, wenn die oder der Be-
rechtigte ihrer oder seiner Lehrverpflichtung an der Universität mehr als drei Jah-
re nicht nachkommt. 
 
(2) Die Verleihung der Bezeichnung kann zurückgenommen werden, wenn ein Grund 
vorliegt, der bei einer Beamtin / einem Beamten die Rücknahme der Ernennung 
rechtfertigen würde. Eine Verleihung kann auch in den Fällen zurückgenommen 
werden kann, in denen eine Begünstigte oder ein Begünstigter 
1. die Verleihung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt 
hat, 
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2. die Verleihung durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung un-
richtig oder unvollständig waren oder 
3. die Rechtswidrigkeit der Verleihung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit 
nicht kannte. 
 
(3) Über Rücknahme und Widerruf entscheidet der Fakultätsrat. Der / dem Betroffe-
nen ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Ge-
hör zu geben. Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen. 
Abschnitt 4: Schlussbestimmungen 
§ 10 Inkrafttreten 
Diese Verfahrensordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 
Dortmund veröffentlicht und tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät für Elektrotech-
nik und Informationstechnik der Technischen Universität Dortmund vom 18.11.2015. 
 
Dortmund, 27. Januar 2016 
 
Die Rektorin 
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Dr. h.c. Ursula Gather 
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Prüfungsordnung 
für den Masterstudiengang Manufacturing Technology (MMT) 
an der Technischen Universität Dortmund 
vom 26. Januar 2016 
 
 
Aufgrund des § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 64 Absatz 1 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 






§ 1 Geltungsbereich der Masterprüfungsordnung 
§ 2 Ziel des Studiums und Zweck der Prüfungen 
§ 3 Zugangsvoraussetzungen 
§ 4 Mastergrad 
§ 5 Leistungspunktesystem 
§ 6 Regelstudienzeit, Studienumfang und Studienstruktur 
§ 7 Zulassung zu Lehrveranstaltungen mit begrenzter Zahl der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer 
§ 8 Prüfungen und Nachteilsausgleich 
§ 9 Wiederholung von Prüfungen, Bestehen der Masterprüfung, endgültiges Nichtbestehen 
§ 10 Prüfungsausschuss 
§ 11 Prüfende und Beisitzende 
§ 12 Anerkennung von Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 
§ 13 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß 
 
II. Masterprüfung 
§ 14 Zulassung zur Masterprüfung 
§ 15 Umfang der Masterprüfung  
§ 16 Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen, Erwerb von Leistungspunkten, 
Bildung von Noten 
§ 17 Masterarbeit (Thesis) 
§ 18 Abgabe und Bewertung der Masterarbeit 
§ 19 Zusatzqualifikationen 
§ 20 Zeugnis, Bescheinigungen für einen Hochschulwechsel 
§ 21 Masterurkunde 
 
III. Schlussbestimmungen 
§ 22 Ungültigkeit von Prüfungsleistungen und Aberkennung des Mastergrades 
§ 23 Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
§ 24 Anwendungsbereich, Inkrafttreten und Veröffentlichung 
 
 
Anhang:  Struktur des Masterstudiums Manufacturing Technology 
     Modulübersicht des Masterstudiums Manufacturing Technology  
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Geltungsbereich der Masterprüfungsordnung 
(1) Diese Masterprüfungsordnung gilt für den Masterstudiengang „Manufacturing 
Technology“ an der Fakultät Maschinenbau der Technischen Universität Dortmund. Sie 
regelt gemäß § 64 Hochschulgesetz NRW (HG) die Strukturen des Masterstudiums. 
(2) In den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs sind die einzelnen Studienelemente, 
die Lehrinhalte und zu erwerbenden Kompetenzen dargestellt. Sie sind nicht Bestandteil 
der Prüfungsordnung. Sie werden durch die zuständigen Fakultätsräte beschlossen und 
sind dem Rektorat anzuzeigen. 
 
§ 2 
Ziel des Studiums und Zweck der Prüfungen 
(1) Ziel dieses Studiengangs ist die Vermittlung von vertiefenden Kenntnissen, Fertigkeiten 
und Kompetenzen im Bereich Fertigungs- und Produktionstechnik. Die Verbindung aus 
wissenschaftlichen, theoretischen Lehreinheiten und praktischen Studienanteilen lässt 
die Absolventinnen und Absolventen zu gefragten Spezialisten für fertigungstechnische 
Aufgabenstellungen werden. 
(2) Der konsekutive Masterstudiengang baut auf einem Bachelorstudiengang auf. Mit 
Absolvierung des Masterstudiums wird ein weiterer berufsqualifizierender Abschluss mit 
der Befähigung zum wissenschaftlichen Arbeiten erworben, der in der Regel zur 
Promotion berechtigt. Durch den erfolgreichen Abschluss des Studiums hat die oder der 
Studierende bewiesen, dass sie oder er vertiefende Kenntnisse im Bereich Fertigungs- 




(1) Voraussetzung für den Zugang zum Masterstudiengang Manufacturing Technology ist ein 
passgenauer Bachelorabschluss im Ingenieurwesen in einem mindestens 
sechssemestrigen Studiengang mit einem Umfang von 180 Leistungspunkten an einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder an einer Hochschule außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes, sofern der Aufnahmeausschuss festgestellt hat, dass es sich um einen 
passgenauen Bachelorabschluss handelt.  
(2) Passgenau ist ein Bachelorgrad in der Regel dann, wenn der Studiengang folgende 
fachwissenschaftliche Inhalte aufweist:  
a) Leistungen aus dem Bereich Mathematik im Umfang von mindestens 18 
Leistungspunkten (LP),  
b) Leistungen aus dem Bereich Mechanik im Umfang von mindestens 12 
Leistungspunkten (LP)  
c) sowie Leistungen aus den Bereichen Werkstofftechnik, Fertigungstechnik, 
Konstruktionslehre und / oder Mess- und Regelungstechnik im Umfang von 
mindestens 20 Leistungspunkten (LP).  
(3) Zuständig für die Prüfung der Zugangsvoraussetzungen ist der Aufnahmeausschuss.  
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(4) Zusätzlich zu den genannten Voraussetzungen gemäß Absatz 1 müssen 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber folgende Kriterien erfüllen: 
a) Als Gesamtnote wurde im vorausgesetzten Abschluss gemäß Absatz 1 mindestens die 
Note „gut“ (1,9) oder besser oder im Falle eines ausländischen Abschlusses eine der 
Note „gut“ (1,9) im jeweils landesüblichen Notensystem mindestens gleichwertige 
Note erzielt. Wurde diese Gesamtnote nicht erreicht, so kann die besondere Eignung 
durch den Aufnahmeausschuss festgestellt werden, wenn das Gesamtbild der 
Bewerbung in fachlicher Hinsicht die erfolgreiche Bewältigung des Masterstudiums 
erwarten lässt. Hierzu kann der Aufnahmeausschuss vor seiner Entscheidung die 
entsprechenden Bewerberinnen oder Bewerber zu einem Gespräch einladen, um die 
besondere persönliche Situation zu besprechen.  
b) Da es sich um einen ausschließlich englischsprachigen Studiengang handelt, werden 
ausreichende Kenntnisse der englischen Sprache vorausgesetzt. Ist die 
Muttersprache der Studienbewerberin oder des Studienbewerbers nicht die englische 
Sprache und wurde der akademische Bachelorgrad nicht in einem englischsprachigen 
Studiengang erworben, so sind ausreichende Englischkenntnisse vor der Aufnahme 
des Studiums nachzuweisen. Diese Sprachkenntnisse gelten als nachgewiesen, wenn 
die Studienbewerberin oder der Studienbewerber eine Bescheinigung (z. B. TOEFL: 
paper based: 550; computer based: 213; internet based: 80, IELTS: minimum score: 
6,5, Cambridge First Certificate) vorlegt, welche dem Kompetenzniveau B 2 des 
Gemeinsamen europäischen Referenzrahmens für Sprachen (GeR) entspricht. Über 
die Anerkennung der Bescheinigungen entscheidet der Aufnahmeausschuss. 
Deutschkenntnisse sind keine Voraussetzung. 
(5) Für Bewerberinnen und Bewerber wird der Nachweis eines schriftlichen Eignungstests 
(GRE-Test, Graduate Record Examination) dringend empfohlen.   
(6) Über Ausnahmen, Auflagen und über die Zulassung von Studierenden entscheidet ein 
Aufnahmeausschuss. Der Aufnahmeausschuss wird vom Fakultätsrat für zwei Jahre 
ernannt. Der Ausschuss besteht aus mindestens zwei Hochschullehrerinnen oder 
Hochschullehrern und einer wissenschaftlichen Mitarbeiterin oder einem 
wissenschaftlichen Mitarbeiter der Fakultät Maschinenbau. Die Sitzungen des 
Aufnahmeausschusses sind nicht öffentlich. Der Ausschuss kann die Erledigung 
bestimmter Aufgaben (z. B. Eilentscheidungen) im Rahmen der laufenden Geschäfte auf 
die oder den Vorsitzenden übertragen. Dies gilt nicht für Entscheidungen über 
Widersprüche. Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn zwei der Mitglieder aus der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer anwesend sind. 
(7) Ist eine Bewerberin oder ein Bewerber noch nicht im Besitz des Bachelorzeugnisses, so 
kann der Prüfungsausschuss diese Bewerberin oder diesen Bewerber zum gewählten 
Masterstudiengang zulassen, wenn diese oder dieser den Nachweis erbringt, dass sie 
oder er alle Prüfungen eines Bachelorstudiengangs gemäß Absatz 1 erfolgreich abgelegt 




Aufgrund der bestandenen Masterprüfung verleiht die Technische Universität Dortmund 
durch die Fakultät Maschinenbau den akademischen Grad „Master of Science“ („M. Sc.“). 
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§ 5 
Leistungspunktesystem 
(1) Das Studium ist auf der Basis eines Leistungspunktesystems aufgebaut, das mit dem 
European Credit Transfer System (ECTS) kompatibel ist. Im Masterstudium sind 
insgesamt 120 Leistungspunkte durch die Teilnahme an den Modulen und die Ablegung 
der dazugehörigen Prüfungen sowie durch die Masterarbeit zu erwerben.  
(2) Jedem Modul wird gemäß seinem Studienaufwand eine Anzahl von Leistungspunkten 
zugeordnet. Ein Leistungspunkt im Sinne dieser Prüfungsordnung entspricht einem 
ECTS-Punkt und wird für eine Leistung vergeben, die einen Arbeitsaufwand (workload) 
von etwa 25 bis 30 Stunden erfordert. Pro Semester sind in der Regel 30 Leistungspunkte 
zu erwerben.  
(3) Leistungspunkte werden auf der Grundlage erfolgreich und vollständig absolvierter 
Module vergeben.  
 
§ 6 
Regelstudienzeit, Studienumfang und Studienstruktur 
(1) Die Regelstudienzeit des Masterstudiums beträgt vier Semester, beginnend im 
Wintersemester, und schließt die Anfertigung der Masterarbeit ein. 
(2) Das Masterstudium umfasst insgesamt 120 Leistungspunkte bzw. 3.000 bis 3.600 
studentische Arbeitsstunden, die sich in Pflicht- und Wahlpflichtbereich aufteilen. Darin 
sind selbstständige Vor- und Nachbereitung der Lehrveranstaltungen bereits enthalten. 
(3) Das Studium gliedert sich in Module, die sich jeweils über maximal zwei aufeinander 
folgende Semester erstrecken. Module sind inhaltlich und zeitlich abgerundete, in sich 
geschlossene Studieneinheiten im Umfang von in der Regel mindestens 5 
Leistungspunkten. Der Studienumfang beinhaltet neben vorlesungsbasierten Modulen 
auch eine verpflichtende Laborarbeit, außerfachliche Qualifikation, Projektarbeit sowie 
die abschließende Masterarbeit. Der Studienverlaufsplan und die Modulübersicht 
befinden sich im Anhang.  
(4) Die Lehrveranstaltungen werden in englischer Sprache angeboten. Das nichttechnische 
Wahlpflichtfach bzw. das Modul zur außerfachlichen Qualifikation wird in Englisch und, 
falls verfügbar, in weiteren Sprachen angeboten. 
(5) Das Studium kann nur im Wintersemester aufgenommen werden.  
(6) Die Module teilen sich wie folgt ein: 
a) Module mit Vorlesungscharakter im ersten und zweiten Semester. Es gibt drei 
feststehende Pflichtmodule (Pflichtfächer, P) sowie mehrere Wahlpflichtmodule 
(Wahlfächer, W), aus denen Module im Gesamtumfang von 30 Leistungspunkten zu 
wählen sind. 
b) Module mit praktischem Anteil: Eine Laborarbeit, eine Projektarbeit und eine 
außerfachliche Qualifikation, jeweils im dritten Semester. 
c) Die abschließende Masterarbeit im vierten Semester. 
(7) Die Struktur des Masterstudiengangs sowie die Module, einschließlich der zu 
erwerbenden Leistungspunkte und Prüfungsformen (Modulprüfung oder Teilleistung / 
benotet oder unbenotet), sind im Anhang dieser Prüfungsordnung dargestellt. 
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§ 7 
 Zulassung zu Lehrveranstaltungen mit begrenzter Zahl  
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
(1) Die Lehrveranstaltungen des Masterstudiengangs Manufacturing Technology können aus 
den in § 59 Absatz 2 Satz 1 HG genannten Gründen in der Zahl der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer begrenzt werden.  
(2) Die Feststellung der Begrenzung der Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowie 
einer Höchstzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer für die jeweiligen 
Lehrveranstaltungen erfolgt durch den Fakultätsrat der Fakultät Maschinenbau und wird 
in geeigneter Weise bekannt gegeben. 
(3) Übersteigt die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber die Aufnahmefähigkeit, erfolgt die 
Vergabe der Plätze für die Lehrveranstaltungen unter Verantwortung der Studiendekanin 
oder des Studiendekans der Fakultät Maschinenbau aufgrund der in dieser Ordnung 
festgelegten Kriterien innerhalb vorgegebener veröffentlichter Fristen. Die 
Studiendekanin oder der Studiendekan wird bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben von 
den jeweiligen Lehrstühlen unterstützt. Dabei sind die Bewerberinnen und Bewerber in 
folgender Reihenfolge zu berücksichtigen: 
1. Studierende, die nach ihrem Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung 
zu diesem Zeitpunkt angewiesen sind, soweit sie in den Masterstudiengang 
Manufacturing Technology an der Technischen Universität Dortmund eingeschrieben 
oder als Zweithörerinnen oder Zweithörer gemäß § 52 Absatz 2 HG zugelassen sind.  
Darauf angewiesen sind zum einen Studierende, für die die Lehrveranstaltung laut 
den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs und dem Studienverlaufsplan für 
das Masterstudium Manufacturing Technology in diesem Fachsemester vorgesehen 
ist, zum anderen Studierende, die sich im letzten Fachsemester ihres 
Masterstudiums Manufacturing Technology laut Regelstudienzeit oder in einem 
späteren Semester befinden und die Lehrveranstaltung benötigen, um ihr 
Masterstudium in der Regelstudienzeit bzw. zeitnah abzuschließen. 
2. Studierende, die nach ihrem Studienverlauf auf den Besuch der Lehrveranstaltung 
zu diesem Zeitpunkt nicht angewiesen sind, soweit sie in den Masterstudiengang 
Manufacturing Technology an der Technischen Universität Dortmund eingeschrieben 
oder als Zweithörerinnen oder Zweithörer gemäß § 52 Absatz 2 HG zugelassen sind.  
3. Studierende, die für die jeweilige Lehrveranstaltung als Zweithörerinnen oder 
Zweithörer gemäß § 52 Absatz 1 HG zugelassen sind. 
4. Andere Studierende der Technischen Universität Dortmund, sofern sie die 
Voraussetzungen für die Teilnahme an der Lehrveranstaltung erbringen. 
(4) Ist innerhalb einer Gruppe eine Auswahl erforderlich, sind die Bewerberinnen und 
Bewerber in folgender Reihenfolge zu berücksichtigen: 
1. Studierende mit länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung, 
chronischer Erkrankung oder mit Pflegeaufwand (Pflege im Haushalt lebender, 
überwiegend zu betreuender Kinder, Pflege des Ehegatten, der eingetragenen 
Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebenspartners oder einer oder eines in 
gerader Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwägerten, soweit diese oder 
dieser pflegebedürftig ist). 
2. Studierende, die sich in mindestens einem der vorangegangenen Semester erfolglos 
um einen Platz in der Lehrveranstaltung beworben haben.  
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3. Studierende, für die es zwingend erforderlich ist, in dem betreffenden Modul eine 
Lehrveranstaltung zu wiederholen.  
4. Studierende, die an allen in den jeweiligen Modulbeschreibungen empfohlenen, 
vorher zu besuchenden Lehrveranstaltungen teilgenommen haben. 
5. Nach Ausschöpfung der übrigen Kriterien wird durch das Los entschieden. 
(5) Das Vorliegen der mit den Kriterien zusammenhängenden Bedingungen nach Absatz 4 
Nummer 1 bis Nummer 4 ist von den Bewerberinnen oder Bewerbern selbst im Laufe des 
Bewerbungsverfahrens innerhalb vorgegebener veröffentlichter Fristen gegenüber der 
Veranstaltungsleiterin oder dem Veranstaltungsleiter geltend zu machen. 
(6) Die Fakultät Maschinenbau stellt im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel sicher, 
dass den unter Absatz 3 Nummer 1 genannten Studierenden durch die Beschränkung der 
Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer in der Regel kein oder höchstens ein 
Zeitverlust von einem Semester entsteht. 
 
§ 8 
Prüfungen und Nachteilsausgleich 
(1) Module werden in der Regel mit nur einer Prüfung abgeschlossen. In besonders 
begründeten Fällen können auch mehrere Module mit einer Prüfung abgeschlossen 
werden. Der Modulabschluss erfolgt durch eine benotete Modulprüfung. Ausnahmsweise 
kann ein Modul auch durch kumulativ erbrachte, benotete Teilleistungen erfolgreich 
abgeschlossen werden. Teilleistungen werden im Rahmen einzelner Lehrveranstaltungen 
erbracht. Module der ersten beiden Semester können auch mit einer unbenoteten 
Modulprüfung oder unbenoteten Teilleistungen abgeschlossen werden. Die jeweiligen 
Prüfungsformen (Modulprüfung oder Teilleistungen / benotet oder unbenotet) ergeben 
sich aus dem Anhang dieser Prüfungsordnung.  
(2) Die Modulprüfungen und Teilleistungen werden studienbegleitend, insbesondere in Form 
von Klausurarbeiten, Referaten bzw. Seminargestaltung, Hausarbeiten, mündlichen 
Prüfungen, Poster- oder Projektpräsentationen mit oder ohne Disputation und 
fachpraktischen Prüfungen erbracht. Die jeweils verantwortlichen Lehrenden können mit 
Zustimmung des Prüfungsausschusses andere geeignete Prüfungsformen festlegen. 
Form und Umfang der Prüfungen sind in den Modulbeschreibungen festgelegt. 
(3) Klausurarbeiten können ganz oder teilweise im Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt 
werden. Insbesondere bei Anwendung dieses Verfahrens ist darauf zu achten, dass die 
Prüfungsaufgaben auf die in den Modulen oder den entsprechenden Lehrveranstaltungen 
vermittelten Inhalte und erforderlichen Kenntnisse abgestellt sind und zuverlässige 
Prüfungsergebnisse ermöglichen. Bei Prüfungsleistungen, die von zwei Prüfenden 
bewerten sind, werden die Prüfungsfragen von beiden Prüfenden gemeinsam erarbeitet. 
Bei der Aufstellung von Prüfungsfragen ist festzulegen, welche Antworten als zutreffend 
anerkannt werden. 
(4) Prüfungsleistungen werden in der Regel von einer oder einem Prüfenden bewertet. 
Handelt es sich bei der Prüfung um den letztmöglichen Wiederholungsversuch oder wird 
das Studium durch die Prüfung abgeschlossen, so ist die Prüfung stets von zwei 
Prüfenden zu bewerten (§ 65 Absatz 2 HG). Darüber hinaus sind mündliche Prüfungen 
stets von mehreren Prüfenden oder von einer oder  einem Prüfenden in Gegenwart einer 
oder eines sachkundigen Beisitzenden als Einzelprüfung oder Gruppenprüfung mit 
höchstens 5 Studierenden abzunehmen. 
(5) Die Prüfungstermine werden rechtzeitig zu Beginn der Veranstaltung von den jeweils 
verantwortlichen Lehrenden oder Prüfenden bekannt gegeben. Die Anmeldung zu den 
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Prüfungen beim zuständigen Prüfungsausschuss muss bis spätestens zwei Wochen vor 
dem Beginn der jeweiligen Prüfung erfolgen. Der Anmeldezeitraum muss mindestens 
zwei Wochen betragen. Näheres zur Prüfungsanmeldung wird den Studierenden zu 
Beginn der Lehrveranstaltung von der oder dem jeweils verantwortlichen Lehrenden 
bekannt gegeben. Eine Abmeldung ohne Angabe von Gründen ist bei mündlichen 
Prüfungen bis zu einer Woche vor dem Beginn der jeweiligen Prüfung, bei schriftlichen 
Prüfungen bis zu einem Tag vor dem Beginn der jeweiligen Prüfung möglich. Die oder der 
Studierende gilt dann als nicht zu der Prüfung angemeldet.  
(6) Für Modulprüfungen ist bei Klausurarbeiten eine Bearbeitungszeit von wenigstens einer 
Stunde bis maximal vier Stunden Dauer, für mündliche Prüfungen eine Dauer von 
wenigstens 15 und maximal 45 Minuten vorzusehen. Für Teilleistungen sind wenigstens 
eine Stunde bis maximal drei Stunden Dauer für Klausurarbeiten und für mündliche 
Prüfungen eine Dauer von wenigstens 15 bis maximal 30 Minuten pro Studierender oder 
Studierendem vorzusehen.  
(7) Die Klausurarbeiten werden unter Aufsicht durchgeführt und sind nicht öffentlich. 
Eventuell zugelassene Hilfsmittel werden vor der Prüfung von der oder dem jeweiligen 
Lehrenden bekannt gegeben. Die Bewertung von schriftlichen Prüfungsleistungen ist den 
Studierenden nach spätestens zwei Monaten, aber mindestens vier Wochen vor einer 
zugehörigen Nachklausur bekannt zu geben, wobei die Anforderungen des 
Datenschutzes zu beachten sind. 
(8) Bei mündlichen Prüfungen sind die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der 
mündlichen Prüfung in einem Protokoll festzuhalten. Wird eine mündliche Prüfung vor 
einer oder einem Prüfenden abgelegt, hat dieser bzw. diese vor der Festsetzung der Note 
gemäß § 16 Absatz 1 die oder den Beisitzenden zu hören. Wird eine mündliche Prüfung 
vor zwei Prüfenden abgelegt, legt jede oder jeder Prüfende eine Einzelnote für die 
mündliche Prüfungsleistung gemäß § 16 Absatz 1 fest. Die Noten der mündlichen 
Prüfungsleistung werden aus dem arithmetischen Mittel der beiden Einzelnoten 
entsprechend § 16 Absatz 6 ermittelt. Bewertet nur eine oder einer der Prüfenden die 
mündliche Prüfungsleistung mit mindestens „ausreichend“ (4,0) wird die Prüfung vor 
zwei anderen Prüfenden, die vom Prüfungsausschuss bestimmt werden, ohne 
Anrechnung eines Fehlversuchs wiederholt. Das Ergebnis der Prüfung ist den 
Studierenden im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben. Studierende, 
die sich zu einem späteren Zeitpunkt der gleichen Prüfung unterziehen wollen, werden 
nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhörerinnen und Zuhörer zugelassen, es 
sei denn, die oder der zu prüfende Studierende widerspricht. Die Zulassung erstreckt 
sich nicht auf die Beratung und die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. Im Falle einer 
Beeinflussung oder Störung der Prüfung können diese Personen von der oder dem 
Prüfenden als Zuhörerin bzw. Zuhörer ausgeschlossen werden. 
(9) In Modulen, die mit einer Modulprüfung abschließen, können in den einzelnen 
Lehrveranstaltungen zusätzliche Studienleistungen verlangt werden. Dies können 
insbesondere sein: Referate, Hausarbeiten, testierte Praktikumsversuche, praktische 
Übungen, schriftliche oder mündliche Leistungsüberprüfungen, Vorträge oder Protokolle. 
Die Anforderungen einer Studienleistung liegen in Form und Umfang deutlich unterhalb 
der Anforderungen einer Prüfung. Soweit die Art der Studienleistung nicht in den 
Modulbeschreibungen definiert ist, wird sie von der oder dem Lehrenden jeweils zu 
Beginn der Veranstaltung bekannt gemacht. Studienleistungen können benotet oder mit 
„bestanden“ bzw. „nicht bestanden“ bewertet werden. Voraussetzung für die Teilnahme 
an der Modulprüfung ist die erfolgreiche Erbringung aller in diesem Modul geforderten 
Studienleistungen. Eine Teilnahme an diesen Studienleistungen kann auch als freiwillig 
angegeben werden. 
(10) Bei Exkursionen, Sprachkursen, Praktika, praktischen Übungen oder vergleichbaren 
Lehrveranstaltungen, in denen zum Erreichen der lehrveranstaltungsspezifischen 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
4/2016           Seite 80 
Lernziele eine regelmäßige aktive Beteiligung der Studierenden erforderlich und 
verhältnismäßig ist, kann eine Anwesenheitspflicht gelten. Diese wird von der oder dem 
Lehrenden in Abstimmung mit dem Prüfungsausschuss im Sinne des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes festgelegt. Dabei ist im Rahmen einer 
Einzelfallprüfung und unter Berücksichtigung der Besonderheiten der jeweiligen 
Lehrveranstaltung konkret abzuwägen und festzustellen, ob und in welchem Umfang die 
Anwesenheitspflicht für das Erreichen des Lernziels erforderlich ist und ob das Lernziel 
auch nicht durch mildere Mittel, wie z. B. Selbststudium allein oder in privaten 
Arbeitsgemeinschaften, erreicht werden kann. Nur unter diesen engen Voraussetzungen 
ist ein Eingriff in die Studierfreiheit unter dem Aspekt der verfassungsrechtlichen 
Rechtfertigung legitimiert. Das bedeutet zudem, eine pauschale und vom Einzelfall 
losgelöste Feststellung der Notwendigkeit einer Anwesenheitspflicht ist stets 
unzulässig. Die genaue Ausgestaltung der Anwesenheitspflicht wird den Studierenden in 
geeigneter Form zu Beginn der Lehrveranstaltung bekannt gegeben. 
(11) Machen Studierende durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie wegen länger 
andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung oder chronischer Erkrankung nicht 
in der Lage sind, eine Prüfungsleistung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form 
oder Frist abzulegen, so legt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses fest, in 
welcher anderen Form oder Frist die Prüfungsleistung erbracht wird. Bei Zweifeln wird 
die zuständige Person oder Stelle für Fragen zu Belangen behinderter Studierender (z. B. 
Bereich „Behinderung und Studium“ innerhalb des Zentrums für Hochschulbildung an 
der Technischen Universität Dortmund) beteiligt. Prüfungsverfahren berücksichtigen die 
gesetzlichen Mutterschutzfristen sowie Ausfallzeiten durch die Pflege im Haushalt 
lebender, überwiegend zu betreuender Kinder, die Pflege des Ehegatten, des 
eingetragenen Lebenspartners oder der eingetragenen Lebenspartnerin oder eines oder 
einer in gerader Linie Verwandten oder ersten Grades Verschwägerten, soweit diese oder 
dieser pflegebedürftig ist. 
 
§ 9 
Wiederholung von Prüfungen, Bestehen der Masterprüfung,  
endgültiges Nichtbestehen 
(1) Die Modulprüfungen und die einzelnen Teilleistungen können, wenn sie nicht bestanden 
sind oder als nicht bestanden gelten, zweimal wiederholt werden. Bei Nichtbestehen 
einer Teilleistung ist nur diese zu wiederholen. Bestandene Prüfungen können nicht 
wiederholt werden.  
(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Masterarbeit nur als Ganzes und dann nur einmal mit 
neuer Themenstellung wiederholt werden. Eine Rückgabe des Themas der Masterarbeit 
gemäß § 17 Absatz 6 ist nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der 
Anfertigung der nicht erfolgreichen Masterarbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch 
gemacht hat.  
(3) Das endgültige Nichtbestehen von Wahlpflichtmodulen kann durch andere erfolgreich 
absolvierte Wahlpflichtmodule ausgeglichen werden.  
(4) Ein Wechsel des Wahlpflichtmoduls nach dem ersten Nichtbestehen der Prüfung ist 
zweimal möglich und nur solange noch keine der dem Modul zugehörigen Prüfungen 
endgültig nicht bestanden wurde. 
(5) Die Möglichkeit zur Wiederholung einer nicht bestandenen Prüfung muss innerhalb von 8 
Wochen nach Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse angeboten werden. Die Teilnahme an 
der Wiederholungsprüfung bei Nichtbestehen einer Prüfung ist verpflichtend. 
Studierende, die sich nicht innerhalb von zwei Wochen nach der Bekanntgabe des 
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Prüfungstermins zur Wiederholungsprüfung anmelden, verlieren den Prüfungsanspruch, 
es sei denn, sie weisen nach, dass sie das Versäumnis der Frist nicht zu vertreten haben. 
Über die Ausnahme zu dieser Regelung entscheidet der Prüfungsausschuss. Die Frist 
verlängert sich in den Fällen des § 64 Absatz 3a HG jeweils um die dort angegebenen 
Zeiträume. 
(6) Falls die zweite Wiederholung einer Prüfung in schriftlicher Form erfolgt, hat die oder der 
Studierende sich vor der Festsetzung der Note „nicht ausreichend“ (5,0) einer 
mündlichen Ergänzungsprüfung zu unterziehen. Für die Abnahme der mündlichen 
Ergänzungsprüfung gelten § 8 Absatz 4 und Absatz 8 und § 16 entsprechend. Aufgrund 
der mündlichen Ergänzungsprüfung wird die Note „ausreichend“ (4,0) oder „nicht 
ausreichend“ (5,0) festgesetzt. Die mündliche Ergänzungsprüfung hat innerhalb von 12 
Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses zu erfolgen. Das Gesamtergebnis 
ist in einem Protokoll festzuhalten und der oder dem Studierenden im Anschluss an die 
mündliche Ergänzungsprüfung bekannt zu geben. Die mündliche Ergänzungsprüfung ist 
ausgeschlossen, wenn die Note „nicht ausreichend“ (5,0) auf Grund eines 
Täuschungsversuchs, eines Versäumnisses oder eines Rücktritts ohne triftige Gründe 
gemäß § 13 festgesetzt wurde. 
(7) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn sämtliche 120 Leistungspunkte aus den 
Modulprüfungen und Teilleistungen sowie für die Masterarbeit erworben wurden.  
(8) Die Masterprüfung ist insgesamt endgültig nicht bestanden, wenn 
a) die Masterarbeit nach Wiederholung wiederum nicht bestanden ist oder als nicht 
bestanden gilt oder 
b) der oder die Studierende nicht mehr die erforderliche Mindestanzahl von 
Leistungspunkten erwerben kann oder 
c) eines der im Anhang genannten Pflichtmodule endgültig nicht bestanden wurde. 
(9) Ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden oder gilt eine Prüfungsleistung als nicht 
bestanden, so erteilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der oder dem 
Studierenden hierüber einen schriftlichen Bescheid. Der Bescheid ist mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Auf Antrag wird der oder dem Studierenden eine 
Bescheinigung über die erfolgreich abgelegten Prüfungen ausgestellt; aufgenommen 





(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen 
Aufgaben wird der bestehende Prüfungsausschuss der Fakultät Maschinenbau mit 
entsprechenden Aufgaben betraut.  
(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus sieben Mitgliedern, und zwar vier Mitgliedern aus 
der Gruppe der Hochschullehrenden, einem Mitglied aus der Gruppe der akademischen 
Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen und zwei Mitgliedern aus der Gruppe der 
Studierenden. Die Mitglieder werden vom Fakultätsrat nach Gruppen getrennt für zwei 
Jahre, die Mitglieder aus der Gruppe der Studierenden für ein Jahr gewählt. Der 
Prüfungsausschuss wählt aus seinen Mitgliedern aus der Gruppe der 
Hochschullehrenden die  Vorsitzende oder den Vorsitzenden sowie die  stellvertretende 
Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden. Für die Mitglieder des 
Prüfungsausschusses mit Ausnahme der oder des Vorsitzenden und dessen oder deren 
Stellvertreter oder Stellvertreterin werden vom Fakultätsrat Vertreter oder 
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Vertreterinnen gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die Zusammensetzung des 
Prüfungsausschusses wird von der Dekanin oder dem Dekan bekannt gegeben.  
(3) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung 
eingehalten werden und sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er 
ist insbesondere zuständig für die Entscheidung über Widersprüche gegen im 
Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen und für die Abstimmung von 
fakultätsübergreifenden Frage- und Problemstellungen. Darüber hinaus hat der 
Prüfungsausschuss dem Fakultätsrat regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, über die 
Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten zu berichten. Er gibt Anregungen zur 
Reform der Prüfungsordnung und der Studienpläne. Der Prüfungsausschuss kann die 
Erledigung bestimmter Aufgaben (z. B. Anerkennungsfragen, Eilentscheidungen, etc.) im 
Rahmen der laufenden Geschäfte auf die Vorsitzende oder den  Vorsitzenden übertragen. 
Dies gilt nicht für Entscheidungen über Widersprüche und den Bericht an den 
Fakultätsrat.  
(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der oder dem Vorsitzenden oder 
der  oder dem stellvertretenden Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern aus der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer mindestens zwei weitere 
stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Der Prüfungsausschuss entscheidet mit 
einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des 
Vorsitzenden. Die studentischen Mitglieder wirken an pädagogisch-wissenschaftlichen 
Entscheidungen nicht mit. Als solche gelten insbesondere die Beurteilung, die 
Anerkennung von Leistungen, die Festlegung von Prüfungsaufgaben und die Bestellung 
der Prüfenden sowie der Beisitzenden. 
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme von Prüfungen 
beizuwohnen. 
(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des 
Prüfungsausschusses, einschließlich ihrer Vertreterinnen und Vertreter, die Prüfenden 
sowie die Beisitzenden unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im 
öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
(7) Die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses übernimmt die Zentrale 
Prüfungsverwaltung der Technischen Universität Dortmund.  
 
§ 11 
Prüfende und Beisitzende 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzenden gemäß den 
gesetzlichen Vorgaben. Er kann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses übertragen. Zur oder zum Prüfenden dürfen Hochschullehrende 
sowie weitere prüfungsberechtigte Personen im Sinne des § 65 Absatz 1 HG bestellt 
werden. Zur oder zum Beisitzenden darf bestellt werden, wer eine Diplom- oder 
Masterprüfung im entsprechenden Fachgebiet bestanden hat oder entsprechende 
einschlägige Qualifikationen nachweisen kann.  
(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 
(3) Studierende können für die Masterarbeit (Thesis) Prüfende vorschlagen. Auf die 
Vorschläge soll nach Möglichkeit Rücksicht genommen werden. Die Vorschläge 
begründen jedoch keinen Anspruch. 
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§ 12 
Anerkennung von Prüfungsleistungen, Einstufung in höhere Fachsemester 
Für die Anerkennung von Prüfungsleistungen und die Einstufung in höhere Fachsemester 
findet die jeweils gültige Ordnung über die Anerkennung von Prüfungsleistungen für alle 
Bachelor- und Masterstudiengänge an der Technischen Universität Dortmund Anwendung. 
 
§ 13 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß 
(1) Eine Prüfung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet, 
wenn die Kandidatin oder der Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe 
nicht erscheint oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von 
der Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht 
innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 
(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 
Bei Krankheit der Kandidatin oder  des Kandidaten oder eines von der Kandidatin oder 
dem Kandidaten überwiegend zu betreuenden Kindes ist die Vorlage eines 
deutschsprachigen ärztlichen Attestes erforderlich. Bei Krankheit der Kandidatin oder 
des Kandidaten muss das ärztliche Attest die Prüfungsunfähigkeit belegen. Bei dem 
nachträglichen Rücktritt von einer abgelegten Prüfung muss aus dem ärztlichen Attest 
hervorgehen, dass die bei der Prüfung gegebene Leistungsbeeinträchtigung für die 
Studierende oder den Studierenden aus gesundheitlichen Gründen nicht erkennbar war 
und vernünftigerweise kein Anlass bestand, die Leistungsfähigkeit in Zweifel zu ziehen. 
Bestehen für den Prüfungsausschuss zureichende tatsächliche Anhaltspunkte, die eine 
Prüfungsfähigkeit als wahrscheinlich erscheinen lassen, so kann der Prüfungsausschuss 
eine ärztliche Bescheinigung einer Vertrauensärztin oder eines Vertrauensarztes der 
Technischen Universität Dortmund verlangen. Erkennt der Prüfungsausschuss die 
Gründe für den Rücktritt oder das Versäumnis nicht an, wird dies der Kandidatin oder 
dem Kandidaten schriftlich mitgeteilt. 
(3) Wird eine Prüfungsleistung durch Täuschung (z. B. Verwendung unerlaubter Hilfsmittel, 
Übernahme von Textpassagen ohne Wiedergabe als Zitat, Abschreiben etc.) beeinflusst, 
gilt diese Prüfung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet. 
Dies gilt ebenfalls für den Versuch der Täuschung. Die Entscheidung, ob ein 
Täuschungsversuch oder eine Täuschungshandlung vorliegt, trifft die oder der jeweilige 
Prüfende. Wird während einer Prüfung ein Täuschungsversuch oder eine Täuschung im 
Sinne von Satz 1 durch die Aufsichtsführende oder den Aufsichtsführenden festgestellt, 
protokolliert diese oder dieser den Täuschungsversuch bzw. die Täuschung. Die oder der 
jeweilige Prüfende entscheidet, ob die Prüfung mit „nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht 
bestanden“ bewertet wird. Eine Kandidatin oder ein Kandidat, die oder der den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der oder dem jeweiligen Prüfenden 
oder der oder dem Aufsichtsführenden in der Regel nach Ermahnung von der Fortsetzung 
der Prüfung ausgeschlossen werden. In diesem Fall gilt die betreffende Prüfung als mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) oder „nicht bestanden“ bewertet. Die jeweiligen Gründe für die 
Entscheidung sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden Fällen von Täuschung 
oder Störung kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der 
Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen. 
(4) Der Prüfungsausschuss kann von der Kandidatin und dem Kandidaten bei 
Modulprüfungen oder Teilleistungen eine schriftliche Erklärung verlangen, dass sie bzw. 
er die Arbeit – bei einer Gruppenarbeit einen entsprechend gekennzeichneten Anteil der 
Arbeit – selbstständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und 
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Hilfsmittel benutzt sowie wörtliche und sinngemäße Zitate kenntlich gemacht hat. § 17 
Absatz 9 bleibt unberührt. 
(5) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb einer Frist von 14 Tagen verlangen, dass 
Entscheidungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. Belastende 
Entscheidungen sind den Studierenden unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu 
begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Vor der Entscheidung ist 






Zulassung zur Masterprüfung 
(1) Mit der Immatrikulation in den Masterstudiengang Manufacturing Technology an der 
Technischen Universität Dortmund oder der Zulassung als  Zweithörerin oder Zweithörer 
gemäß § 52 Absatz 2 HG gilt eine Studierende oder ein Studierender als zu den Prüfungen 
dieses Studiengangs zugelassen, es sei denn, die Zulassung ist gemäß Absatz 2 zu 
versagen. 
(2) Die Zulassung ist zu versagen, wenn 
a) die Kandidatin oder der Kandidat eine nach dieser Prüfungsordnung erforderliche 
Prüfung in dem Masterstudiengang Manufacturing Technology an der Technischen 
Universität Dortmund oder in einem anderen Studiengang, der zu diesem Studiengang 
eine erhebliche inhaltliche Nähe aufweist, endgültig nicht bestanden hat oder  
b) der Kandidatin oder dem Kandidaten nach erbrachter Prüfungsleistung in einem der 
vorgenannten Studiengänge aufgrund einer anschließenden Anfechtung des 
Prüfungsbescheides eine bestands- und rechtskräftige Entscheidung über das 
endgültige Nichtbestehen noch nicht vorliegt oder 
c) die Kandidatin oder der Kandidat den Prüfungsanspruch gemäß § 9 Absatz 5 für eine 
nach dieser Prüfungsordnung erforderliche Prüfung im Masterstudiengang 
Manufacturing Technology an der Technischen Universität Dortmund verloren hat. 
 
§ 15 
Umfang der Masterprüfung 
(1) Die Masterprüfung setzt sich zusammen aus studienbegleitenden Prüfungen, in denen 
insgesamt 90 Leistungspunkte zu erwerben sind. Weitere 30 Leistungspunkte sind durch 
die Masterarbeit (Thesis) zu erwerben. 
(2) Aus dem Anhang ergeben sich die zu studierenden Module und die ihnen jeweils 
zugeordneten Leistungspunkte und Prüfungsformen. Aus dem Anhang ergibt sich auch, 
welche der Module Pflicht- und Wahlpflichtmodule sind. Näheres regeln die 
Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs. 
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§ 16 
Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen, 
Erwerb von Leistungspunkten, Bildung von Noten 
(1) Die Noten für die Prüfungen und Teilleistungen werden von den jeweiligen Prüfenden 
festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten zu verwenden: 
1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung 
2 = gut  = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen 
Anforderungen liegt 
3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen 
entspricht 
4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den 
Anforderungen genügt 
5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 
Anforderungen nicht mehr genügt. 
Zur differenzierten Betrachtung der studienbegleitenden Prüfungen können die Noten 
um 0,3 verringert oder erhöht werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei 
ausgeschlossen. 
(2) Die dem jeweiligen Modul zugeordnete Zahl von Leistungspunkten wird erworben, wenn 
das Modul mit mindestens „ausreichend“ (4,0) oder „bestanden“ bewertet worden ist.  
(3) Eine schriftliche Klausurarbeit, welche ausschließlich im Antwort-Wahl-Verfahren 
durchgeführt wurde, gilt als bestanden, wenn 
a) 60 % der zu erreichenden Gesamtpunktzahl erreicht worden ist oder 
b) die erreichte Punktzahl um nicht mehr als 22 % die durchschnittliche 
Prüfungsleistung der Kandidatinnen und Kandidaten unterschreitet, die an der 
Prüfung teilgenommen haben. 
(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Mindestpunktzahl gemäß Absatz 3 erreicht und 
damit die Prüfung bestanden, so lautet die Note wie folgt: 
1 = „sehr gut“, falls sie bzw. er mindestens 75 % 
2 = „gut“, falls sie bzw. er mindestens 50 % aber weniger als 75 % 
3 = „befriedigend“, falls sie bzw. er mindestens 25 % aber weniger als 50 % 
4 = „ausreichend“, falls sie bzw. er keine oder weniger als 25 % 
der über die Mindestpunktzahl hinausgehenden zu erreichenden Punkte erreicht hat. 
(5) Wird eine schriftliche Klausurarbeit nur teilweise im Antwort-Wahl-Verfahren 
durchgeführt, so werden die Aufgaben im Antwort-Wahl-Verfahren nach den Absätzen 3 
und 4 bewertet. Die übrigen Aufgaben werden nach dem für sie üblichen Verfahren 
beurteilt. Aus beiden Bewertungen wird die Note der Prüfungsleistung ermittelt, wobei 
die Anteile der jeweils zu erreichenden Gesamtpunktzahlen berücksichtigt werden. 
Absatz 6 gilt entsprechend. 
(6) Wird das Modul durch eine Modulprüfung abgeschlossen, so ist diese Note gleichzeitig 
die Modulnote. Bei Teilleistungen errechnet sich die Modulnote aus dem arithmetischen 
Mittel der mit den entsprechenden Leistungspunkten gewichteten, nicht gerundeten 
Noten der im Rahmen des jeweiligen Moduls abgelegten Teilleistungen. Bei den Modulen 
11: „Laboratory Work“, 12: „Scientific Projekt Work“, 13:  „ Außerfachliche Qualifikation“ 
und 20: „Topics in Manufacturing Technology“ kann es vorkommen, dass die 
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Gesamtanzahl der addierten Leistungspunkte der einzelnen Teilleistungen höher ist als 
die im Anhang und in den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs angegebene 
Anzahl der Leistungspunkte des Moduls. In diesem Fall wird die Modulnote wie oben 
beschrieben aus dem arithmetischen Mittel der mit den jeweiligen Leistungspunkten 
gewichten Einzelnoten errechnet. Bei der Berechnung der Gesamtnote wird das Modul 
mit den im Anhang angegebenen Leistungspunkten gewichtet.  
Auf Antrag des oder der Studierenden können bei der Festsetzung der Modulnote 
darüber hinaus bis zu drei freiwillige semesterbegleitende Studienleistungen 
berücksichtigt werden, wenn die Modulprüfung oder die Teilleistungen mit mindestens 
ausreichenden Leistungen bestanden wurden. Die Modulnote berechnet sich dann zu 
mindestens 75 % aus der Note der Modulprüfung bzw. aus dem arithmetischen Mittel der 
Teilleistungen und bis zu 25 % aus dem arithmetischen Mittel der Noten von den bis zu 
drei freiwilligen semesterbegleitenden Studienleistungen. 
Die Modulnoten lauten in Worten: 
bei einem Durchschnitt bis 1,5 = sehr gut 
bei einem Durchschnittswert über 1,5 bis 2,5 = gut 
bei einem Durchschnittswert über 2,5 bis 3,5 = befriedigend 
bei einem Durchschnittswert über 3,5 bis 4,0 = ausreichend 
bei einem Durchschnittswert über 4,0 = nicht ausreichend. 
Bei der Bildung der Modulnoten wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma 
berücksichtigt; alle weiteren Nachkommastellen werden ohne Rundung gestrichen. 
(7) Die Gesamtnote der Masterprüfung errechnet sich aus dem arithmetischen Mittel der 
gemäß Absatz 6 gebildeten Modulnoten und der Note der Masterarbeit, wobei die 
einzelnen Modulnoten und die Note der Masterarbeit mit der jeweiligen Zahl von 
Leistungspunkten gewichtet werden. Werden mehr Wahlpflichtmodule abgeschlossen 
als nach der entsprechenden Übersicht im Anhang gefordert, so sind unter Beachtung 
der nach dieser Prüfungsordnung festgelegten Mindesterfordernisse die Module mit den 
schlechtesten Noten für die Masterprüfung nicht zu berücksichtigen. Bei gleichen Noten 
sind die später absolvierten Module nicht zu berücksichtigen. Eine andere 
Berücksichtigung ist auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten möglich. Absatz 6 
gilt entsprechend.  
(8) Die Gesamtnote wird zugleich in Form eines Grades nach dem European Credit Transfer 
System (ECTS) ausgewiesen. Darüber hinaus können ECTS-Grade für alle benoteten 
Prüfungsleistungen ausgewiesen werden. Hierzu ist ein entsprechender Beschluss des 
Prüfungsausschusses erforderlich. 
Die Grade nach ECTS werden wie folgt ausgewiesen: 
A =  in der Regel die besten ca. 10 % der erfolgreichen Studierenden; 
B =  in der Regel die nächsten ca. 25 % der erfolgreichen Studierenden; 
C =  in der Regel die nächsten ca. 30 % der erfolgreichen Studierenden; 
D =  in der Regel die nächsten ca. 25 % der erfolgreichen Studierenden; 
E =  in der Regel die nächsten ca. 10 % der erfolgreichen Studierenden. 
(9) Die Bildung der ECTS-Grade erfolgt grundsätzlich durch einen Vergleich der Kohorten der 
letzten sechs Semester. Ist diese Gruppe kleiner als 50 Personen, so ist die 
Bezugsgruppe aus den letzten 10 Semestern zu ermitteln. Das aktuelle Semester soll bei 
der Bildung der ECTS-Grade grundsätzlich nicht berücksichtigt werden. Solange keine 
statistischen Daten zur Berechnung einer relativen Bewertung zur Verfügung stehen, 
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werden keine ECTS-Grade ausgewiesen. Aus Gründen der rechtssicheren Vergabe kann 
durch Beschluss des Prüfungsausschusses auf die Ausweisung von ECTS-Graden 
verzichtet werden. Entsprechende Hinweise erscheinen im Abschlussdokument. Bei der 
Zusammensetzung der Vergleichsgruppe ist nach dem Abschluss und dem Studiengang 
zu differenzieren. Darüber hinaus kann in sachlich begründeten Fällen eine andere 
Zusammensetzung der Vergleichsgruppe erfolgen. Hierzu ist ein entsprechender 
Beschluss des Prüfungsausschusses erforderlich.  
(10) Anstelle der Gesamtnote "sehr gut" wird das Gesamturteil "mit Auszeichnung bestanden" 
erteilt, wenn die Masterarbeit mindestens mit 1,3 bewertet und der mit den 





(1) Die Masterarbeit (Thesis) kann nach dem Erwerb von 80 Leistungspunkten aufgenommen 
werden. Durch die Masterarbeit werden 30 Leistungspunkte erworben.  
(2) Die Masterarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat in der Lage ist, 
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem selbstständig nach wissenschaftlichen 
Methoden zu bearbeiten. Die Kandidatin oder der Kandidat kann Vorschläge für das 
Thema der Arbeit machen. Das Thema der Masterarbeit soll industrienah gewählt werden 
und muss das Fachgebiet Fertigungstechnik beinhalten. Die Ausgabe des Themas erfolgt 
über die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses; der Zeitpunkt der 
Ausgabe ist aktenkundig zu machen. 
(3) Die Masterarbeit kann von jedem Hochschullehrer oder jeder Hochschullehrerin und 
jeder oder jedem Habilitierten des Faches, die oder der in Forschung und Lehre tätig ist, 
ausgegeben und betreut werden. Andere Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen, die 
die Voraussetzungen nach § 65 Absatz 1 HG erfüllen, können mit Zustimmung des 
Prüfungsausschusses zum oder zur Betreuenden bestellt werden. 
(4) Kann eine Kandidatin oder ein Kandidat keine Betreuende oder keinen Betreuenden 
benennen, sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses dafür, dass der oder 
die Studierende ein Thema für die Masterarbeit und eine Betreuende oder einen 
Betreuenden erhält. 
(5) Die Bearbeitungszeit für die Masterarbeit beträgt 6 Monate. Das Thema und die 
Aufgabenstellung müssen so beschaffen sein, dass die Arbeit innerhalb dieser Frist 
abgeschlossen werden kann. Auf begründeten Antrag der Kandidatin oder des 
Kandidaten kann die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses im Einvernehmen 
mit dem oder der Betreuenden ausnahmsweise eine Verlängerung der Bearbeitungszeit 
um bis zu vier Wochen gewähren. Ein Verlängerungsantrag ist spätestens 14 Tage vor 
Ablauf der Bearbeitungszeit an den Prüfungsausschuss zu stellen. 
(6) Das Thema der Masterarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten vierzehn Tage 
zurückgegeben werden; die Masterarbeit gilt dann als nicht begonnen. 
(7) Der Umfang der Masterarbeit soll 120 Seiten nicht überschreiten. Die Masterarbeit ist in 
englischer Sprache zu verfassen. 
(8) Die Masterarbeit ist stets eigenständig als Einzelarbeit zu verfassen. Dies schließt 
jedoch nicht aus, dass das Thema der Masterarbeit innerhalb einer Arbeitsgruppe 
bearbeitet wird. Hierbei muss sichergestellt sein, dass der als Prüfungsleistung zu 
bewertende Beitrag der oder des Einzelnen nach objektiven Kriterien deutlich 
unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt. 
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(9) Bei der Abgabe der Masterarbeit hat die Kandidatin oder der Kandidat an Eides statt zu 
versichern, dass sie oder er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als die 
angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie wörtliche und sinngemäße Zitate 
kenntlich gemacht hat. In das Quellenverzeichnis sind auch unveröffentlichte Beiträge 
aufzunehmen. Für die eidesstattliche Versicherung ist ein einheitlicher Vordruck der 
Zentralen Prüfungsverwaltung der Technischen Universität Dortmund zu verwenden und 
bei der Abgabe der Masterarbeit als fester Bestandteil der Masterarbeit unterschrieben 
einzubinden. 
(10) Zur Masterarbeit gehört eine mündliche Prüfung mit Präsentation der durchgeführten 
Arbeiten und erreichten Ergebnisse. Sie markiert das Abschlussdatum der 
Masterprüfung und muss nach Abgabe der Masterarbeit abgelegt werden. Die mündliche 
Prüfung dauert in der Regel je Kandidatin oder Kandidat 30 bis 45 Minuten. Die 
mündliche Prüfung wird von zwei Prüfenden bewertet, die in der Regel mit den Prüfenden 
der Masterarbeit identisch sind. Für die Bewertung gilt § 8 Absatz 8 Satz 3 und Satz 4.  
 
§ 18 
Abgabe und Bewertung der Masterarbeit 
(1) Die Masterarbeit ist fristgemäß beim Dekanat der Fakultät Maschinenbau in zweifacher 
Ausfertigung und zusätzlich in einer für ein Softwareprodukt zur Plagiatserkennung 
verwendbaren elektronischen Fassung abzugeben. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig 
zu machen. Bei Postanlieferung gilt das Datum des Poststempels. Wird die Masterarbeit 
nicht fristgemäß abgegeben, gilt sie als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 
(2) Die Masterarbeit ist von zwei Prüfenden zu begutachten und zu bewerten. Eine oder einer 
der Prüfenden soll die oder der Betreuende der Arbeit sein (Erstgutachterin oder 
Erstgutachter). Die oder der zweite Prüfende (Zweitgutachterin oder Zweitgutachter) 
wird von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestimmt.  
(3) Die einzelne Bewertung ist entsprechend § 16 vorzunehmen und schriftlich zu 
begründen. Die Note der Masterarbeit gemäß § 16 wird aus dem arithmetischen Mittel 
der Einzelbewertungen gebildet, sofern die Differenz nicht mehr als 2,0 beträgt. Beträgt 
die Differenz mehr als 2,0 oder bewertet nur eine Prüfende oder ein Prüfender die 
Masterarbeit mit „ausreichend“ (4,0), so wird vom Prüfungsausschuss eine dritte 
Prüfende oder ein dritter Prüfender zur Bewertung der Masterarbeit bestimmt. In diesem 
Fall wird die Note der Masterarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden besseren 
Noten gebildet. Die Masterarbeit kann jedoch nur dann als „ausreichend“ (4,0) oder 
besser bewertet werden, wenn mindestens zwei Noten „ausreichend“ (4,0) oder besser 
sind. § 16 Absatz 6 gilt entsprechend.  
(4) Die Bewertung der Masterarbeit ist den Studierenden spätestens einen Monat nach der 
Abgabe mitzuteilen. 
(5) Die Gesamtnote für die Masterarbeit setzt sich zusammen aus der Durchschnittsnote der 
Gutachten mit einer Gewichtung von 0,8 und der Note für die mündliche Prüfung mit einer 




(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann vor dem Bestehen bzw. dem endgültigen 
Nichtbestehen  der Masterprüfung in weiteren als den vorgeschriebenen Modulen 
Prüfungsleistungen erbringen. Mit diesen Prüfungsleistungen können keine 
Leistungspunkte erworben werden.  
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(2) Die Ergebnisse der Prüfung in diesen Zusatzfächern werden auf Antrag der oder des 
Studierenden in das (Transcript of Records) aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung 
der Gesamtnote nicht mit einbezogen. 
 
§ 20 
Zeugnis, Bescheinigungen für einen Hochschulwechsel 
(1) Über die bestandene Masterprüfung erhält die Kandidatin oder der Kandidat in der Regel 
spätestens vier Wochen nach der Bewertung der letzten Prüfungsleistung ein Zeugnis. 
Das Zeugnis trägt das Datum, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht wurde. In das 
Zeugnis sind die Gesamtnote der Masterprüfung, einschließlich des ECTS-Grades nach           
§ 16 Absatz 8, das Thema und die Note der Masterarbeit, die Module und Modulnoten 
sowie die Anzahl der in den einzelnen Modulen erworbenen Leistungspunkte 
aufzunehmen.  
(2) Dem Zeugnis wird ein Diploma Supplement beigefügt. Es beschreibt insbesondere die 
wesentlichen, dem Abschluss zugrunde liegenden Studieninhalte, den Studienverlauf, 
die mit dem Abschluss erworbenen Kompetenzen sowie die verleihende Hochschule. Das 
Diploma Supplement wird in deutscher und englischer Sprache ausgestellt. Des Weiteren 
wird dem Zeugnis eine Übersicht über die erbrachten Leistungen beigefügt (Transcript of 
Records). 
(3) Auf dem Transcript of Records werden auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten 
zusätzliche Leistungen ausgewiesen, die nicht in die Modul- und Gesamtnote 
eingegangen sind. 
(4) Die Kandidatin oder der Kandidat kann beantragen, dass auch vor Abschluss der 
Masterprüfung eine Bescheinigung über die bereits erbrachten Prüfungsleistungen 
(Notenbescheinigung) erstellt wird, die eine Aufstellung der erfolgreich absolvierten 
Module mit den erworbenen Leistungspunkten und Prüfungsleistungen und den Noten 
nach § 16 Absatz 1 enthält. Diese Bescheinigung kann höchstens einmal pro Semester 
beantragt werden. 
(5) Das Zeugnis wird von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterschrieben. 
(6) Das Zeugnis und die Bescheinigungen werden der Kandidatin oder dem Kandidaten auch 




(1) Der Kandidatin oder dem Kandidaten wird eine Masterurkunde mit dem Datum des 
Zeugnisses in deutscher und englischer Sprache ausgehändigt. Darin wird die Verleihung 
des akademischen Grades gemäß § 4 beurkundet. Der Studiengang der Absolventin oder 
des Absolventen ist in der Masterurkunde anzugeben.  
(2) Die Masterurkunde wird von dem Dekan oder der Dekanin der Fakultät Maschinenbau 
und von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet und mit 
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Ungültigkeit von Prüfungsleistungen und Aberkennung des Mastergrades 
(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese 
Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss 
nachträglich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die 
Kandidatin oder der Kandidat getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung 
ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären. 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass 
die Kandidatin oder der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen 
der Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen über die 
Rechtsfolgen. 
(3) Vor einer Entscheidung gemäß Absatz 1 und Absatz 2 ist der oder dem Betroffenen 
Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen Äußerung zu geben. 
(4) Bei einer Entscheidung nach Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 2 ist das unrichtige Zeugnis 
einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 
oder Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des 
Zeugnisses ausgeschlossen. 
(5) Der Mastergrad wird aberkannt und die Urkunde ist einzuziehen, wenn sich nachträglich 
herausstellt, dass er durch Täuschung erworben worden ist oder wenn wesentliche 
Voraussetzungen für die Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. Über 
die Aberkennung entscheidet der  Fakultätsrat der Fakultät Maschinenbau. 
 
§ 23 
Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
(1) Nach Bekanntgabe eines Klausurergebnisses wird eine Einsicht in die Klausur gewährt. 
Zeit und Ort der Einsichtnahme werden von den Prüfenden festgelegt und spätestens mit 
der Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse in geeigneter Form  bekannt gegeben. 
(2) Die Einsicht in die weiteren schriftlichen Prüfungsleistungen, die darauf bezogenen 
Gutachten der Prüfenden sowie in die Prüfungsprotokolle der mündlichen Prüfungen wird 
den Studierenden auf Antrag gewährt. Der Antrag ist binnen drei Monaten nach 
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
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§ 24 
Anwendungsbereich, Inkrafttreten und Veröffentlichung 
(1) Diese Prüfungsordnung findet auf alle Studierenden Anwendung, die seit dem 
Wintersemester 2015 / 2016 erstmals in den Masterstudiengang Manufacturing 
Technology an der Technischen Universität Dortmund eingeschrieben worden sind. 
(2) Die §§ 7, 8 Absatz 3, Absatz 5, Absatz 9 Satz 7 und Absatz 10, 9 Absatz 4 und Absatz 6, 13 
Absatz 2, 16 Absätze 3 bis 5, Absatz 6 Sätze 6 und 7 sowie Absatz 10, 20 Absatz 2 sowie 
21 Absatz 1 gelten für alle Studierenden, die in den Masterstudiengang Manufacturing 
Technology an der Technischen Universität Dortmund eingeschrieben worden sind. 
(3) Studierende, die bei Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung bereits vor dem 
Wintersemester 2015 / 2016 in den Masterstudiengang eingeschrieben worden sind, 
können beim Prüfungsausschuss beantragen, nach dieser Prüfungsordnung geprüft zu 
werden. Der Antrag ist unwiderruflich. Fehlversuche und Leistungen werden 
angerechnet.  
(4) Diese Prüfungsordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität 
Dortmund veröffentlicht und tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2015 in Kraft. 
Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fakultätsrates der Fakultät Maschinenbau vom 
20.01.2016 und des Rektorates der Technischen Universität Dortmund vom 18.01.2016.  
 
Dortmund, den 26. Januar 2016 
 
Die Rektorin 
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Dr. h.c. Ursula Gather 
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Anhang: Struktur des Masterstudiengangs Manufacturing Technology 
 
 1. Semester 2. Semester 3. Semester 4. Semester 
Pflichtmodul 
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Module 1: Machining 
Technology 
Spanende Fertigungstechnik 
P 2 1. + 2. 10 2 Teilleistungen 
Module 2: Materials 
Technology  
Werkstofftechnologie 
P 2 1. + 2. 10 2 Teilleistungen 
Module 3: Forming Technology  
Umformtechnik P 2 1. + 2. 10 2 Teilleistungen 
Wahlpflichtmodule W* 1 / 2 
1. + 2. 




Module 11: Laboratory Work 




Module 12: Scientific Project 
Work 
Projektarbeit  




Module 13: Interdisciplinary 
Qualification 
Außerfachliche Qualifikation 




Module 14: Master‘s Thesis 
Masterarbeit P 1 4. 30 2 Teilleistungen 
 
* Es müssen Wahlpflichtmodule im Umfang von 30 Leistungspunkten belegt werden. Die 
Wahlpflichtmodule werden in den Modulbeschreibungen des Modulhandbuchs ausgewiesen.  
 
 
